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Zur Diskussion gestellt

Nachhaltiger Konsum und Textilabkommen: Sollten Unternehmen 
und Konsumenten auf die Einhaltung von Mindeststandards 
verpflichtet werden?

Im Oktober 2014 wurde das Bündnis für nachhaltige Textilien von Vertretern der 
Wirtschaft, Zivilgesellschaft, Standardorganisationen und Gewerkschaften ge-
gründet, um soziale, ökologische und ökonomische Verbesserungen entlang der 
Textillieferkette zu erreichen. Zeichnen sich nach etwas über einem Jahr Gültig-
keit erste Erfolge ab? Sabine Ferenschild, SÜDWIND e.V. Institut für Ökonomie 
und Ökumene, sieht ein Manko des Textilbündnisses darin, dass es auf Freiwil-
ligkeit beruht. Positiv dagegen seien die Berücksichtigung aller textilen Verarbei-
tungsstufen sowie die Abdeckung einer breiten Palette inhaltlicher Standards 
im sozialen wie im ökologischen Bereich. Gegenwärtig könne man weder von 
einem Gelingen noch von einem Scheitern sprechen, da das Bündnis noch mit 
der Schaffung seiner eigenen Grundlagen beschäftigt sei. Stefan Körzell, DGB, 
unterstreicht, dass insbesondere die Unternehmen dafür Sorge tragen müssen, 
dass ihre weltweiten Produktionsstandorte oder die ihrer Zulieferer sicher sind. 
Dies dürfe nicht auf Freiwilligkeit beruhen, sondern erfordere strengere Haf-
tungsregeln für Unternehmen, und zwar auf nationaler und internationaler Ebe-
ne. Nach Ansicht von Thomas Silberhorn, Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung, ist das Bündnis ein Beispiel dafür, wie Po-
litik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft gemeinsam an sozialen und ökologischen 
Verbesserungen arbeiten können. Aber auch ein kritisches Bewusstsein der 
Verbraucher sei notwendig, damit die Nachfrage nach nachhaltig hergestellten 
Waren- und Dienstleistungen steige und dadurch Anreize für die Unternehmen 
gesetzt werden, nachhaltiger zu produzieren.  

Die Europäische Union und der Euro in der Krise – vertrauensbildende 
Maßnahmen für die Gemeinschaftswährung sind drängender denn je!
Ralph Hirdina

Ein wesentlicher Baustein des Vertrauens in die Geldpolitik der EZB und damit in 
den Euro ist die Einhaltung der vereinbarten Rechtsregeln. Dies sieht Ralph Hirdina, 
Hochschule Aschaffenburg, durch die gegenwärtigen Maßnahmen der EZB nicht 
mehr gewährleistet und plädiert in seinem Kommentar für die Einhaltung des Re-
gelwerks der europäischen Verträge.

Klimaverträglichkeit und Wettbewerbsfähigkeit in Einklang bringen – 
Ergebnisse und Lösungsansätze aus der Klimaökonomie
Karen Pittel, Klaus Rennings (†), Katrin Sommerfeld und Johann Wackerbauer

Mit dem Förderschwerpunkt »Ökonomie des Klimawandels« förderte das Bun-
desministerium für Bildung und Forschung 27 Forschungsprojekte, die wirtschaft-
liche Aspekte des Klimawandels untersuchten. Im Rahmen der Begleitaktivitäten 
zu diesem Förderschwerpunkt koordinierten das Zentrum für Europäische Wirt-
schaftsforschung (ZEW), Mannheim, und das ifo Institut gemeinsam einen von 
vier Themenschwerpunkten mit dem Titel Energieressourcen und klimafreundli-
che Energieversorgung. Ziel der Begleitaktivitäten war die Stärkung der Anwen-
dungsorientierung und Verwertung der wissenschaftlichen Arbeit sowie deren 
Kommunikation mit Praktikern aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. Dazu 
wurden verschiedene Workshops und Fachforen organisiert. In diesem Beitrag 
wird dokumentiert, welche Lösungsansätze die Teilprojekte des Themenschwer-
punkts entwickelt haben, um Klimaverträglichkeit und Wettbewerbsfähigkeit in 
Einklang zu bringen. Im Anschluss zu den Lösungsansätzen werden offene Fra-
gen thematisiert, die den Bedarf für zukünftige Forschung deutlich machen.
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Bildung als Schlüssel zur Integration: Nur eine realistische 
Flüchtlingspolitik wird Erfolg haben
Ludger Wößmann

Bildung in Form von Sprache und Qualifikation ist der Schlüssel zur Integration 
von Flüchtlingen am deutschen Arbeitsmarkt und damit auch in die Gesellschaft. 
Sie wird nur gelingen, wenn die Politik von realistischen Prämissen über das 
Bildungs- und Qualifikationsniveau der Flüchtlinge ausgeht. In ihrer Breite wer-
den die derzeit in Deutschland ankommenden Flüchtlinge den im demographi-
schen Wandel begründeten zukünftigen Fachkräftebedarf nicht decken. Bei den 
Flüchtlingskindern müssen eine möglichst breite Verteilung auf die Schulen und 
eine schnelle Teilnahme am normalen Unterricht an erster Stelle stehen. Wenn 
die Integration der Flüchtlingskinder durch Bildung gelingt, können es diese sein, 
die in der nächsten Generation die demographischen Probleme abschwächen.

Moderates Wachstum der Ausrüstungsinvestitionen – 
2016 geringere Dynamik erwartet
Stefan Sauer und Arno Städtler

Der auf den Geschäftslagebeurteilungen der Leasinggesellschaften basieren-
de Investitionsindikator, den das ifo Institut und der Bundesverband Deutscher 
Leasing-Unternehmen gemeinsam ermitteln, signalisiert für das Jahr 2015 einen 
Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen einschließlich der sonstigen Anlagen von 
3,8%. Für die ersten drei Quartale des Jahres 2016 zeichnet sich eine weitere 
Zunahme ab, jedoch mit abgeschwächter Dynamik. 

Institutionelle Grundlagen zum Asylrecht und zur Integration von 
Flüchtlingen in Deutschland
Daniel Leithold und Katrin Oesingmann

Der Beitrag gibt einen Überblick über die Regulierungen zum Asyl und über die 
Wege der Integration anhand zweier Fragen: Wer hat in Deutschland Anspruch 
auf Asyl, und wie werden die Flüchtlinge in die Gesellschaft integriert? 

ifo Managerbefragung: Investitions- und Beschäftigungspläne 
der Unternehmen für 2016
Johanna Garnitz und Klaus Wohlrabe

Eine Umfrage des ifo Instituts bei 450 Managern aus den Wirtschaftsbereichen 
Industrie, Bau, Handel und Dienstleistungen zeigte, dass die Befragten eher von 
einem etwas langsameren Wachstum im Vergleich zu 2015 ausgehen. Was die 
Investitionspläne betrifft, halten sich die positiven und die negativen Antworten 
die Waage. Hinsichtlich des Personals wollen die Unternehmen allerdings auf-
stocken. 

ifo Konjunkturtest Dezember 2015 in Kürze: Die deutsche 
Wirtschaft zeigt sich grundsätzlich zufrieden zur Weihnachtszeit
Klaus Wohlrabe

Die gute Stimmung in der deutschen Wirtschaft hat sich leicht eingetrübt, der 
ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft Deutschlands sank im 
Dezember. Die Einschätzungen zur aktuellen Geschäftslage fielen zurück. Der 
Optimismus bezüglich der zukünftigen Geschäfte blieb hingegen unverändert. 
Die Indexwerte für Klima, Lage und Erwartungen liegen jedoch insgesamt um 
etwa drei Punkte höher als im Vorjahresmonat. Ein besseres Ergebnis hätte man 
sich zu Weihnachten kaum wünschen können.
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Unternehmen und Konsumenten auf die Einhaltung von 
Mindeststandards verpflichtet werden?

Nachhaltiger Konsum und Textilabkommen: Sollten

Im Oktober 2014 wurde das Bündnis für nachhaltige Textilien von Vertretern der Wirtschaft, Zivil-

gesellschaft, Standardorganisationen und Gewerkschaften gegründet, um soziale, ökologische und 

ökonomische Verbesserungen entlang der Textillieferkette zu erreichen. Zeichnen sich nach etwas 

über einem Jahr Gültigkeit erste Erfolge ab?

Zwischen Gelingen und 
Scheitern – das 
Textilbündnis im zweiten 
Jahr

»Nie wieder Rana Plaza«! – diese Motiva-
tion stand am Beginn des vom BMZ ini-
tiierten Arbeitsprozesses, der dann im 
Oktober 2014 in die Gründung des 
»Bündnisses für nachhaltige Textilien« 
(kurz: Textilbündnis) mündete. Mehr als 
ein Jahr später ist immer noch nicht klar, 
ob das Textilbündnis das erreichen wird, 
was es sich zu Beginn zum Ziel gesetzt 
hat – zu deutlichen, nachprüfbaren sozi-
alen und ökologischen Verbesserungen 
in der Wertschöpfungskette von Textilien 
und Bekleidung beizutragen. Wie kann 
das sein, und warum nehmen Nicht-Re-
gierungsorganisationen (NGO) und Ge-
werkschaften, die in der Kampagne für 
Saubere Kleidung über Jahre hinweg Ar-
beitsrechtsverletzungen in der textilen 
Kette angeprangert haben, an diesem 
doch recht zähen Bündnisprozess teil? 
Dazu wollen die folgenden Überlegungen 
einige Hintergründe und Zusammenhän-
ge vermitteln.

Als das Rana-Plaza-Gebäude in Dhaka, 
Bangladesch, einstürzte (24. April 2013), 
hatte das den Tod von mehr als 1 000 
Menschen und massive Verletzungen 
von mehr als 2 000 Menschen zur Folge. 
Rana Plaza war zwar eine große Tragö-
die, aber sicher keine singuläre. Immer 
wieder kam und kommt es in Banglade-
sch und anderen Produktionsländern zu 
tödlichen Unglücken und Arbeitsunfällen. 
Das Problem wird noch größer, wenn 
man den Blick nicht nur auf die Konfek-
tionierung beschränkt, sondern die ge-
samte textile Kette betrachtet. Die oft un-
erträgliche Situation der Beschäftigten, 
ihre Arbeitszeiten, ihre Löhne, die Gefähr-
dung ihrer Sicherheit und Gesundheit, die 

Behinderung ihrer Organisierung und In-
teressenvertretung sind der Ausgangs-
punkt der Arbeit aller Trägerkreisorgani-
sationen in der Kampagne für Saubere 
Kleidung (CCC). Welche Schritte sind nö-
tig, um gemeinsam mit Gewerkschaften 
und NGOs vor Ort die Lebenslage und 
die Arbeitsbedingungen der Beschäftig-
ten zu verbessern? Darauf gibt es keine 
einfachen Antworten und erst recht nicht 
die eine, allumfassende Antwort. 

Gemeinsam mit anderen Kampagnen 
und Netzwerken setzt die CCC seit eini-
gen Jahren vor allem auf die Verbesse-
rung gesetzlicher Rahmenbedingungen 
– sowohl in den Produktionsländern wie 
auch in den Ländern, in denen die globa-
len Textil- und Bekleidungsfirmen sitzen 
und ihre Hauptabsatzmärkte haben. 
Deutschland ist eines dieser Länder, in 
dem die CCC gesetzliche Maßnahmen 
zur Verankerung unternehmerischer 
Sorgfaltspflichten in globalen Lieferketten 
fordert. Bisher lässt die Politik allerdings 
wenig Bereitschaft erkennen, gesetzliche 
Instrumente in Erwägung zu ziehen. Und 
sollte sie dazu bereit sein, wird der ge-
samte Prozess sicher einige Jahre in An-
spruch nehmen. Ob und wie weitgehend 
in der Entwicklung solcher gesetzlicher 
Maßnahmen eine so heterogene, auf Lie-
ferbeziehungen (nicht auf direkter Arbeit-
geberverantwortlichkeit) beruhende Bran-
che wie Textil und Bekleidung erfasst wer-
den kann, ist darüber hinaus noch offen. 
Die Verletzungen der Arbeitsrechte finden 
aber jetzt statt. Abgesehen von der Ver-
folgung langfristiger Ziele (u.a. gesetzliche 
Maßnahmen) und der Kampagnenarbeit 
zu Einzelfällen (u.a. Eilaktionen) beteiligen 
sich die CCC und ihr internationales Part-
nernetzwerk deshalb an zahlreichen »re-
alpolitischen« Initiativen und Bündnissen: 
Dazu gehören in südlichen Ländern Lohn-
findungskommissionen, dazu gehört der 
Bangladesch Accord oder die Mitarbeit in 

Sabine Ferenschild*

 *	 Dr. Sabine Ferenschild ist wissenschaftliche Mit-
arbeiterin am SÜDWIND e.V. Institut für Ökono-
mie und Ökumene.
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der Fair Wear Foundation. Und dazu gehört seit 2014 eben 
auch das Textilbündnis.

Das Textilbündnis ist ein freiwilliges Bündnis. Das ist sein 
Manko. Aber wer sich zur Mitgliedschaft entscheidet, für 
den sind die Standards und Anforderungen des Bündnis-
ses nicht mehr beliebig, sondern verbindlich. Es gehört 
also einerseits zum »soft law«, verspricht aber andererseits 
einen größeren Grad an Verbindlichkeit, Transparenz und 
externer Kontrolle als Maßnahmen im Rahmen freiwilliger 
sozialer Unternehmensverantwortung einzelner Unterneh-
men oder reine Unternehmensinitiativen (wie z.B. die Busi
ness Social Compliance Initiative – BSCI). Das liegt ganz 
wesentlich am Charakter des Bündnisses als Multistake-
holderinitiative (= Multiakteursinitiative), dem Organisatio-
nen aus Politik, Wirtschaft, Standardinitiativen, Gewerk-
schaften, Wissenschaft und NGOs angehören. Dieser Vor-
zug bedeutet aber auch, dass es lange und intensive Dis-
kussionen über Struktur und Inhalte, Überprüfungsmecha-
nismen und Zeitziele des Bündnisses gibt – weswegen 
mehr als ein Jahr nach Bündnisgründung und ein halbes 
Jahr nach Beitritt von großen Teilen der Wirtschaft noch 
keine Einigung bezüglich der Umsetzungsanforderungen, 
der Überprüfungsmechanismen und über Details der 
Bündnisstandards besteht. 

Aktuell kann also in keiner Hinsicht von einem Gelingen oder 
einem Erfolg des Bündnisses gesprochen werden, denn es 
ist ja nach wie vor mit der Schaffung seiner eigenen Grund-
lagen beschäftigt. Genauso falsch wäre es aber auch, jetzt 
schon von einem Scheitern oder einem »Green- und  
Socialwashing« durch das Textilbündnis zu sprechen, denn 
es könnte durchaus noch gelingen, anspruchsvolle Grund-
lagen im Bündnis durchzusetzen. Mit dem Interesse, letzte-
re zeitnah durchzusetzen, arbeiten NGOs und Gewerkschaf-
ten im Textilbündnis mit.

Was das Bündnis positiv von vielen anderen Ansätzen un-
terscheidet – und weswegen es Chancen für die Beschäf-
tigten in den Lieferketten deutscher Unternehmen bietet – ist 
die Berücksichtigung aller textilen Verarbeitungsstufen eben-
so wie die Abdeckung einer breiten Palette inhaltlicher Stan-
dards im sozialen wie im ökologischen Bereich:

Anders als die Fair Wear Foundation konzentriert sich das 
Bündnis nicht nur auf die Situation in der Konfektionierung, 
sondern will von der Faserproduktion angefangen alle Ver-
arbeitungsstufen bis zur Konfektionierung abdecken –, und 
auch Recycling bzw. die Altkleiderproblematik werden vor-
aussichtlich zum Thema. 

Anders als der Bangladesch Accord setzt sich das Textil-
bündnis nicht nur die Verbesserung eines bestimmten As-
pekts (im Fall des Accords: Sicherheit und Gesundheit am 
Arbeitsplatz) zum Ziel. Im Gegenteil: In den Annexen zu 

Aktionsplan 1.0, die auch für den Aktionsplan 2.0 gelten, 
sind Arbeitsstandards festgeschrieben, die inhaltlich den 
relevanten ILO-Konventionen und auch dem CCC-Arbeits-
verhaltenskodex von 1998 entsprechen. Die Annexe for-
mulieren außerdem ökonomische Ziele, zu denen eine An-
passung der Geschäftspraxis der Unternehmen gehört. 
Dies eröffnet Raum für die Anpassung von Lieferzeiten und 
Preiskalkulationen, die so gestaltet werden müssen, dass 
die sozialen Ziele im Bereich Arbeitszeiten (u.a. keine ex-
zessiven, nur freiwillige, korrekt entlohnte Überstunden) und 
Entlohnung (u.a. »existenzsichernde Löhne« – wobei deren 
Berechnung noch nicht klar definiert ist) nicht durch die 
Geschäftspraxis unterlaufen werden. Und dies eröffnet auch 
Raum für eine Integration der von der Fair Wear Foundation 
entwickelten »brand performance checks« in das Textil-
bündnis: Im Rahmen der Überprüfungsmechanismen geht 
es dann nicht nur um Audits in den Zulieferfabriken, sondern 
auch um eine Überprüfung der Geschäftspraxis jedes Mit-
gliedsunternehmens.

Das Bündnis selbst wird lediglich der Rahmen sein, inner-
halb dessen die bereits bei Gründung festgelegten Bünd-
nisstandards von den Unternehmen entlang ihrer Lieferket-
ten umgesetzt werden. Die Anforderungen an diese Um-
setzung (was muss wann von wem erreicht sein?) werden 
aktuell in verschiedenen Arbeitsgruppen diskutiert. Die 
Mandate dieser Arbeitsgruppen enden Ende August 2016. 
Bis dahin muss also der für alle Mitglieder des Bündnisses 
verbindliche Rahmen stehen. Spätestens dann lässt sich 
beurteilen, wie anspruchsvoll das Textilbündnis ist – und 
damit kann dann auch über Gelingen oder Scheitern ge-
sprochen werden.

Die Arbeitsstruktur, mit der die Grundlagen des Bündnisses 
erarbeitet werden, ist folgende: Alle AkteurInnen im Bündnis 
haben VertreterInnen ihrer jeweiligen Akteursgruppe in einen 
Steuerungskreis gewählt, der im Konsens entscheidet. Wirt-
schaft einerseits, NGOs und Gewerkschaft andererseits sind 
paritätisch im Steuerungskreis vertreten. Zusätzliche Plätze 
nehmen weitere Akteure aus Politik und Standardinitiativen 
ein. Mehrere Arbeitsgruppen erarbeiten auf der Basis der 
Annexe aus dem Aktionsplan 1.0 Empfehlungen für den 
Steuerungskreis, auf deren Grundlage der Steuerungskreis 
seine Entscheidungen trifft. Die Arbeitsgruppen arbeiten zu 
folgenden Themen: 

(1)	Die AG Sozialstandards und Living wages formuliert Um-
setzungsanforderungen auf Basis der in Annex 3 verein-
barten sozialen, ökologischen und ökonomischen Stan-
dards. 

(2)	Die AG Review-Prozess formuliert die Instrumente und 
Verfahrensweisen, mit denen die unternehmensspezifi-
schen Maßnahmen zur Verbesserung der sozialen und 
ökologischen Standards gemessen und bewertet werden. 
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(3)	Die AG Naturfasern formuliert Umsetzungsanforderun-
gen auf Basis der in Annex 2 vereinbarten sozialen, öko-
logischen und ökonomischen Standards. 

(4)	Die AG Chemikalien formuliert Umsetzungsanforderun-
gen für die textilen Verarbeitungsstufen im ökologischen 
Bereich. 

(5)	Die AG Umsetzung und Internationalisierung soll Vor-
schläge zur Umsetzung der Bündnisstandards in den 
Produktionsländern und zur Verknüpfung des Textilbünd-
nisses mit internationalen Initiativen und Debatten unter-
breiten. NGOs und Gewerkschaften sehen in dieser AG 
die besten Chancen, auch rechtliche Maßnahmen, die 
die Umsetzung der Bündnisstandards fördern könnten, 
zu diskutieren. Diese AG ist zugleich die einzige, die bis-
her noch nicht eingesetzt worden ist. 

Das bei der giz angesiedelte Projektbüro koordiniert und 
moderiert die Arbeitsgruppen und den Steuerungskreis und 
bereitet die Sitzungen vor und nach. Es erfüllt eine wichtige 
und notwendige Mittlerfunktion zwischen den einzelnen Ak-
teursgruppen. Für alle Gremien wurde entsprechend der 
Chatham-House-Regeln Vertraulichkeit vereinbart.

Vom Grundansatz her ermöglicht diese Struktur einen guten 
Diskussionsprozess, in dem die Wirtschaft einerseits, die 
NGOs und Gewerkschaften andererseits auf Augenhöhe mit-
einander verhandeln können. Allerdings sind die finanziellen 
Mittel und zeitlichen Möglichkeiten der verschiedenen Ak-
teursgruppen, sich in den Prozess einzubringen, sehr un-
gleich verteilt: Während die Wirtschaft mit rund 20 Vertrete-
rInnen an allen AGs beteiligt ist, sind es von zivilgesellschaft-
licher und gewerkschaftlicher Seite mit drei bis sechs Vertre-
terInnen deutlich weniger. Das ist geringeren personellen wie 
finanziellen Ressourcen auf zivilgesellschaftlich-gewerk-
schaftlicher Seite geschuldet. Von zivilgesellschaftlicher Sei-
te her ist das Engagement im Textilbündnis ein ganz klares 
»Zuschussgeschäft«: Keine der aktiven Organisationen erhält 
finanzielle Zuwendungen durch BMZ oder giz (und natürlich 
auch nicht durch die Wirtschaft) für die Mitarbeit im Textil-
bündnis in Form von Honoraren oder Personalkostenfinan-
zierung. Lediglich Reisekosten zu Treffen des Textilbündnis-
ses wurden in der Vorbereitungsphase erstattet. Die nicht 
unerhebliche Arbeitszeit, die die NGOs (und Gewerkschaften) 
in das Textilbündnis stecken, können diese nur aufbringen, 
weil sie sowieso in ihren Schwerpunktfeldern zu Themen in 
der textilen Kette arbeiten und Teil dieser Projekte immer 
auch die Teilnahme an und die Beeinflussung von politischen 
Prozessen ist. Welche politischen Prozesse aber im Rahmen 
dieser Projekte von den NGOs ausgewählt werden, hängt in 
der Regel allein von der Sinnhaftigkeit der Prozesse und den 
enthaltenen Perspektiven ab. Solange die NGOs und die 
Gewerkschaften Verbesserungen für die Beschäftigten in den 
Produktionsländern im Rahmen des Textilbündnisses erwar-
ten können, werden sie also aktiv mitarbeiten. Wenn aber 
klar wird, dass aufgrund der bereits benannten Begrenzun-

gen inhaltlicher (freiwilliger Charakter des Bündnisses) und 
kapazitätsmäßiger Art das Textilbündnis nicht hält, was es 
aus NGO-Sicht verspricht, wenn also bestimmte »rote Linien« 
überschritten werden, dann werden sich die NGOs und Ge-
werkschaften über eine gemeinsame Strategie, die auch ein 
Ausstiegsszenario beinhaltet, verständigen.

Kurz und Knapp: Wenn im Oktober 2016 jedes Mitgliedsun-
ternehmen des Textilbündnisses eine mit anspruchsvollen 
Zeitzielen unterlegte »Roadmap« vorgelegt hat, die vom Tex-
tilbündnis bzw. einer unabhängigen Stelle akzeptiert wurde, 
erste Schritte zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in 
den Produktionsländern (z.B. Stärkung gewerkschaftlicher 
Organisierung in den Fabriken) umgesetzt wurden und die 
Bündnispartner ein transparentes und glaubwürdiges Über-
prüfungsverfahren geschaffen haben, dann ist das Bündnis 
auf einem guten Weg.

Weiterführende Literatur

Stellungnahme der CCC von Oktober 2015, »1 Jahr – Textilbündnis. Warum 
wir dabei sind«; verfügbar unter: http://saubere-kleidung.de/index.php/
kampagnen-a-themen/csr-staatl-regulierung/516-1-jahr-textilbuendnis-wa-
rum-wir-dabei-sind.

Pressemitteilung der CCC Juni 2015, »Zahlreiche Unternehmen treten end-
lich dem Textilbündnis bei«, verfügbar unter: http://saubere-kleidung.de/
index.php/kampagnen-a-themen/csr-staatl-regulierung/469-zahlreiche-un-
ternehmen-treten-endlich-dem-textilbuendnis-bei.

Stellungnahme der CCC von März 2015, »Erwartungen der CCC an das 
Textilbündnis und an die Bundesregierung«, verfügbar unter: http://saube-
re-kleidung.de/index.php/kampagnen-a-themen/csr-staatl-regulie-
rung/447-erwartungen-der-ccc-an-das-textilbuendnis-und-die-bundesre-
gierung.

Stellungnahme der CCC zum geplanten Textilbündnis des BMZ Oktober 
2014; verfügbar unter: http://saubere-kleidung.de/index.php/kampag-
nen-a-themen/textile-kette/416-stellungnahme-der-kampagne-fuer-saube-
re-kleidung-zum-geplanten-textilbuendnis-des-bmz.

Stellungnahme der CCC von April 2014, »Vorschlag des Entwicklungsminis-
ters für ein Textilsiegel«; verfügbar unter: http://saubere-kleidung.de/index.
php/kampagnen-a-themen/textile-kette/391-vorschlag-des-entwicklungs-
ministers-gerd-mueller-fuer-ein-textilsiegel.
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»Geiz ist geil« verträgt sich nicht mit 
guter Arbeit

Die Weltbevölkerung wächst, der Ressourcenverbrauch auf 
der Nord- und auf der Südhalbkugel steigt, und auch ange-
sichts einer immer stärkeren Internationalisierung von Pro-
duktion und Handel steht das Thema Nachhaltigkeit oben 
auf der politischen Tagesordnung. Und wer darüber redet, 
der muss sich auch mit der Verantwortung global agierender 
Unternehmen auseinandersetzen – verknüpft mit der Frage, 
inwiefern auch die Konsumenten aus westlichen Industrie-
ländern mit ihrer Kaufentscheidung mitverantwortlich sind 
für die Arbeitsbedingungen in den Schwellen- und Entwick-
lungsländern. 

Die Nachhaltigkeitsdebatte an sich ist nicht neu. Gesell-
schaftliche Verantwortung ist der Inbegriff der Nachhaltig-
keit und für uns Gewerkschaften schon immer Thema. Wir 
meinen, in einer demokratisch verfassten Gesellschaft ge-
hört unternehmerische Verantwortung dazu. Die deutschen 
Gewerkschaften verstehen darunter in erster Linie, dass 
sich Unternehmen verbindlich verpflichten, ihren Beitrag für 
bessere Arbeits- und Lebensbedingungen zu leisten, zum 
dauerhaften Erhalt der Umwelt beizutragen und die Ver-
braucher zu schützen. Und die Verantwortung von Unter-
nehmen hat hierzulande Verfassungsrang: Eigentum ver-
pflichtet – diese Klarstellung im Grundgesetz gilt auch für 
Unternehmen. 

Auf der anderen Seite stehen die Umsatz- und Gewinninte-
ressen der Unternehmen und ihre globalen Produktions- und 
Zulieferermöglichkeiten, die zu Wertschöpfungsketten ge-
führt haben, die Verbraucher kaum noch nachvollziehen 
können. Nicht nur in der Nahrungsmittel- und Textilproduk-
tion sind die Märkte inzwischen global. Westliche Verbrau-
cher können zu Dumpingpreisen Textilien erwerben, die rund 
um den Globus hergestellt werden und tausende von Kilo-
metern auf ihrem Weg vom Produktions- zum Verkaufs-
standort zurückgelegt haben.

Doch in welchem Verhältnis stehen hier Verbraucherinteres-
sen zu anderen Interessen, wie etwa denen von Beschäf-
tigten? Wie sieht hier eine arbeitnehmerorientierte Verbrau-
cherpolitik aus? Diese Fragen bewegen Verbraucherorgani-
sationen und Gewerkschaften gleichermaßen, zumal beide 
gemeinsame historische Wurzeln haben. Beide haben ihren 
Ursprung in der Arbeiterbewegung des 19. Jahrhunderts. 
Die aus der Arbeiterbewegung entstandenen Konsumge-
nossenschaften sind die Vorgänger der heutigen Verbrau-
cherschutzverbände. Und bis heute gibt es gemeinsame 
Interessen und Ziele. Dazu zählen das Recht der Verbrau-
cher auf die Befriedigung existenzieller Bedürfnisse, ihr 
Recht auf Produktinformation, das Recht auf Entschädigung 
und auch das Recht in einer intakten Umwelt leben zu kön-
nen. Wie diese Ziele zu erreichen sind, dazu gibt es unter-
schiedliche Auffassungen. Für Gewerkschaften steht die 
soziale Dimension im Mittelpunkt, für Verbraucherorganisa-
tionen eher die ökologische. 

Verbraucherpolitik kann aber, wenn sie nachhaltigen Kon-
sum fördert, zu gesellschaftlichem Fortschritt beitragen. 
Hierbei kommt dem Wandel von Konsummustern eine be-
deutende Rolle zu. Konsumgüter sind nicht nur Güter zur 
Deckung des täglichen Bedarfs. Sie sind heute oft auch 
identitätsstiftend und vermitteln eine Zugehörigkeit zu einem 
sozialen Milieu. Die sichtbare Darstellung des eigenen Le-
bensstils durch Konsumgüter, durch Marken, ist in westli-
chen Gesellschaften Alltag geworden. Diese neuen Kon-
summuster treffen zudem auf veränderte Verbrauchertypen. 
Der geläufigste ist sicherlich der Homo oeconomicus, also 
der informierte und auf den Preis bedachte Verbrauchertyp. 
Zunehmende Bedeutung hat jedoch der gestaltende, sou-
veräne Konsument, der mit seinen Kaufentscheidungen zur 
nachhaltigen Entwicklung und zu globaler Gerechtigkeit bei-
tragen will. 

Für Gewerkschaften in den westlichen Industriegesellschaf-
ten stellt sich die Herausforderung, diese Konsummuster zu 
bündeln und ein Bewusstsein dafür zu schaffen, dass sich 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ihren mühevoll ver-
dienten Lohn nicht durch hohe Preise oder schlechte Pro-
duktqualität aus der Tasche ziehen lassen. In diesem Span-
nungsfeld ist die Frage nach nachhaltigem Konsum und der 
sozialen Verantwortung der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher das sprichwörtliche Bohren dicker Bretter.

Die Verbraucherpolitik, die in ihren Anfängen auf Wettbe-
werb, Wahlmöglichkeiten und auf rationale Entscheidungen 
der Verbraucherinnen und Verbraucher gesetzt hat, stellt 
sich zunehmend der Debatte, ob nachhaltiger Konsum über-
haupt durchsetzbar ist. Bei vielen Verbraucherschützern ist 
die Erkenntnis gereift, dass dies ohne gesetzliche Leitplan-
ken nicht funktionieren wird. Die Verantwortung auf die Ver-

 *	 Stefan Körzell ist Vorstandsmitglied des Deutschen Gewerkschaftsbun-
des (DGB).
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braucherinnen und Verbraucher abzuwälzen ist aus Sicht 
des DGB der falsche Weg. 
Die neuesten Erkenntnisse der Verhaltensökonomie zeigen, 
dass das Bild des Homo oeconomicus, der rationale Kauf-
entscheidungen fällt, nicht zutrifft. Vielmehr orientieren sich 
Verbraucherinnen und Verbraucher an Empfehlungen aus 
dem Familien- und Freundeskreis, an oft irrationalen Wün-
schen. Qualitative und nachhaltige Aspekte spielen kaum 
eine Rolle. Wer Nachhaltigkeit stärken will, muss woanders 
ansetzen. Nämlich bei den Schutzstandards für Umwelt und 
Arbeitsschutz. Insbesondere um Letztere soll es hier im Wei-
teren gehen. 

Auf internationaler Ebene setzen die ILO-Kernarbeitsnormen 
und die Erklärung der internationalen Arbeitsorganisation 
von 1998 über grundlegende Rechte und Prinzipien bei der 
Arbeit einen völkerrechtlich verbindlichen Rahmen. Die Kern
arbeitsnormen sind fester Bestandteil der Menschenrechte 
und verpflichten auch die ILO-Mitgliedsländer zur Einhal-
tung, die die ILO-Normen nicht ratifiziert haben. Darüber 
hinaus messen die Gewerkschaften den OECD-Leitsätzen 
für multinationale Unternehmen große Bedeutung bei. 

Die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 
sind neben den ILO-Kernarbeitsnormen und den OECD-Leit-
sätzen für multinationale Unternehmen ebenfalls wichtig. Die 
internationalen Menschenrechtsverträge beschreiben die 
Pflichten von Staaten, die Menschenrechte zu achten, zu 
schützen und zu gewährleisten. Allzu oft sind jedoch trans-
national agierende Unternehmen nicht in der Lage oder wil-
lens, Menschenrechtsverstöße zu verhindern. Deshalb gibt 
es die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrech-
te, die auf drei Säulen ruhen: Sie betonen die staatliche 
Pflicht zum Schutz der Menschenrechte, die diesbezügliche 
Unternehmensverantwortung und den Zugang zu effektiven 
Rechtsmitteln. 

Mit diesen Leitlinien sind die Unternehmen aufgefordert, die 
Menschenrechte entlang ihrer gesamten Unternehmens-
struktur und in ihre Entscheidungsprozesse zu integrieren, 
kontinuierlich ihre eigene Geschäftstätigkeit auf Auswirkun-
gen auf die Menschenrechte zu untersuchen und eine Kom-
munikationsstruktur einzurichten, die es externen Stakehol-
dern ermöglicht, die Effektivität der getroffenen Gegenmaß-
nahmen zu beurteilen.

Die Staaten sind aufgefordert, in nationalen Aktionsplänen 
zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien konkrete Möglichkei-
ten aufzuzeigen, wie Menschenrechte, zu denen auch Ar-
beitnehmerrechte gehören, nachhaltig umgesetzt werden 
können. Der deutsche nationale Aktionsplan soll im Frühjahr 
2016 vom Bundeskabinett beschlossen werden. Klar ist, 
Menschenrechte, ökologische und soziale Mindeststan-
dards können nur mit staatlichen nationalen Aktionsplänen 
durchgesetzt werden. Ausbeutung, Kinderarbeit oder Um-

weltschäden müssen bekannt gemacht und die Betroffenen 
entschädigt werden. Freiwillige unternehmerische Verant-
wortung (CSR) reicht hier nicht aus. Die Verantwortung den 
Konsumenten zu übertragen widerspricht dem Verursacher-
prinzip. 

Darüber hinaus brauchen wir mehr Transparenz der unter-
nehmerischen Tätigkeiten. Und die wird es nur mit umfas-
senden Berichtspflichten für die Unternehmen geben, die 
neben wirtschaftlichen Kennzahlen auch soziale, ökologi-
sche bzw. nachhaltige Aspekte publizieren müssen. Nur die 
Transparenz von Liefer- und Wertschöpfungsketten kann 
Verbraucherinnen und Verbraucher ertüchtigen, nachhal- 
tige Konsumentscheidungen zu treffen. Nur die Einhaltung 
der international gültigen ILO-Kernarbeitsnormen, der 
OECD-Leitsätze und der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft 
und Menschenrechte kann die soziale Dimension der Glo-
balisierung vorantreiben. 

Dass dies dringend geboten ist, haben zahlreiche Skanda-
le und Unglücke in der südasiatischen Textilproduktion der 
letzten Jahre gezeigt. Es sind die Unternehmen, die dafür 
Sorge tragen müssen, dass ihre weltweiten Produktions
standorte oder die ihrer Zulieferer sicher sind und dass die 
Arbeiterinnen und Arbeiter vor Ort existenzsichernde Löhne 
bekommen. Doch Appelle reichen nicht. Das Thema darf 
nicht im Bereich der Freiwilligkeit verbleiben. Wir brauchen 
strengere Haftungsregeln für Unternehmen, und zwar auf 
nationaler und internationaler Ebene. Die Unternehmen 
müssen für die sozialen, ökologischen und humanitären 
Auswirkungen ihrer Tätigkeiten in größerem Umfang haften 
als bisher. Die nationalen Regierungen stehen in der Pflicht, 
dafür einen gesetzlichen Rahmen zu schaffen und beste-
hende internationale Regelungen umzusetzen oder für deren 
Einhaltung zu sorgen. Für uns Gewerkschaften ist klar: 
Nachhaltiger Konsum verträgt sich nicht mit Dumpinglöh-
nen. Konsumenten und Arbeitnehmer, die die Produkte her-
stellen, brauchen faire, existenzsichernde und auskömmli-
che Löhne. »Geiz ist geil« verträgt sich nicht mit guter Arbeit.
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Nachhaltigkeit in globalen Lieferketten

Im Zeitalter der Globalisierung umspannen komplexe Lie-
fer- und Handelsketten den gesamten Erdball. Die Herstel-
lung der Produkte ist in einem Großteil der Industrien über 
Landesgrenzen hinweg organisiert. Die Fertigungsschritte 
verteilen sich auf viele einzelne Unternehmen aus unter-
schiedlichen Ländern, häufig auch aus Entwicklungslän-
dern. Laut Berechnungen der OECD, der WTO und der 
Weltbank machten 2013 Zwischenprodukte 70% der welt-
weit gehandelten Güter aus. Ferner sind nach Angaben 
der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) rund 453 Mil-
lionen Menschen in allen Teilen der Welt in globale Liefer-
ketten eingebunden. 

Die Produktionsprozesse werden international arbeitsteiliger. 
Gleichzeitig sollten Schwellen- und Entwicklungsländer die 
Möglichkeit haben, stärker an der Wertschöpfung teilzuha-
ben. Denn die Integration in globale und regionale Wert-
schöpfungsketten eröffnet Chancen für die Länder, unter 
anderem durch positive Beschäftigungseffekte. So konnte 
China durch schnell wachsende industrielle Produktion zwi-
schen den Jahren 2000 und 2013 über 200 Millionen Men-
schen aus der Armut befreien. 

Aus Kostengründen werden die Produktionsprozesse oft in 
Länder mit niedrigen Sozial- und Umweltstandards ausge-
lagert. So liegt das Lohnniveau häufig unterhalb des Exis-
tenzminimums. Zum Beispiel verdienen mehr als 10% der 
Arbeiterschaft in weiten Teilen Afrikas und Südasiens weni-
ger als 1,25 US-Dollar am Tag. Feste Arbeitszeiten, ange-
messene Bezahlung von Überstunden und Urlaubsregelun-
gen sind kaum existent. Auch werden selten Gesundheits- 
und Sozialleistungen angeboten. 

Bestehende Gesetze zum Arbeitsschutz werden oft unzu-
reichend umgesetzt, da die Einhaltung nur mangelhaft kon-
trolliert wird. Durch das Fehlen von Arbeitnehmervertretun-

gen bzw. durch die eingeschränkte Versammlungsfreiheit 
in vielen Produktionsländern bleiben Gesetzesverletzungen 
oftmals ohne Konsequenzen. Mangelnde Arbeits- und Si-
cherheitsstandards führen häufig zu Arbeitsunfällen. Welt-
weit stirbt alle 15 Sekunden ein Mensch an den Folgen 
berufsbedingter Krankheiten oder Arbeitsunfälle. Jedes 
Jahr entsteht so ein Schaden von 2,8 Billionen US-Dollar. 
Dies entspricht 4% der weltweiten Wertschöpfung. Kinder
arbeit konnte weltweit seit 2000 deutlich reduziert werden, 
dennoch müssen nach Schätzungen der ILO immer noch 
168 Millionen Kinder arbeiten. Mehr als 21 Millionen Men-
schen sind Opfer von Zwangsarbeit.

Gemeinsam Verantwortung übernehmen

Zur Verbesserung der wirtschaftlichen Entwicklung und 
der Lebensbedingungen in den Produktionsländern sind 
sichere und gute Arbeitsbedingungen die Grundlage. Die 
Ausrichtung der Produktion an internationalen Rahmen-
werken führt zu sozial und ökologisch verträglichen Bedin-
gungen in globalen Lieferketten. Wichtige Rahmenwerke 
und Konventionen sind hierbei unter anderem die ILO-
Kernarbeitsnormen, die VN-Leitprinzipien für Wirtschaft 
und Menschenrechte, die VN-Klima- und Umweltverein-
barungen sowie die OECD-Leitsätze für multinationale Un-
ternehmen.

Regierungen, Unternehmen, Verbraucherinnen und Verbrau-
cher, Gewerkschaften und Nichtregierungsorganisationen 
in Industrie-, Schwellen- und Entwicklungsländern müssen 
sich ihrer Verantwortung für eine gerechte Gestaltung der 
Globalisierung stellen. Die deutsche Entwicklungspolitik 
setzt dafür auf mehreren Ebenen an: Gemeinsam mit Wirt-
schaft, Zivilgesellschaft und den Partnerländern arbeiten wir 
an sozialen und ökologischen Verbesserungen entlang glo-
baler Lieferketten, fördern nachhaltiges Konsumverhalten in 
Deutschland und treiben internationale politische Prozesse 
voran. 

Sozial- und Umweltstandards entlang globaler 
Lieferketten fördern

Unternehmen setzen sich zunehmend freiwillig für bessere 
Umwelt- und Sozialbedingungen in ihren Zulieferbetrieben 
ein. Ebenso müssen die Regierungen der Industrienationen, 
aber auch der Produktionsländer Verantwortung überneh-
men. Beratung, Erfahrungsaustausch und koordinierte Maß-
nahmen von Regierungen, Zivilgesellschaft und Verbänden 
können helfen, Kräfte zu bündeln und Standards flächen-
deckend umzusetzen. Im Rahmen dieser Partnerschaften 
werden durch die Mitglieder verbindliche Standards für be-
stimmte Branchen festgelegt, und die Mitglieder verpflichten 

Thomas Silberhorn*

 *	 Thomas Silberhorn ist Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundes-
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung.
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sich zur Umsetzung dieser Standards (freiwillige Selbstver-
pflichtungen). 

Das vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (BMZ) initiierte Bündnis für 
nachhaltige Textilien ist ein Beispiel dafür, wie Politik, Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft gemeinsam an sozialen und 
ökologischen Verbesserungen entlang der Lieferkette ar-
beiten können. Das Textilbündnis zählt rund 170 Mitglieder 
und repräsentiert inzwischen etwa 50% des deutschen 
Einzelhandelsmarkts in der Textilbranche. Das Textilbünd-
nis ist international ausgerichtet, um so seine Wirksamkeit 
zu erhöhen und Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden. 
Dafür strebt das Textilbündnis Partnerschaften mit natio-
nalen und internationalen Initiativen auf Ebene der EU, der 
OECD sowie der G7 an. 

Das Forum Nachhaltiger Kakao ist ein weiteres erfolgreiches 
Beispiel für eine Multiakteurspartnerschaft. Hier setzt sich 
die Bundesregierung gemeinsam mit Süßwarenindustrie, 
Lebensmittelhandel und Zivilgesellschaft für eine Verbesse-
rung der Lebensbedingungen vor Ort ein, z.B. in der Elfen-
beinküste. Bis 2020 sollen mindestens 50% des Kakaos in 
hierzulande verkauften Süßwaren aus nachhaltiger Produk-
tion stammen. 

Die deutsche Entwicklungspolitik setzt mit den Partner-
ländern zahlreiche Maßnahmen zur Verbesserung der Ar-
beits- und Lebensbedingungen vor Ort um. Unter Einbe-
ziehung der Unternehmen wird die Einführung von besse-
ren Verfahren zum Umgang mit Chemikalien, die Einbin-
dung sozialer und ökologischer Ziele in betriebliche Ent-
scheidungsprozesse und die Ausbildung für nachhaltige 
Verfahren gefördert. In Bangladesch konnte so bei ca. 
800 Unternehmen der Textilbranche die Einhaltung natio-
naler und internationaler Standards nachweislich verbes-
sert werden. Über politischen Dialog und Politikberatung 
werden die Regierungen beim Aufbau von Systemen zur 
Umsetzung und Kontrolle von Nachhaltigkeitsstandards 
unterstützt, z.B. durch die Ausbildung von Arbeitsinspek
toren.

Nachhaltigen Konsum vorantreiben

Die Konsumenten spielen eine wichtige Rolle bei der Ver-
ankerung von Sozial- und Umweltstandards in globalen 
Lieferketten, denn sie stehen am Ende der Lieferkette. Um-
welt- und sozialverträgliche Produktion muss sich für die 
Unternehmen lohnen. Ein kritisches Bewusstsein der Ver-
braucherinnen und Verbraucher und eine steigende Nach-
frage nach nachhaltig hergestellten Waren und Dienstleis-
tungen eröffnen neue Marktchancen für Unternehmen und 
setzen Anreize, transparenter und nachhaltiger zu produ-
zieren. 

Umwelt- und Sozialsiegel können dabei ein hilfreiches Ins
trument für Unternehmen und Verbraucher sein. Es gibt für 
Verbraucher jedoch kaum Möglichkeiten, sich umfassend 
über die Qualität und Glaubwürdigkeit von Siegeln oder Stan-
dardsystemen zu informieren. Die Bundesregierung hat des-
halb im Jahr 2015 die Informationsplattform www.siegelklar-
heit.de auf den Weg gebracht. 

Der Staat ist selbst ein wichtiger Konsument. Für ca. 
260 Mrd. Euro kauft die öffentliche Hand in Deutschland 
jährlich ein. Neben der Vorbildfunktion des Staates kann 
nachhaltige öffentliche Beschaffung ein wichtiger Hebel für 
die Steigerung des Angebots nachhaltiger Produkte sein. 
Die Bundesregierung hat daher im Frühjahr 2015 zahlreiche 
Ziele zu nachhaltiger Beschaffung verabschiedet. Bei-
spielsweise strebt der Bund bis 2020 an, die Hälfte aller 
Textilien (außer Sondertextilien) nach ökologischen und so-
zialen Kriterien zu beschaffen. Die neue EU-Vergabericht-
linie und der nationale Gesetzesentwurf gestatten die Be-
rücksichtigung umweltbezogener und sozialer Aspekte im 
Vergabeverfahren. Um Bund, Länder und Kommunen bei 
der nachhaltigen Beschaffung zu unterstützen, wird die 
Bundesregierung im April 2016 das Informationsportal 
»Kompass Nachhaltigkeit« neu starten. Das kommunale 
Netzwerk für faire Beschaffung bei der Servicestelle Kom-
munen in der Einen Welt berät u.a. Kommunen zur nach-
haltigen Beschaffung. Mindestens 95 Kommunen haben 
bereits Rats- oder Magistratsratsbeschlüsse zu nach- 
haltiger Beschaffung gefasst, 34 eine Dienstanweisung er-
lassen.

Nachhaltigkeit auf der internationalen Agenda 
verankern

Um einen Paradigmenwechsel hin zu einer nachhaltigen 
Wirtschaftsordnung zu schaffen, müssen Nachhaltigkeits-
standards in globalen Lieferketten im internationalen po-
litischen Diskurs, in den globalen und nationalen Prozes-
sen und Rahmenwerken verankert werden. Mit der Ver-
abschiedung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-
lung durch die Staats- und Regierungschefs der Vereinten 
Nationen (VN) wurde dieser Paradigmenwechsel einge
leitet. 

Zum ersten Mal existiert eine Agenda, die für alle Länder 
– Entwicklungs-, Schwellen- und Industrieländer – gleicher-
maßen gilt und die alle Dimensionen nachhaltiger Entwick-
lung (sozial, ökologisch, ökonomisch) berücksichtigt. Mit 
der Agenda 2030 erkennen die VN-Mitgliedstaaten an, 
dass sich die globalen Herausforderungen nur gemeinsam 
bewältigen lassen. Das Ziel 8 – Nachhaltiges Wirtschafts-
wachstum – fordert die Entkopplung von Wirtschafts-
wachstum und Umweltzerstörung, die Abschaffung von 
Zwangs- und Kinderarbeit und den Schutz von Arbeitneh-
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merrechten und sicheren Arbeitsumfeldern. Ziel 12 – Nach-
haltige Konsum- und Produktionsmuster – beinhaltet 
nachhaltige, öffentliche Beschaffung und Transparenz für 
Konsumenten. Die deutsche Bundesregierung überarbeitet 
derzeit die nationale Nachhaltigkeitsstrategie im Lichte der 
Agenda 2030 und ergänzt entsprechende Ziele und Indi-
katoren. 

Bereits im Rahmen der deutschen G7-Präsidentschaft 2015 
hat die Bundesregierung das Thema Nachhaltigkeit in glo-
balen Lieferketten ganz oben auf die Tagesordnung gesetzt. 
Auf Schloss Elmau verabschiedeten die Staats- und Regie-
rungschefs Beschlüsse zur Förderung von Nachhaltigkeit in 
globalen Lieferketten. Im Oktober 2015 wurden auf einem 
Treffen der G7-Arbeits- und Entwicklungsminister die Be-
schlüsse von Elmau mit konkreten Maßnahmen unterlegt. 
In der Erklärung »Action for Fair Production« einigte man 
sich darauf, Bündnisse aus Wirtschaft, Zivilgesellschaft und 
Gewerkschaften zu fördern, um gemeinsam die Umsetzung 
international vereinbarter Sozial- und Umweltstandards vo-
ranzutreiben. Die G7-Staaten vereinbarten, Transparenzini-
tiativen für Konsumenten sowie öffentliche Beschaffer zu 
fördern und den Kapazitätsaufbau in Produktionsländern zu 
unterstützen. Außerdem wurde die Umsetzung eines globa-
len Präventionsfonds, des Vision Zero Fonds, beschlossen, 
der die Arbeitsbedingungen in Produktionsländern grundle-
gend verbessern soll. Neben Prävention und Entschädigung 
sind effektive Beschwerdemechanismen ein weiterer ele-
mentarer Aspekt, um Standards besser durchzusetzen. So 
haben die G7-Staaten die Bedeutung der OECD-Leitsätze 
für multinationale Unternehmen und die Rolle der Nationalen 
Kontaktstellen bei der Förderung eines verantwortungsvol-
len unternehmerischen Handelns anerkannt. Es ist wichtig, 
dieses Momentum der G7 zu nutzen und in weitere Prozes-
se und Foren zu tragen, wie z.B. die G20. 

Ebenso kann die EU-Handelspolitik über die Integration von 
sozialen, ökologischen und menschenrechtlichen Standards 
und die entwicklungsfreundliche Ausgestaltung von Han
delsabkommen und Präferenzsystemen einen Beitrag zu 
Verankerung von Nachhaltigkeit in globalen Lieferketten leis-
ten. Dies hat die EU-Kommission in ihrer neuen Handels- 
und Investitionsstrategie hervorgehoben. Sie fordert einen 
wertebasierten Ansatz in der EU-Handelspolitik, Transpa-
renz sowie auch die Berücksichtigung der Wirkungen der 
europäischen Handelspolitik auf Drittstaaten. Das BMZ un-
terstützt diese Neuausrichtung der EU-Handelspolitik und 
fordert eine aktive Umsetzung der EU-Handelsstrategie. Ein 
Ansatz ist der Aufbau eines Monitoring-Systems, das die 
Wirkungen der Handelspolitik auf die nachhaltige Entwick-
lung laufend überprüft. Gerade Entwicklungs- und Schwel-
lenländer müssen bei der Nutzung der Potenziale von Han-
delsabkommen unterstützt werden. Hier ist das BMZ bereits 
heute sehr engagiert. Über handelsbezogene Entwicklungs-
zusammenarbeit werden die Partnerländer bei der Umset-

zung und Nutzung der Potenziale der Wirtschaftspartner-
schaftsabkommen unterstützt und zur Vertiefung des wirt-
schaftlichen Integrationsprozesses beraten.

Auf nationaler Ebene wird seit Ende 2014 und bis zum Ka-
binettsbeschluss im Mai 2016 der »Nationale Aktionsplan 
für Wirtschaft und Menschenrechte« zur Umsetzung der 
VN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte unter 
Federführung des Auswärtigen Amtes erarbeitet. An der Er-
stellung sind sechs Bundesressorts beteiligt. In einem breit 
angelegten Konsultationsprozess wurden zudem Vertrete-
rinnen und Vertreter von Zivilgesellschaft, Wirtschaft, Wis-
senschaft und Gewerkschaften einbezogen. Mit einem am-
bitionierten Nationalen Aktionsplan wird ein klarer Bezugs-
rahmen für menschenrechtskonformes, sozial nachhaltiges 
und zugleich ökonomisch erfolgreiches Wirtschaften ge-
schaffen. Ein zentrales Handlungsfeld des Aktionsplans wird 
die Förderung nachhaltiger und transparenter Lieferketten 
sein, denn die Missachtung elementarer Menschenrechte 
findet häufig in stark verzweigten und undurchsichtigen Zu-
lieferketten statt.

Die aufgezeigten Herausforderungen zeigen: Wir tragen ge-
meinsam Verantwortung für eine nachhaltige Gestaltung der 
Globalisierung. Hierfür ist ein gemeinsames Handeln von 
Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft in Industrie-, Schwel-
len- und Entwicklungsländern notwendig. 
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vertrauensbildende Maßnahmen für die 
Gemeinschaftswährung sind drängender denn je!

Die Europäische Union und der Euro in der Krise – 

Ralph Hirdina*

Ein wesentlicher Baustein des Vertrauens in die Geldpolitik der EZB und damit in den Euro ist die 

Einhaltung der vereinbarten Rechtsregeln. Doch sind die gegenwärtigen Maßnahmen der EZB vom 

europäischen Vertragswerk gedeckt? 

Die Europäische Union steht vor der größ­
ten Belastungsprobe ihrer noch jungen 
Geschichte. Die Eurokrise, der Konflikt 
um die Ukraine, der Flüchtlingsstrom aus 
dem Nahen Osten und der jüngste Terror­
anschlag in Paris am 13. November 2015 
spalten und einen die Europäische Union 
zugleich. Zeug zur Spaltung haben die 
Euro- und Flüchtlingskrise. Einig und so­
lidarisch hingegen zeigen sich die EU-Mit­
glieder an der Seite Frankreichs im Kampf 
gegen den sogenannten Islamischen 
Staat vor dem Hintergrund der Terroran­
schläge von Paris. Die Annäherung an die 
Türkei zur Eindämmung des Flüchtlings­
stroms findet in der Europäischen Union 
nicht nur Zustimmung. Ablesen lässt sich 
dies an der Ablehnung einiger EU-Mit­
gliedstaaten, sich an der Zahlung in Höhe 
von 3 Mrd. Euro zu beteiligen, die die Eu­
ropäische Union der türkischen Regie­
rung als Flüchtlingshilfe zugesagt hat. Die 
Sicherung der Außengrenzen der Euro­
päischen Union scheint mit Blick auf den 
Flüchtlingsdruck eine Herkulesaufgabe zu 
sein und birgt auch vor dem Hintergrund 
des Gebots humanitären Handelns enor­
men politischen Sprengstoff. Das Dub­
lin-Abkommen zur Klärung der Frage, 
welcher europäische Staat für den ge­
stellten Asylantrag zuständig ist, ist fak­
tisch, nicht aber rechtlich, außer Kraft ge­
setzt. Bei der Übernahme von Flüchtlings­
kontingenten zeigen sich die Mitglied­
staaten der Europäischen Union alles an­
dere als solidarisch. Wie schon bei der 
Rettung Griechenlands vor der Staats­
pleite wird auch bei der Frage des Um­
gangs mit der Flüchtlingskrise Deutsch­
land eine politische Meinungsführerschaft 
innerhalb der Europäischen Union vorge­
halten, die mangels ausreichender vorhe­
riger EU-interner Abstimmung nationale 
Befindlichkeiten bei manchen EU-Mit­
gliedstaaten hervorgerufen hat. Großbri­
tannien kokettiert trotz seines Sondersta­
tus als EU-Mitglied sogar mit einem Aus­

tritt aus der Europäischen Union. Frank­
reich, eines der Kernländer der Eurozone, 
hat bezüglich seiner militärischen Einsät­
ze in Syrien und gestiegener Sicherheits­
ausgaben wegen drohender Terrorgefah­
ren angekündigt, die Defizitgrenze von 
maximal 3% des Bruttoinlandsprodukts 
erneut und wohl auch bis auf weiteres 
nicht einhalten zu können.

Droht die Europäische Union unter der 
Last dieses Problembündels auseinan­
derzubrechen? Als Bindemittel für den 
Zusammenhalt der Europäischen Union 
wird von führenden Politikern immer wie­
der die europäische Gemeinschaftswäh­
rung ins Spiel gebracht. Die deutsche 
Bundeskanzlerin Angela Merkel formulier­
te im Zuge der Eurokrise den Satz »Schei­
tert der Euro, dann scheitert Europa«. Der 
EU-Kommissionspräsident Jean-Claude 
Juncker gab vor dem Hintergrund der 
drohenden Außerkraftsetzung des 
Schengen-Abkommens anlässlich der 
Flüchtlingskrise das Statement ab: »Soll­
te uns der Geist von Schengen verlassen, 
dann werden wir mehr verlieren als das 
Schengener Abkommen. Eine gemeinsa­
me Währung macht keinen Sinn, sollte 
Schengen fallen.«

Fraglich ist allerdings, wie belastbar der 
Euro als Bindemittel für den Zusammen­
halt der Europäischen Union noch ist. Es 
ist gefährlich, außerhalb der Geldpolitik 
liegende politische Probleme mit der Ge­
meinschaftswährung zu verknüpfen. Das 
gilt für die Staatsschuldenkrise eines Teil­
nehmerstaates der Eurozone genauso 
wie für das Flüchtlingsproblem einschließ­
lich des Schengen-Abkommens. Die Bür­
ger der Eurozone wissen sehr wohl, dass 
die Gemeinschaftswährung selbst mit teil­
weise unkonventionellen Maßnahmen in 
der Vergangenheit vor dem Zusammen­
bruch bewahrt werden musste. Der Euro 
als »Kitt der Europäischen Union« kämpft 
selbst um sein Vertrauen bei den Bürgern. 
Gerade deshalb sollte das Schicksal der 
Gemeinschaftswährung nicht ohne Not 
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mit anderen politischen Problemen der Europäischen Union 
verknüpft werden. 

Auch wenn nach dem Schnüren des dritten Hilfspakts für 
Griechenland im Sommer 2015 das Thema »Eurokrise«, si­
cher wegen der Flüchtlingskrise und der Terroranschläge von 
Paris, derzeit nicht ganz oben auf der Tagesordnung steht, 
sollte nicht in Vergessenheit geraten, dass das Eurosystem 
mit zahlreichen, teilweise auch rechtlich umstrittenen Ret­
tungsaktionen, bisher am Leben gehalten wurde. Ein erneu­
tes Aufflammen der Eurokrise ist nicht ausgeschlossen.

Erinnert sei an die befristeten Rettungsschirme, namentlich 
die Europäische Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF) und den 
Europäischen Finanzstabilisierungsmechanismus (EFSM), 
die später durch den dauerhaften Europäischen Stabilitäts­
mechanismus (ESM) abgelöst wurden. Finanzhilfen aus den 
Rettungsschirmen, teilweise neben IWF-Mitteln, erhielten die 
Programmländer Irland, Portugal, Griechenland, Spanien 
und Zypern. Alle Krisenländer bis auf Griechenland sind auf 
einem mehr oder weniger guten Weg der fiskalischen Kon­
solidierung.

Flankierend zu den durch die EU und die Euroteilnehmer­
staaten geschnürten Rettungspaketen beschloss die EZB 
unkonventionelle geldpolitische Programme. Genannt seien 
die Ablösung der Zinstendergeschäfte durch Refinanzie­
rungsgeschäfte mit Vollzuteilung und festem Zinssatz, lang­
fristige Refinanzierungsgeschäfte mit einer Laufzeit von 
mehreren Jahren, Staatsanleihenkaufprogramme wie das 
Securities Markets Programme (SMP), das Outright Mone­
tary Transactions Programme (OMT) und das jüngste Quan­
titative Easing Programme (QE). Hinzu kam eine massive 
Ausweitung der Notfall-Liquiditätshilfe (Emergency Liquidity 
Assistance – ELA) der griechischen Notenbank zur Siche­
rung der Solvabilität griechischer Banken, die von der EZB 
akzeptiert wurde.

Doch sind die genannten Maßnahmen vom europäischen 
Vertragswerk gedeckt? Darf man das europäische Vertrags­
werk bis zur Zerreißprobe dehnen, wenn eine Krise wie die 
Eurokrise ein beherztes Eingreifen verlangt? Was ist der 
Grundsatz »Pacta sunt servanda – Verträge sind einzuhal­
ten« noch wert?

Vermeidung übermäßiger Haushaltsdefizite ist ein Kerngebot 
des jetzigen europäischen Vertragswerks. Defizitsünder sind 
allerdings nicht nur die Eurokrisenstaaten, sondern auch die, 
die als Retter fungieren, wie bspw. Deutschland und Frank­
reich. Man gewinnt den Eindruck, die beiden Fiskalkriterien, 
maximales Defizit von 3% des BIP pro Haushaltsjahr und 
maximale Verschuldung von 60% des BIP, was per definiti­
onem noch dem Grundsatz des dauerhaft tragfähigen öf­
fentlichen Finanzgebarens entspricht, werden von der Poli­
tik je nach öffentlicher Kassenlage als erfüllt interpretiert oder 

eben ignoriert. Eine derartig laxe Handhabung einer zentra­
len Stabilitätsregel untergräbt zunehmend das Vertrauen in 
die Verlässlichkeit des Rechts.

Das europäische Vertragswerk fußt nicht zuletzt auf dem 
Grundsatz des No-bail-out. Solange in der Europäischen 
Union bspw. die Steuer-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitiken 
nicht vereinheitlicht sind, sollte aus gutem Grund der Grund­
satz gelten, dass jeder europäische Staat für seine Schul­
den selbst aufkommt und haftet. Ansonsten könnte ein Mit­
gliedstaat der Europäischen Union die finanziellen Auswir­
kungen seiner verfehlten Steuer-, Sozial- und Arbeitsmarkt­
politik den anderen EU-Staaten aufbürden. Die Euro-Ret­
tungsprogramme haben den Grundsatz des No-bail-out ein 
Stück weit untergraben. Die Rettungsschirme, die vom 
deutschen Bundestag gebilligt wurden, finden ihre rechtli­
che Legitimation zwar in dem Rechtskonstrukt, dass der 
ESM an Eurokrisenstaaten Finanzhilfen geben darf, soweit 
sie sich an Reformauflagen halten. Sicher bleibt es den ein­
zelnen Euroteilnehmerstaaten aus rechtlicher Sicht unbe­
nommen, über die Speisung eines supranationalen Fonds 
mit Finanzmitteln und Garantien Krisenstaaten der Eurozo­
ne Finanzhilfen unterschiedlicher Art zukommen zu lassen. 
Dies muss umso mehr gelten, wenn die jeweiligen nationa­
len Parlamente derartigen Hilfen zustimmen. Doch der Bür­
ger ahnt, dass es dann mit dem No-bail-out-Grundsatz im 
strengen Sinne nicht mehr so gut bestellt ist. Werden er­
haltene Finanzhilfen nicht mehr komplett zurückgezahlt 
oder zu nicht marktgerechten Konditionen in Anspruch ge­
nommen, ist der Rettungsschirm im Grunde genommen 
der Einstieg in den europäischen Finanzausgleich, obwohl 
ein solcher in den europäischen Verträgen nicht vorgesehen 
ist. Da die Eurokrisenstaaten aus den Rettungsschirmen 
Finanzhilfen zu äußerst günstigen Konditionen erhielten, er­
folgte letztlich auch eine Preisverzerrung an den Kapital­
märkten. Vor dem Hintergrund der Gefahr einer weiteren 
Destabilisierung der Eurozone sind die Euroteilnehmerlän­
der den Krisenstaaten, insbesondere auch Griechenland, 
bei ihrem Schuldendienst sehr weit entgegengekommen. 
Man gewinnt den Eindruck, dass die Krisenstaaten durch 
ein solches Verhalten der EWU-Staaten in die Position ver­
setzt werden, faktisch die Konditionen des eigenen Schul­
dendiensts diktieren zu können.

Die von der EZB aufgelegten Refinanzierungsgeschäfte zu 
einem Festzinssatz bei Vollzuteilung zementieren die Wett­
bewerbsverzerrung an den Geld- und Kapitalmärkten. Bo­
nitätsmäßig schwache Banken erhalten über die EZB die 
gewünschte Liquidität, die sie ansonsten am Interbanken­
geldmarkt nicht erhalten würden. Das Prinzip der offenen 
Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb, wie vom europäi­
schen Vertragswerk gefordert, wird durch die Politik der un­
begrenzten Liquiditätsversorgung durch die EZB ge­
schwächt. 
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Die langfristigen Refinanzierungsgeschäfte erlaubten es 
Banken der Eurozone, über dieses geldpolitische Instrument 
Staatsanleihen ihrer Heimatstaaten als Sicherheiten für die 
Notenbankkredite in die EZB-Bilanz zu überführen und die 
Liquidität an ihre Regierungen weiterzureichen, und zwar 
weit unter marktkonformen Konditionen. Auch hier wird das 
Argument, die EZB verstoße gegen das Verbot der Staats­
finanzierung, stichhaltig. 

Noch weiter in den Verbotsbereich der Staatsfinanzierung 
wagt sich die EZB mit ihren Programmen zum Aufkauf von 
Staatsanleihen am Sekundärmarkt wie SMP, OMT und QE. 
Zwar erlaubt das europäische Vertragswerk der EZB, Offen­
marktgeschäfte vorzunehmen, also auch Staatsanleihen am 
Sekundärmarkt für geldpolitische Zwecke zu kaufen. Die EZB 
darf dabei aber das Verbot der Staatsfinanzierung nicht ver­
letzen. Ist nicht der Ankauf von Staatsanleihen im Rahmen 
des SMP oder die Ankündigung eines solchen über das OMT 
eine verbotene Staatsfinanzierung, wenn die Maßnahme just 
zu einem Zeitpunkt ergriffen bzw. angekündigt wird, in dem 
sich Eurokrisenstaaten am Kapitalmarkt nur noch zu für sie 
als nicht mehr tragbar erachteten Konditionen finanzieren 
können? Ein Verstoß gegen das Verbot der Staatsfinanzie­
rung durch den OMT-Beschluss der EZB ist auch deshalb 
anzunehmen, da dieses an die Konditionalität gebunden wur­
de, dass sich die Staaten, deren Anleihen über das Pro­
gramm aufgekauft werden sollten, den Auflagen der Ret­
tungsschirmprogramme unterwerfen. Derartige Auflagen zu 
fordern, ist Sache der Fiskal- und nicht der Geldpolitik. Aus 
diesem Grund bezweifelte auch der Generalanwalt beim Eu­
ropäischen Gerichtshof die Rechtmäßigkeit des OMT-Be­
schlusses. Liegt eine indirekte Staatsfinanzierung nicht auch 
dann auf der Hand, wenn das ESZB über das QE-Programm 
der größte Einzelgläubiger der Staatsschulden der Euroteil­
nehmerländer wird? Wie sollte eine marktgerechte Preisbil­
dung für Staatsanleihen am Primärmarkt noch möglich sein, 
wenn das ESZB bis zu einem Gesamtvolumen von mehr als 
1,5 Billionen Euro Staatsanleihen der Eurozone in seine Bü­
cher nimmt? Der EZB-Ratsbeschluss vom 3. Dezember 
2015, wonach das QE-Programm um sechs Monate verlän­
gert, also bis März 2017 bei einem monatlichen Kaufvolumen 
von 60 Mrd. Euro fortgeführt und auch auf regionale Anleihen 
ausgedehnt werden soll, dokumentiert die Marktverzerrung 
für Staatsanleihen sehr deutlich. Offenbar ist der Markt für 
ankauffähige Staatsanleihen weitgehend ausgetrocknet, so 
dass das QE-Programm künftig auch regionale Anleihen um­
fassen muss. Misslich, dass der Europäische Gerichtshof die 
Aspekte der Marktverzerrung und unverhältnismäßigen Stö­
rung einer marktgerechten Preisbildung für Anleihen der Eu­
rostaaten und deren Regionen bei seiner Urteilsfindung zur 
Rechtmäßigkeit des OMT-Beschlusses nicht tiefergehend 
gewürdigt hat.

Die starke Ausweitung des ELA-Volumens bis zu 89 Mrd. 
Euro für Griechenland mit Billigung des EZB-Rats vermied 

die Staatspleite Griechenlands und ist damit klar als ver­
botene Staatsfinanzierung durch die EZB zu qualifizieren. 
Die Liquiditätshilfe für die griechischen Banken bedeutet 
in der Endkonsequenz nicht allein ein Risiko für den grie­
chischen Steuerzahler, wie es von der Politik beschwich­
tigend vorgetragen wird. Denn die Euromittel, die über das 
ELA-Volumen nach Griechenland auf griechische Konten 
flossen, wurden von den Griechen größtenteils aus Angst 
vor einem Grexit ins Ausland transferiert. Die dadurch ent­
standenen Euroforderungen der Griechen aus dem Tar­
get-Zahlungsverrechnungssystem sind damit Forderungen 
der Griechen gegen Banken im Ausland. Die zu keinem 
Zeitpunkt glatt gestellten Salden der Zentralbanken des 
Eurosystems untereinander, insbesondere die gewaltigen 
ungesicherten Target-Forderungen der Deutschen Bun­
desbank, bedeuten eine massive Kreditierung von Krisen­
staaten der Eurozone. Hierin könnte ein weiterer Verstoß 
gegen das No-bail-out-Verbot gesehen werden. 

Das Niedrig-, Null-, ja sogar Negativzinsniveau infolge der 
EZB-Interventionen führt zu einem vielschichtigen Ver­
mögenstransfer, einerseits vom Privatsektor in den öffent­
lichen Sektor, andererseits von den Gläubigern zu den 
Schuldnern sowie von den EU-Geberstaaten zu den 
EU-Krisenstaaten. Die Eurostaaten können ihre Staats­
schulden zu äußerst günstigen Konditionen finanzieren. 
Sparer, betriebliche Altersvorsorgesysteme, die Versi­
cherungs- und Kreditwirtschaft sind von den niedrigen Ka­
pitalmarktzinsen massiv betroffen. In diesem Zusammen­
hang muss die Rechtsfrage gestellt werden, ob die EZB 
die Marktmechanismen nicht unangemessen aushebelt 
und damit in Grundrechte wie die Eigentumsgarantie sowie 
die unternehmerische Freiheit der Akteure am Kapitalmarkt 
unverhältnismäßig eingreift. Qualifizierte man die Ver­
mögenstransfers als verdeckte Sondersteuer, würde ein 
solch massiver Eingriff in die Dispositionsfreiheit und Ver­
fügungsautonomie der Privatrechtssubjekte ohne rechtli­
che Legitimation unter dem Deckmantel der Geldpolitik 
betrieben.

Die Zukunft des Euro ist nur gesichert, wenn die EU-Bürger 
volles Vertrauen in die langfristige Stabilität der Gemein­
schaftswährung behalten. Der Euro basiert auf einem klaren 
Regelwerk der europäischen Verträge. Der Bürger weiß sehr 
wohl, dass bereits erste Schritte in Richtung eines europä­
ischen Finanzausgleichs getan werden, ohne dass hierfür 
eine demokratisch legitimierte Rechtsgrundlage vorhanden 
wäre. Der Bürger spürt auch, dass die EZB mit ihren mone­
tären Mitteln Eurokrisenstaaten finanziell stützt, obwohl dies 
nach dem europäischen Vertragswerk nicht ihr Mandat ist. 
Vielleicht akzeptieren dies die Bürger der EU-Geberstaaten 
noch mit dem Argument der angeblichen Handlungsunfä­
higkeit der Politik, obgleich eine derartige Strategie des fort­
währenden Zeitkaufens perspektivlos ist. 
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Wesentlicher Baustein des Vertrauens in die Geldpolitik der 
EZB und damit in den Euro ist die Einhaltung der vereinbar­
ten Rechtsregeln, die für alle gleichermaßen gelten. Vertrau­
en ist ein hohes und zerbrechliches Gut. Die EZB muss 
schon aus Eigeninteresse mit Blick auf das Demokratieprin­
zip die Trennlinie zwischen Geld- und Fiskalpolitik genau 
beachten. Nur so ist ihre Unabhängigkeit zu rechtfertigen. 

Pacta sunt servanda! Vertragstreue und regelkonformes Ver­
halten der Geld- und Fiskalpolitik zur Bewältigung der Eu­
rokrise sind und bleiben unerlässlich zur Verwirklichung einer 
funktionierenden Währungsunion.

Nur so ist das Vertrauen der Bürger in den Euro gesichert 
und nur auf dieser stabilen Basis kann die Gemeinschafts­
währung der »Kitt für die Europäische Union« sein. Auf die­
sem Vertrauensfundament aufbauend stellt sich dann immer 
noch ein Bündel von Fragen. 

Wie geht es weiter mit der europäischen Integration? Soll 
die Europäische Union am Ende ein europäischer Bundes­
staat mit europäischer Verfassung und rechtlich abgesicher­
tem Länderfinanzausgleich sein? Gibt es herausragende 
Politiker, die sich für dieses europäische Zukunftsprojekt 
glaubwürdig einsetzen könnten? Wer übernimmt die Mei­
nungsführerschaft und Überzeugungsarbeit gegenüber den 
europäischen Bürgern? Wird eine Fortsetzung des europä­
ischen Integrationsprozesses von der Mehrheit der europä­
ischen Bürger überhaupt akzeptiert? Kann die Eurozone mit 
dem derzeitigen Regelwerk fortbestehen, oder braucht Eu­
ropa wegen der Eurokrise und der Flüchtlingskrise eine Re­
form der Verträge? Funktioniert ein einheitlicher Währungs­
raum, obwohl die Wirtschaftspolitiken im nationalen Verant­
wortungsbereich der EU-Staaten verblieben sind? Wie geht 
Europa mit dem offenbar unterschiedlichen Verständnis der 
Eurostaaten von der Funktion und der Unabhängigkeit einer 
Zentralbank um? Bedarf die derzeitige Stimmenaufteilung 
im EZB-Rat einer Reform? Gibt es künftig mit Blick auf den 
Kampf gegen den Terror noch eine gemeinsame europäi­
sche Haltung gegenüber Russland als zentralem Akteur im 
Syrienkonflikt? Wie geht die Europäische Union mit dem 
drohenden Austritt Großbritanniens um? Passen zu dem 
Szenario eines Brexit Beitrittsverhandlungen mit der Türkei?

Der Fragenkatalog könnte fortgesetzt werden. Antworten 
der politischen Entscheidungsträger stehen aus. Zu vermu­
ten ist, dass gerade wegen der Vielzahl ungelöster europä­
ischer Probleme weitere Hilfszahlungen für Eurokrisenstaa­
ten bei einem erneuten Aufflammen der Eurokrise kaum auf 
Akzeptanz bei den Bürgern der EU-Geberstaaten stoßen 
würden. Bleibt zu hoffen, dass die EZB, der die Sicherung 
der Geldwertstabilität des Euro und nicht die Fiskalpolitik 
anvertraut ist, sich nicht noch weiter für Aufgaben verein­
nahmen lässt, die außerhalb ihres geldpolitischen Mandats 
liegen. 
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bringen – Ergebnisse und Lösungsansätze aus der 
Klimaökonomie

Klimaverträglichkeit und Wettbewerbsfähigkeit in Einklang

Karen Pittel, Klaus Rennings*(†), Katrin Sommerfeld* und Johann Wackerbauer

Bei diesem Beitrag handelt es sich um ein Impulspapier für die Statuskonferenz des BMBF-För-

derschwerpunkts »Ökonomie des Klimawandels« am 11./12. November 2015 in Berlin, bei der der 

Dialog zur Klimaökonomie über die Grenzen der akademischen Forschung hinaus geöffnet wurde. 

Mit dem Förderschwerpunkt »Ökonomie des Klimawandels« förderte das Bundesministerium für 

Bildung und Forschung (BMBF) 27 Forschungsprojekte, die wirtschaftliche Aspekte des Klimawan-

dels untersuchten. Im Rahmen der Begleitaktivitäten zu diesem Förderschwerpunkt koordinierten 

das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW), Mannheim, und das ifo Institut gemein-

sam einen von vier Themenschwerpunkten mit dem Titel Energieressourcen und klimafreundliche 

Energieversorgung. Ziel der Begleitaktivitäten war die Stärkung der Anwendungsorientierung und 

Verwertung der wissenschaftlichen Arbeit sowie deren Kommunikation mit Praktikern aus Politik, 

Wirtschaft und Gesellschaft. Dazu wurden von den vier Themenschwerpunkten verschiedene Work-

shops und Fachforen organisiert, deren Ergebnisse schließlich in die Statuskonferenz mündeten.

Zielkonflikte in einer Green 
Economy

In der Forschungsagenda Green Eco­
nomy des Bundesministeriums für Bil­
dung und Forschung wird eine interna­
tional wettbewerbsfähige, umwelt- und 
sozialverträgliche Wirtschaft als Leitbild 
postuliert. Auf dem Weg zu einer Green 
Economy soll den globalen Herausforde­
rungen wie begrenzten Ressourcen, be­
drohten Ökosystemen und Klimawandel 
wirtschaftlich erfolgreich begegnet wer­
den.1 In Bezug auf die Klimapolitik be­
steht ein zentrales Problem darin, wie 
potenzielle Zielkonflikte zwischen Klima­
schutz und Wettbewerbsfähigkeit ver­
mieden bzw. gelöst werden können. Die 
Forschungsagenda Green Economy ist 
als Leitinitiative eingebettet in das weiter­
entwickelte Rahmenprogramm »For­
schung für Nachhaltige Entwicklung – 
FONA«, zu dem auch der Förderschwer­
punkt »Ökonomie des Klimawandels« 
gehört. In diesem Impulspapier wird in 
komprimierter Form dokumentiert, wel­
che Lösungsansätze die Teilprojekte des 
Themenschwerpunkts Energieressour­
cen und klimafreundliche Energieversor­
gung entwickelt haben, um Klimaverträg­
lichkeit und Wettbewerbsfähigkeit in Ein­
klang zu bringen. Im Anschluss an die 
Lösungsansätze werden offene Fragen 
thematisiert, die den Bedarf für zukünfti­
ge Forschung deutlich machen.

 1	 Bundesministerium für Bildung und Forschung, 
Forschungsagenda Green Economy, Bonn 2014.

Die Debatte um Klimaverträg
lichkeit und Wettbewerbsfähigkeit 
– Ergebnisse und Lösungsansätze

Um die verschiedenen Aspekte der Kli­
maverträglichkeit und Wettbewerbsfähig­
keit zu analysieren, wurden im Themen­
bereich Energieressourcen und klima­
freundliche Energieversorgung eine Rei­
he wichtiger und aktueller Fragen der Kli­
mapolitik behandelt: Welchen Einfluss hat 
der Wettbewerb auf den Energiemärkten 
auf die Abbaupfade fossiler Energieträ­
ger? Wie beeinflussen verschiedene kli­
mapolitische Instrumente den internatio­
nalen Wettbewerb? Welche infrastruktu­
rellen Maßnahmen sind zur Unterstützung 
der Klimapolitik erforderlich? Welche 
Wettbewerbseffekte können in den ein­
zelnen Branchen auftreten? Welche Aus­
wirkungen hat die Berücksichtigung der 
Akzeptanz für verschiedene Klimaschutz­
maßnahmen sowie verteilungspolitischer 
Aspekte? Die Aktualität und Relevanz die­
ser Fragen wurden dabei auch in Diskus­
sionen mit Stakeholdern aus Politik, Wirt­
schaft und Verbänden im Rahmen des 
Forums Klimaökonomie immer wieder 
bestätigt. 

Langfristige und globale Wirkungen von 
Klimapolitik 

Die aktuelle klimapolitische Debatte wid­
met sich vor allem der Frage der effizien­
ten Ausgestaltung klima- und energiepoli­
tischer Maßnahmen, stellt deren grund­
sätzliche Notwendigkeit allerdings selten 
in Frage. Ob und welche klimapolitischen 
Maßnahmen tatsächlich erforderlich sind, 

 *	 Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung, 
Mannheim.
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hängt jedoch in hohem Maße von der Größe der globalen 
Ressourcenbestände ab. Die Einhaltung des 2oC-Ziels 
macht es nämlich notwendig, einen großen Teil der fossilen 
Ressourcen im Boden zu belassen. In der energiepolitischen 
Debatte wird aber teilweise immer noch die Vermutung ge­
äußert, dass wegen der Erschöpfung der fossilen Ressour­
cen die Emissionen von Treibhausgasen ohnehin reduziert 
werden. Aktuelle Forschungsergebnisse aus dem The­
menschwerpunkt zeigen jedoch, dass Reserveknappheiten 
auch langfristig keine ausreichenden preistreibenden Effek­
te im globalen Markt bewirken, die Treibhausgasemissionen 
aus dem Verbrauch von fossilen Energieträgern einschrän­
ken würden. Somit können Knappheiten eine ambitionierte 
Klimapolitik nicht ersetzen. Im Gegenteil, theoretische und 
Simulationsanalysen zeigen, dass die Einführung klimapoli­
tischer Maßnahmen sogar dazu führen kann, dass der Ab­
bau von Kohle, Öl und Erdgas schneller als ohne diese Poli­
tiken erfolgt (sogenanntes »grünes Paradoxon«). Erwarten 
die Eigentümer von Öl, Erdgas und Kohle, dass die Profita­
bilität des Abbaus ihrer Ressourcen in der Zukunft aufgrund 
von Klimapolitiken, kostengünstigerer grüner Energie oder 

höherer Substituierbarkeit in der Wahl des 
Energieträgers sinkt, besteht ein Anreiz, den 
Abbau der fossilen Energieträger zu be­
schleunigen. Daher sollten auch unortho­
doxe angebotsseitige Klimapolitiken in Be­
tracht gezogen werden, die Anreize für Res­
sourcenbesitzer setzen, das Angebot fossiler 
Energieträger zu reduzieren, wie z.B. Kom­
pensationszahlungen für die Nicht-Extrak­
tion eines Teils der fossilen Energieträger.2

Emissionswirkung einer verstärkten 
Erdgasnutzung

Gleichzeitig wird eine Strategie der Substitu­
tion kohlenstoffreicher durch kohlenstoffär­
mere fossile Energieträger propagiert. Daher 
haben der US-amerikanische »Fracking«- 
Boom, technischer Fortschritt bei den För­
dertechniken von Erdgas und der Rückgang 
der amerikanischen CO2-Emissionen teilwei­
se die Hoffnung genährt, auch einen globa­
len Emissionsrückgang durch die Verdrän­
gung von Kohle durch Erdgas zu erreichen. 
Obwohl die Verbrennung von Erdgas gerin­
gere Emissionen als die Verbrennung von 
Kohle hervorruft, scheint die Hoffnung auf 
eine Bremsung des Klimawandels durch die 
Erschließung und Nutzung von reichhalti­
geren Erdgasvorkommen irreführend zu sein. 
So zeigen Simulationsanalysen, dass nicht 
nur Kohle durch Erdgas ersetzt würde, son­
dern auch erneuerbare Energien und Kern­
kraft. Außerdem würde das zusätzliche Erd­

gasangebot in einigen Sektoren wie Haushalten und Indus­
trie lediglich zu einer erhöhten Nutzung und kaum zur Sub­
stitution führen.3

Ausbau der Energieinfrastruktur

Damit rücken hinsichtlich der CO2-Minderungsstrategien die 
erneuerbaren Energien in den Fokus, und es stellt sich die 
Frage, wie die volatile Einspeisung von Strom aus Wind und 
Sonne am effizientesten genutzt werden kann. Wegen des 
zunehmenden Ausbaus erneuerbarer Energien gewinnt der 
Stromhandel zwischen den Mitgliedstaaten der Europäi­
schen Union an Bedeutung. Im Augenblick sind die existie­
renden Übertragungskapazitäten nicht ausreichend, um ei­
ne effiziente Nutzung der volatil einspeisenden erneuerbaren 
Energien in den verschiedenen Regionen Europas zu ge­

 2	 Forschungsprojekt RESOURCES – Internationale Energieressourcen­
märkte im Kontext von Klimapolitiken, Universität Potsdam und Deut­
sches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin.

 3	 Forschungsprojekt Green Paradox – Das grüne Paradoxon – Wirkungs­
mechanismen und quantitative Bedeutung, ifo Institut und Potsdam-Ins­
titut für Klimafolgenforschung (PIK).

   Abb. 1
   Beteiligte Institute
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währleisten. Entsprechend würde ein Ausbau der Leitungen 
zu einer effizienteren Nutzung der bestehenden Erzeugungs­
kapazitäten sowie der eingespeisten erneuerbaren Energie 
führen. Berechnungen zeigen, dass durch einen Ausbau der 
Übertragungskapazitäten deutliche Wohlfahrtsgewinne er­
reicht werden können.4

Energieeffizienz und Innovationen

Neben dem Ausbau erneuerbarer Energien stellt die Verbes­
serung der Energieeffizienz eine zweite wichtige Säule der 
Energiewende dar. Hinsichtlich der Steigerungsmöglichkei­
ten der Energieeffizienz in der Industrie erscheinen die Mög­
lichkeiten zur Minderung von Treibhausgasemissionen unter 
Nutzung der aktuell besten verfügbaren Techniken jedoch 
in vielen Bereichen ausgeschöpft zu sein. Die Ausgestaltung 
regulatorischer Energieeffizienzstandards sollte entspre­
chend nur industriespezifisch und unter Berücksichtigung 
technischer Minderungspotenziale sowie unterschiedlicher 
Kostenstrukturen erfolgen. Nicht-intendierte Rückwirkungen 
auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit können so ver­
mieden werden. Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, dass 
Innovationen und Energieeffizienzsteigerungen in Industrie­
sektoren, die zugleich durch das Europäische Emissions­
handelssystem erfasst werden, kurzfristig lediglich zu einer 
Umverteilung der Emissionen zwischen Sektoren und Staa­
ten führen.5

Trade-Off zwischen Verteilungs- und Effizienzzielen

Neben den Fragen nach der Wettbewerbsfähigkeit der Wirt­
schaft und der Effizienz klimapolitischer Maßnahmen rücken 
zunehmend auch verteilungspolitische Gesichtspunkte in 
den Vordergrund des politischen Diskurses. Die Debatten 
um den Netzausbau wie auch um den Ausbau der Stand­
orte für Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien haben 
gezeigt, dass beide Maßnahmen zunehmend auf Akzep­
tanzprobleme stoßen. Bei der Finanzierung des Ausbaus 
erneuerbarer Energien und des Netzausbaus müssen Effi­
zienz- und Verteilungs- bzw. Gerechtigkeitsziele daher ge­
geneinander abgewogen werden. So wird beispielsweise 
ein Ausbau erneuerbarer Energien nach dem Kriterium der 
Kosteneffizienz allein zu einer sehr ungleichen Verteilung der 
Anlagen im Raum führen. Anwohner werden entsprechend 
unterschiedlich durch Landschaftsveränderungen betroffen, 
was die Akzeptanz der Anlagen schmälern kann. Das Ak­
zeptanzproblem kann durch Einbeziehung von Gerechtig­
keitszielen abgemildert werden, z.B. in Gestalt von Mindest­
abständen bei der räumlichen Verteilung der Anlagen. Ein 
höherer Mindestabstand führt zu einer stärkeren Streuung 
der Anlagen im Raum, senkt aber die Kosteneffizienz, da 

 4	 Forschungsprojekt Hybrid Modeling – Bewertung von klimapolitischen 
Strategien im Elektrizitätssektor mit einem hybriden Top-Down/Bot­
tom-Up-Modell, Technische Universität Berlin und ETH Zürich.

 5	 Forschungsprojekt DECARBONISE – Klimaschutz durch die Dekarboni­
sierung der deutschen Industrie, Karlsruher Institut für Technologie (KIT).

gleichzeitig die Stromgestehungskosten überproportional 
zum Mindestabstand ansteigen. Die Berücksichtigung von 
Gerechtigkeitszielen kann damit zu steigenden Kosten der 
Energieversorgung führen. Werden die Kosten der Förde­
rung erneuerbarer Energien auf die Strompreise umgelegt, 
führt dies zudem zu regressiven Verteilungseffekten. Steigt 
die Fördersumme aufgrund einer kostenintensiveren Vertei­
lung der Anlagen, so verstärken sich auch diese Effekte.6

Akzeptanz von Technologien

Nicht zuletzt aufgrund der Zielkonflikte und Akzeptanzfragen 
beim Umbau des Energiesystems sollte mittelfristig auch die 
Möglichkeit eines Einsatzes von Brückentechnologien dis­
kutiert werden. Eine Nicht-Berücksichtigung dieser Optio­
nen engt den Technologieraum ein und kann potenziell zu 
Kostensteigerungen führen. Brückentechnologien wie 
CO2-Abscheidung und -Speicherung (CCS) oder Climate 
Engineering können die Erreichung der gesteckten Klima­
ziele mittelfristig erleichtern. Allerdings wird diesen Techno­
logien häufig mit Skepsis begegnet. So lehnt die Bevölke­
rung CCS weitgehend ab, obwohl Experten die Gesund­
heits- und Umweltrisiken von beispielsweise CCS auf dem 
Meeresgrund als gering einschätzen. Andere Maßnahmen, 
die bei der Bevölkerung auf weniger Ablehnung stoßen, wie 
die Aufforstung großer Flächen in der Sahara oder im aus­
tralischen Outback, sehen Experten dagegen sehr kritisch. 
Die Ergebnisse der Akzeptanzforschung zeigen, dass ein 
umfassender, ergebnisoffener Dialogprozess mit der Öffent­
lichkeit dringend notwendig ist, wenn CCS in Zukunft als 
Option für die Bekämpfung des Klimawandels in Europa in 
Betracht gezogen werden soll.7

Offene Fragen und Forschungsbedarf

Beim Forum Klimaökonomie zum Themenschwerpunkt 
Energieressourcen und klimafreundliche Energieversor­
gung wurden weiterführende Fragen erörtert, die für den 
zukünftigen Forschungsbedarf relevant sind und im Folgen­
den stichpunktartig dargestellt werden. Einige dieser Fragen 
schließen dabei direkt an den bisherigen und zuvor darge­
stellten Stand der Forschung an, während andere ergän­
zende Forschungsfelder identifizieren:

•	 Langfristige und globale Wirkungen von Klimapolitiken: 
Die Analyse potenziell konterkarierender Wirkungen von 
Klimapolitiken hat sich in der Vergangenheit zum größten 
Teil auf theoretische und Simulationsanalysen beschränkt. 
Eine Abschätzung der Dimension dieser Effekte bedarf 

 6	 Forschungsprojekt EnergyEFFAIR – Effiziente und gerechte Allokation 
erneuerbarer Energien auf nationaler Ebene, Technische Universität Berlin, 
Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) Leipzig und Georg-Au­
gust-Universität Göttingen.

 7	 Forschungsprojekt ACCEPT – Analyse der öffentlichen Akzeptanz neuer 
Technologien zur Abschwächung des Klimawandels, Institut für Weltwirt­
schaft (IfW) Kiel.
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allerdings empirischer Untersuchungen anhand existie­
render Politiken. Diese Untersuchungen könnten Antwor­
ten auf folgende Fragen liefern: Wie (stark) reagiert das 
Angebot an fossilen Energieträgern auf Nachfrageän­
derungen? Inwieweit regen Klimapolitiken zur weiteren 
Exploration von Ressourcenbeständen an oder verhin­
dern diese sogar? Wie ist es möglich, die Extraktion von 
fossilen Brennstoffen zu verhindern, um das 2°C-Ziel zu 
erreichen?

•	 Carbon-Leakage: Bisherige Analysen von Carbon  
Leakage konzentrieren sich auf kurz- bis mittelfristige Wir­
kungen unilateraler Klimapolitiken. Es ist allerdings zu 
erwarten, dass langfristige Angebotselastizitäten unter 
anderem aufgrund von Preiseffekten auf den Energie­
märkten stärker ausfallen werden. In diesem Zusammen­
hang wären auch Vergleiche der wirtschaftlichen Auswir­
kungen verschiedener einseitiger nationaler Klimapolitiken 
in unterschiedlichen Ländern erforderlich. Diese Unter­
suchungen sollten auch durch empirische Ex-post-Ana­
lysen begleitet werden, insbesondere im Hinblick auf die 
empirische Evidenz von Carbon Leakage über die An­
passung von Handelsströmen und Substitutionsprozes­
se auf den Energiemärkten.

•	 Energiesicherheit und Unsicherheit: Unsicherheit spielt 
für die Wirkungen von klima- und energiepolitischen Maß­
nahmen in vielerlei Hinsicht eine große Rolle. Dies bezieht 
sich sowohl auf die Verfügbarkeit und die Preise von fos­
silen Energieträgern wie auch die volks- und betriebs­
wirtschaftlichen Kosten technischer Alternativen. Zukünf­
tige Forschung sollte daher explizit die Rolle von 
Unsicherheit bei der Erreichung der Klimaziele und ihre 
technischen und politischen Ursachen berücksichtigen. 
Hier sollte auch das Spannungsfeld zwischen globalem 
Überfluss an fossilen Energien einerseits und lokaler so­
wie kurzfristiger Gefährdung der Versorgungssicherheit 
andererseits thematisiert werden.

•	 Wettbewerbseffekte von Energiepolitik: Die große He­
terogenität der industriespezifischen Wettbewerbseffek­
te von Energiepolitik erfordert weitere detaillierte Betrach­
tungen. Die Kostenänderungen, die sich durch unter- 
schiedliche Energiepolitiken für gewerbliche Energiever­
braucher ergeben, können ein Risiko für die Wettbe­
werbsfähigkeit darstellen – oder eine Chance, sofern ge­
zielte Energiepolitik zur Stärkung der Wettbewerbsposition 
beiträgt, z.B. durch verstärkte Innovationstätigkeit. Hier 
ist weitere Forschung erforderlich zu den Wirkungen von 
Klima- und Energiepolitik auf unterschiedliche Wirt­
schaftszweige und deren Wettbewerbsfähigkeit.

•	 Energieeffizienz und Innovationen: Hinsichtlich der Wir­
kung und des Potenzials der Innovationspolitik muss der 
zeitliche Vorlauf, der für technische Entwicklungen eben­
so wie für Infrastrukturmaßnahmen notwendig ist, bei der 
Beurteilung von Politikmaßnahmen berücksichtigt wer­
den. Hieraus ergibt sich Forschungsbedarf bezüglich des 
Investitionsverhaltens energieintensiver Industrien vor 

dem Hintergrund ihrer sehr langen Investitionszyklen. Da­
bei wäre auch die Erforschung der technischen und wirt­
schaftlichen Treibhausgas-Minderungspotenziale ener­
gieintensiver Industrien im Ausland im Vergleich zu 
Deutschland von Interesse. Ergänzend könnten detail­
liertere Studien zum Potenzial temporärer Verschiebun­
gen der Stromnachfrage zwischen Haushalten und ener­
gieintensiven Industrien durchgeführt werden. 

•	 Ausbau der Energieinfrastruktur: Wie bereits dargestellt 
wurde, kann ein Ausbau der vorhandenen Übertragungs­
kapazitäten zu Wohlfahrtsgewinnen führen. In diesem 
Zusammenhang bestehen aber nach wie vor Defizite in 
der Forschung hinsichtlich der geeigneten regulatori­
schen Instrumente für die Unterstützung des Netzaus­
baus. Es sind politische Empfehlungen herzuleiten, die 
sich insbesondere bezüglich des Infrastrukturausbaus 
ergeben.

•	 Europäischer Emissionshandel: Rund 50% der CO2-Emis­
sionen der Europäischen Union werden vom Euro­
päischen Emissionshandel erfasst. Aufgrund dieser Be­
deutung wurde der Emissionshandel von Seiten der 
Stakeholder als wesentliche Determinante der Wirkung 
der europäischen Klimaschutzanstrengungen auf die in­
ternationale Wettbewerbsfähigkeit angesehen. Hier bietet 
sich als Forschungsperspektive an, transdisziplinär zwi­
schen Wissenschaft und Stakeholdern Szenarien über die 
zukünftige Ausgestaltung des Europäischen Emissions­
handels zu entwickeln. Wichtig wäre dabei, die Politikfol­
genabschätzung von Umweltregulierung sowohl ex ante 
durch Simulationen vorzunehmen als auch die Politikmaß­
nahmen ex post zu evaluieren.

•	 Akzeptanz: Bezüglich der Akzeptanz von verschiedenen 
Klimaschutztechnologien wurde diskutiert, dass nicht nur 
deren Kosten, sondern auch deren Nutzen für die betrof­
fene regionale Wirtschaft berücksichtigt werden sollten. 
Hieraus ergibt sich u.a. Forschungsbedarf hinsichtlich 
der Nettobeschäftigungseffekte umweltökonomischer 
Regulierung und der daraus resultierenden Technolo­
gieoptionen. Auch wären die Möglichkeiten und Grenzen 
des Klimaschutzes über freiwillige Verhaltensänderungen 
ein interessanter Forschungsgegenstand. Zur Erklärung 
des Verhaltens von Energiekonsumenten sollten Ansätze 
aus der Verhaltensökonomik stärker genutzt werden.

Fazit

Die vorangegangenen Ausführungen haben noch einmal 
deutlich gemacht, wie vielschichtig die Frage nach dem Ver­
hältnis von Klimaverträglichkeit und Wettbewerbsfähigkeit 
ist. Die beschriebenen Ergebnisse und Lösungsansätze wid­
meten sich sehr unterschiedlichen Aspekten des Themen­
komplexes Klimaverträglichkeit und Wettbewerbsfähigkeit. 
Aus diesem Grund bieten die entwickelten Lösungsansätze 
keine einfachen und einheitlichen Antworten, sondern fo­
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kussieren auf Handlungsoptionen in verschiedenen Politik­
feldern. Festzuhalten bleibt dabei insbesondere, dass

•	 die Klimapolitik nicht allein auf die ohnehin zu erwartende 
Verknappung fossiler Ressourcen oder eine Substitu­
tionsstrategie durch Erdgas vertrauen darf.

•	 eine Erweiterung der Stromübertragungskapazitäten im 
Zuge des Ausbaus erneuerbarer Energien mit erheblichen 
Wohlfahrtsgewinnen verbunden sein kann. 

•	 die Ausgestaltung regulatorischer Energieeffizienzstan­
dards industriespezifisch erfolgen sollte, um nicht-inten­
dierte Rückwirkungen auf die internationale Wettbe­
werbsfähigkeit zu vermeiden. 

•	 Akzeptanzprobleme in Bezug auf erneuerbare Energien 
wie auch Brückentechnologien die Kosten der Energie­
wende erhöhen können. 

Trotz der Vielzahl an für die energie- und klimapolitische De­
batte relevanten Ergebnissen lassen sich in Bezug auf alle 
diskutierten Fragestellungen offene Forschungsfragen und 
Forschungsbedarf identifizieren. Die Beantwortung dieser 
Fragen kann wichtige Impulse für die Klimapolitik liefern und 
dabei helfen, potenzielle Zielkonflikte zwischen Klimaverträg­
lichkeit und Wettbewerbsfähigkeit zu entschärfen. 
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Nur eine realistische Flüchtlingspolitik wird Erfolg haben
Bildung als Schlüssel zur Integration:

Ludger Wößmann*

Bildung in Form von Sprache und Qualifikation ist der Schlüssel zur Integration von Flüchtlin-

gen am deutschen Arbeitsmarkt und damit letztlich auch in die Gesellschaft. Über das durch-

schnittliche Bildungs- und Qualifikationsniveau der Flüchtlinge darf sich die Politik keine Illusio-

nen machen. Nur so kommen wir zu einer realistischen Integrationspolitik, die den Flüchtlingen 

wirklich hilft. Bei den Flüchtlingskindern müssen eine möglichst breite Verteilung auf die Schulen 

und eine schnelle Teilnahme am normalen Unterricht an oberster Stelle stehen. 

Wenn innerhalb eines Jahres über eine 
Million Flüchtlinge in einem Land mit 
80 Mio. Einwohnern ankommen, so stellt 
das dieses Land sicherlich vor große 
Herausforderungen. Aus humanitären 
Gründen wollen und müssen wir den 
Menschen, die vor Krieg und Verfolgung 
in ihrem Heimatland fliehen, bei uns 
Schutz gewähren. Und da viele von ih-
nen kurzfristig wenig Hoffnung auf Rück-
kehr in ihre Heimat haben, müssen un-
sere Anstrengungen zuvorderst darauf 
zielen, diese Menschen in unsere Gesell-
schaft zu integrieren. Daher beschäftigt 
sich dieser Beitrag mit der Frage der In-
tegration der Schutzbedürftigen. Fragen 
wie die Rückführung von Flüchtlingen 
aus sicheren Herkunftsländern oder Re-
gelungen über eine internationale Auftei-
lung der Flüchtlinge werden hier explizit 
nicht behandelt.1

Integration durch Bildung 

Zu einer erfolgreichen Integration gehören 
viele Dimensionen – Sprache, Kultur, 
Grundwerte und vieles mehr. Aber letzt-
lich wird Integration in all diesen Dimensi-
onen nur gelingen, wenn es auch gelingt, 
die Integration in den Arbeitsmarkt zu 
schaffen. Wenn sich Menschen jahrelang 
nicht in unseren Arbeitsmarkt einbringen 
können, kein Einkommen erzielen und un-
tätig abwarten müssen, so wird dies Un-
zufriedenheit und Resignation hervorru-
fen, radikale Kräfte stärken und letztlich 

 1	 Auch Fragen der ökonomischen Effekte auf die 
einheimische Bevölkerung werden hier nicht 
behandelt; vgl. dazu etwa Battisti et al. (2014; 
2015) und Borjas (2014).

eine bereitwillige Integration in unsere Ge-
sellschaft nahezu unmöglich machen. 

Die Migrationsforschung hat wiederholt 
belegt, dass Spracherwerb und berufliche 
Qualifikationen der Migranten entschei-
dende Faktoren für die Integration am Ar-
beitsmarkt sind (vgl. etwa Dustmann und 
Glitz 2011; Borjas 2014). Dies gilt beson-
ders am heutigen deutschen Arbeits-
markt, auf dem 20% der Personen ohne 
berufsqualifizierenden Bildungsabschluss 
arbeitslos sind – im Vergleich zu 5% der 
Personen mit mittlerem Qualifikationsni-
veau, z.B. einer Berufsausbildung, und 
2,5% der Personen mit Hochschulab-
schluss (vgl. IAB 2015). Auch hängen die 
erzielten Einkommen am deutschen Ar-
beitsmarkt besonders stark von den indi-
viduellen Bildungskompetenzen ab (vgl. 
Hanushek et al. 2015). Umso mehr geht 
es im Rahmen des abzusehenden demo-
graphischen Wandels auch in Zukunft um 
die Abdeckung eines ungedeckten Fach-
kräftebedarfes, mit wenigen Chancen für 
unqualifizierte Arbeitnehmer. 

Das Bildungsniveau der 
Flüchtlinge 

Wie sieht es also mit dem Bildungsniveau 
der Flüchtlinge aus? Leider gibt es dazu 
für die aktuell ankommenden Flüchtlinge 
derzeit keine belastbaren Zahlen, was an 
sich schon ein grundlegendes Hemmnis 
für eine gezielte Planung politischer Maß-
nahmen zur Integration ist. Allerdings er-
geben sich Hinweise aus verschiedenen 
Quellen, die interessanterweise ein recht 
einheitliches Bild abgeben. So gibt es 
nicht-repräsentative Befragungen von 
Asylbewerbern aus verschiedenen Inte
grationsprogrammen mit selektiver Teil-
nahme, Daten über die bei der Bundes-
agentur für Arbeit registrierten Erwerbs-
personen aus den wichtigsten Asylher-

 *	 Prof. Dr. Ludger Wößmann, Leiter des ifo Zen
trums für Bildungsökonomik und Professor für 
Volkswirtschaftslehre an der Ludwig-Maximili-
ans-Universität München. Der vorliegende Bei-
trag ist eine leicht ergänzte Fassung eines 
zunächst in der Zeitschrift Forschung & Lehre, 
Heft 1/2016, erschienenen Artikels. 
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kunftsländern und der Untergruppe der Kriegs- und Krisen-
länder, Daten aus der IAB-SOEP-Migrationsstichprobe über 
als Asylbewerber eingereiste Migranten sowie Daten über 
Personen mit nicht-westlichem Migrationshintergrund im 
Mikrozensus (vgl. Brücker et al. 2015a; 2015b; Statistisches 
Bundesamt 2015). 

Recht unabhängig von der jeweiligen Quelle lässt sich dar-
aus für die aktuellen Hauptherkunftsländer das Bild ableiten, 
dass vielleicht rund 10% einen Hochschulabschluss haben, 
aber etwa zwei Drittel keinen berufsqualifizierenden Bil-
dungsabschluss. Im Gegensatz dazu haben unter den Per-
sonen ohne Migrationshintergrund in Deutschland 18% ei-
nen Hochschulabschluss und 68% einen mittleren Bildungs-
abschluss, aber nur 14% keinen berufsqualifizierenden Ab-
schluss. Dieser Vergleich zeigt das Ausmaß der Herausfor-
derung, vor der die Integrationsaufgabe steht. 

Damit ergibt sich auch die Frage, ob ein großer Teil der 
Flüchtlinge vielleicht noch hier in Deutschland ausgebildet 
werden kann. Die Altersstruktur der Flüchtlinge ließe hier 
einiges Potenzial erkennen: 55% der 2015 (bis einschließlich 
Oktober) gestellten Asylerstanträge stammten von Personen 
im Alter von unter 25 Jahren (vgl. BAMF 2015), gleiches galt 
im Jahr 2014. 

Allerdings ist wohl eine der klarsten Erkenntnisse der bil-
dungsökonomischen Forschung im letzten Jahrzehnt, dass 
Bildung ein dynamischer und synergistischer Prozess ist 
(vgl. etwa Cunha und Heckman 2007): Jeder Bildungspro-
zess setzt auf den vorherigen auf. Je mehr man auf einer 
Stufe gelernt hat, desto effektiver lernt man auf der nächs-
ten Stufe. Wenn aber die Grundlagen auf der unteren Stu-
fe nicht gelegt wurden, kann das einen erfolgreichen Bil-
dungserwerb auf der nächsten Stufe trotz großen Aufwan-
des verhindern. 

Insofern sind Angaben über die Kompetenzniveaus der 
schulischen Grundausbildung in den Herkunftsländern nütz-
lich. Diesbezüglich lässt sich auf eine kürzlich von Eric Ha-
nushek und mir für die OECD verfasste Studie zurückgreifen, 
die Schülerleistungen in 81 Ländern miteinander vergleicht 
(Hanushek und Woessmann 2015). Dazu haben wir die Er-
gebnisse der PISA-Studie von 15-Jährigen 2012 mit denen 
der TIMSS-Studie von Achtklässlern 2011 zusammenge-
bracht. An Letzterer hat auch Syrien teilgenommen, das 
Land, aus dem 2015 (bis einschließlich Oktober) mit Abstand 
die meisten Asylanträge stammen. Die damaligen Teilneh-
mer sind heute etwa 18 Jahre alt. An der PISA-Studie hat 
neben Deutschland unter anderem auch Albanien teilge-
nommen, das Land mit den zweitmeisten Asylanträgen. 

In Deutschland erreichen 16% der Jugendlichen nicht die 
absoluten Grundkompetenzen, wie sie die OECD mit der 
PISA-Kompetenzstufe 1 definiert hat. In Syrien sind das 65% 

der Schülerinnen und Schüler (was aufgrund eines Schul-
besuchs von nur 69% im Sekundarschulbereich noch un-
terschätzt sein dürfte), in Albanien 59%. Oder anders ge-
messen: Im Durchschnitt liegt das syrische Leistungsniveau 
140 PISA-Punkte hinter dem deutschen, das albanische 
123 Punkte. Diese Differenz – wohlgemerkt unter Gleichalt-
rigen – entspricht in etwa dem, was Schülerinnen und Schü-
ler im Durchschnitt in vier bis fünf Schuljahren lernen. 

Zwei Drittel der jungen Syrer und nahezu ebenso viele junge 
Albaner können also selbst in ihrer Muttersprache nur ein-
fachste Aufgaben lösen. Nach internationalen Bildungsstan-
dards müssen sie in Bezug auf die Beteiligung an einer mo-
dernen Gesellschaft als funktionale Analphabeten gelten. 
Diese Jugendlichen können in Deutschland, selbst wenn sie 
Deutsch gelernt haben, vermutlich kaum dem Unterrichts-
geschehen folgen, und ihnen wird zumeist die nötige Aus-
bildungsreife für die hiesigen Betriebe fehlen. 

Ob und inwiefern die in Deutschland ankommenden Flücht-
linge bezüglich ihres Bildungsstandes eine positive oder ne-
gative Selektion der Bevölkerung ihres Heimatlandes dar-
stellen, wissen wir nicht. Allerdings deuten schon die Bil-
dungsabschlüsse der früheren Migranten aus diesen Län-
dern nicht auf eine besonders positive Selektion hin, und 
bei dem derzeitigen Ausmaß der Zuwanderung ist noch 
weniger davon auszugehen. Hinzu kommt, dass viele der 
Jugendlichen vor ihrer Ankunft in Deutschland oft mehrere 
Jahre in Flüchtlingslagern verbracht haben, wo sie keinen 
geregelten Schulunterricht hatten. Insofern ist es nicht un-
plausibel, die Werte der internationalen Schülervergleichs-
tests als Ausgangswert für die Einschätzung des durch-
schnittlichen Bildungsniveaus heranzuziehen. 

Maßnahmen zur Integration 

Was müsste also geschehen, um die Chancen einer schnel-
len Integration möglichst vieler Flüchtlinge in den deutschen 
Arbeitsmarkt zu erhöhen? Vor dem Hintergrund der Daten-
lage ist es vor allem wichtig, dass sich die Politik keine Illu-
sionen macht. Wer will, dass Integration gelingt, der darf 
nicht auf unrealistischen Prämissen bauen, sondern muss 
realistisch sein und pragmatische Lösungen finden. 

Als Erstes muss es darum gehen, dass die zu integrierenden 
Flüchtlinge so schnell und gut wie möglich die deutsche 
Sprache lernen. Die Forschung zeigt, dass darin das A und 
O der Integration am Arbeitsmarkt und darüber hinaus liegt 
(vgl. etwa Dustmann und Glitz 2011; Ruhose 2013; Chiswick 
und Miller 2015). Deshalb müssen verpflichtende Sprach-
kurse schnell und flächendeckend umgesetzt werden. Dazu 
ist es auch von zentraler Bedeutung, dass die Asylverfahren 
beschleunigt werden, damit der Zugang zu Sprachkursen 
schnell möglich ist und die Flüchtlinge Arbeit suchen können. 
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Dann muss es darum gehen, alle Qualifizierten in qualifizier-
te Jobs zu bringen – eine große Herausforderung, die auf 
die Unternehmen und die Bundesagentur für Arbeit zu-
kommt. 

Dazu müssen am Arbeitsmarkt alle spezifischen Hemmnis-
se abgebaut werden, die einen schnellen Arbeitsmarktzu-
gang der Flüchtlinge verhindern. Hier sind spezifische War-
tefristen und das Verbot der Zeitarbeit ebenso zu nennen 
wie die Vorrangprüfung, ob es keinen deutschen oder 
EU-Bewerber für die Stelle gäbe. Gerade bei der aktuellen 
positiven Arbeitsmarktsituation sind solche Regelungen nur 
schwer zu begründen. Wenn Flüchtlinge einen Arbeitsnach-
weis vorweisen können, sollte ein regionaler Umzug flexibel 
möglich sein. Ist man in diesen Bereichen nicht zu dauer-
haften Änderungen bereit, sollte es in der aktuellen Situation 
zum Beispiel zunächst einjährige Ausnahmeregelungen ge-
ben, die all diese Hemmnisse aussetzen, um dann nach 
einem Jahr zu sehen, ob die Sonderregelungen zu verlän-
gern sind oder nicht. 

Auch beim Mindestlohn benötigen wir eine Ausnahmerege-
lung, etwa indem Flüchtlinge diesbezüglich den Langzeitar-
beitslosen gleichgesetzt werden, für die ja bereits Ausnah-
meregelungen bestehen. Ein Mindestlohn von 8,50 Euro 
wird deutlich über der Produktivität der meisten geringqua-
lifizierten Flüchtlinge liegen und ihnen damit den Zugang zum 
Arbeitsmarkt verbauen (vgl. Battisti und Felbermayr 2015). 
Hier muss es Einstiegsmöglichkeiten für Unternehmen ge-
ben, damit diese bereit sind einzustellen, einzuarbeiten und 
dann zu prüfen, welche Mitarbeiter auf Mindestlohnniveau 
angehoben werden können. 

Schließlich sollten wir unter den jüngeren Flüchtlingen jeden 
beruflich so gut qualifizieren wie es geht. Dabei müssen wir 
uns aber bewusst machen, dass vor dem Hintergrund der 
oben berichteten schulischen Kompetenzniveaus die Mehr-
heit der jungen Flüchtlinge realistischerweise an einer drei-
jährigen hochqualifizierten Vollausbildung mit hohem Theo-
rieanteil scheitern würde. Konsistent damit hat die Hand-
werkskammer München und Oberbayern kürzlich mitgeteilt, 
dass etwa 70% der Auszubildenden aus Syrien, Afghanistan 
und dem Irak, die vor zwei Jahren eine Lehre angefangen 
hatten, diese inzwischen bereits wieder abgebrochen ha-
ben. Um dies zu verbessern, sollten wir andere Angebote 
machen und ihnen zum Beispiel mehr Ausbildungsbegleiter 
an die Seite stellen. 

Aber für viele wäre auch eine teilqualifizierende Berufsaus-
bildung das Beste, die stärker die praktischen Fähigkeiten 
betont und die theoretischen Grundlagen begrenzt. Mit einer 
ein- oder zweijährigen Teilqualifizierung in Bereichen, in de-
nen es am deutschen Arbeitsmarkt zurzeit durchaus Per
spektiven gibt, könnte für viele der Einstieg in den Arbeits-
markt gelingen. Solche teilqualifizierenden Ausbildungen 

sollten in möglichst vielen Branchen ausgebaut werden, wie 
zum Beispiel beim Helfer in der Kranken- und Altenpflege, 
aber auch etwa beim Landschaftsgärtner oder Maurer. Am 
besten wäre eine modulare Konstruktion, die später die 
Möglichkeit offen hält, die Teilqualifizierung in eine Vollaus-
bildung auszuweiten. 

Für kürzere Ausbildungsangebote spricht auch ein zweiter 
Grund: Wenn die jungen Männer zunächst viele Jahre in 
Sprach- und Berufsvorbereitungskursen verbringen müs-
sen, wird das extreme Unzufriedenheit erzeugen. Bei allem, 
was die Flüchtlinge durchgemacht haben, ist jahrelanges 
Schulbankdrücken das Letzte, was sie wollen. Deshalb 
muss es gelingen, sie in ein bis zwei Jahren in den Arbeits-
markt zu bringen. 

Bildungschancen der Kinder 

Die größte Hoffnung zur Integration durch Bildung besteht 
bei den Kindern, die mit ihren Eltern geflohen sind. Ihre Aus-
sichten sind ungleich besser – allerdings nur, wenn wir eine 
bessere Integrationsarbeit machen als bei früheren Zuwan-
derungswellen. Viele der Gastarbeiterkinder, die schon 
selbst in Deutschland geboren sind – also einen Migrations-
hintergrund der zweiten Generation haben –, schneiden ja 
etwa in den PISA-Studien besonders schlecht ab. 

Die Lernforschung zeigt, dass Kinder im Alter bis etwa zehn 
Jahre am schnellsten eine neue Sprache lernen, wenn sie 
ins kalte Wasser geworfen werden: Der tägliche sprachliche 
Austausch mit Kindern ohne Migrationshintergrund ist hier 
die wichtigste Integrationsmaßnahme. Deshalb sollten 
möglichst alle Kleinkinder spätestens ab drei Jahren früh-
kindliche Einrichtungen besuchen. Auch Grundschulkinder 
sollten von Anfang an in die normalen Regelklassen inte
griert werden, mit begleitenden Sprach- und Unterstüt-
zungsmaßnahmen. In den weiterführenden Schulen wird 
eine kurze Phase des gezielten Spracherwerbs in Vorberei-
tungsklassen notwendig sein, diese darf aber keinesfalls 
zum Dauerzustand werden. 

Dazu ist es notwendig, die Flüchtlingsfamilien möglichst weit 
im Bundesgebiet zu verteilen. Die Forschung zeigt, dass es 
keine negativen Auswirkungen auf die Bildungsleistungen 
hat, wenn wenige Kinder mit Migrationshintergrund in den 
Klassenverband integriert werden (vgl. Jensen 2015). Wenn 
sie aber etwa die Mehrheit ausmachen, so kann das die 
Ergebnisse der Kinder mit wie ohne Migrationshintergrund 
beeinträchtigen. Trotz der massiven Flüchtlingsströme wür-
de das Schulsystem bei einer gleichmäßigen Verteilung nicht 
überfordert: Wenn wir eine Ghettoisierung vermeiden und 
die Flüchtlinge gleichmäßig auf die Kommunen verteilen wür-
den, käme selbst bei einer Million bleibenden Flüchtlingen 
auf zwei Schulklassen oder Kitagruppen nur etwa ein zu-
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sätzliches Flüchtlingskind. Gelingt uns die erfolgreiche Bil-
dungsinvestition für die Flüchtlingskinder, werden sie später 
erfolgreich am Arbeitsmarkt tätig sein und zum Gewinn für 
unser Sozialsystem werden; gelingt sie nicht, werden wir 
das als Kosten im Sozialsystem zu spüren bekommen. 

Ohne Zweifel stellt die Integration der Flüchtlinge für unsere 
Gesellschaft eine große Herausforderung dar. Sie wird nur 
mit großen Anstrengungen gelingen – und nur dann, wenn 
die Politik von realistischen Prämissen über die qualifikato-
rischen Ausgangsbedingungen ausgeht. In ihrer Breite wer-
den die derzeit bei uns ankommenden Flüchtlinge den im 
demographischen Wandel begründeten zukünftigen Fach-
kräftebedarf nicht decken. Aber das ist auch nicht die Frage: 
Realistische Maßnahmen zu ihrer erfolgreichen Integration 
in unseren Arbeitsmarkt und damit in unsere Gesellschaft 
sind schlichtweg aus humanitären Gründen geboten. Und 
wenn die Integration der Flüchtlingskinder durch Bildung 
gelingt, können es diese sein, die in der nächsten Genera-
tion unsere dann noch deutlicher durchschlagenden demo-
graphischen Probleme lindern. 
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2016 geringere Dynamik erwartet
Moderates Wachstum der Ausrüstungsinvestitionen –

Stefan Sauer und Arno Städtler

Der Investitionsindikator, den das ifo Institut und der Bundesverband Deutscher Leasing-Unter-

nehmen gemeinsam ermitteln, signalisiert für das Jahr 2015 einen Anstieg der Ausrüstungsinves-

titionen einschließlich der sonstigen Anlagen von 3,8%. Für das Jahr 2016 deuten die Werte zwar 

auf eine weitere Zunahme hin, jedoch mit abgeschwächter Dynamik. 

Die deutsche Wirtschaft hat ihren mode­
raten Wachstumskurs fortgesetzt, wie 
das Statistische Bundesamt im Novem­
ber 2015 berichtete. Das Bruttoinlands­
produkt (BIP) war im dritten Quartal 2015 
– preis-, saison- und kalenderbereinigt – 
um 0,3% höher als im Vorquartal, in den 
ersten zwei Quartalen war es ebenfalls 
moderat gestiegen (um 0,4% im zweiten 
und um 0,3% im ersten Quartal 2015). 
Positive Impulse kamen im dritten Quartal 
2015 hauptsächlich vom inländischen 
Konsum: Sowohl die privaten Konsum­
ausgaben (+0,6%) als auch die des Staa­
tes (+1,3%) nahmen kräftig zu. Dagegen 
waren die Anlageinvestitionen leicht rück­
läufig: In Ausrüstungen wurden 0,8% we­
niger investiert als im Vorquartal, in Bau­
ten 0,3% weniger.

Im Vorjahresvergleich hat sich das Wirt­
schaftswachstum leicht beschleunigt: 
Das preisbereinigte BIP stieg im dritten 
Quartal 2015 um 1,8% nach 1,6% im 
zweiten und 1,2% im ersten Quartal 
2015. Dabei kamen die positiven Impulse 
im dritten Quartal 2015 vor allem aus dem 
Inland: Die privaten Konsumausgaben 
waren preisbereinigt um 2,1% höher als 
im Vorjahr, die des Staates um 2,9%. Da­
neben wurde in Ausrüstungen deutlich 
mehr investiert als ein Jahr zuvor (+4,2%). 
Die Bauinvestitionen legten ebenfalls zu 
(+0,8%), aber nicht in allen Teilbereichen: 
Während in den Wohnungsbau mehr in­
vestiert wurde als im dritten Quartal 2014, 
entwickelte sich der gewerbliche Bau 
schwächer als im Vorjahr. 

Die preisbereinigte Bruttowertschöpfung 
war im dritten Quartal 2015 in fast allen 
Wirtschaftsbereichen höher als ein Jahr 
zuvor. Den stärksten Anstieg hatte der 
Bereich Information und Kommunikation 
(+2,9%), gefolgt von den Unternehmens­
dienstleistern (+2,7%). Auch das Verar­
beitende Gewerbe steigerte seine Wirt­
schaftsleistung (+1,4%), im Baugewerbe 
gab es dagegen nur ein kleines Plus von 

0,2% (vgl. Statistisches Bundes­
amt  2015a).

Die gute Stimmung in der deutschen Wirt­
schaft hat sich zuletzt leicht eingetrübt. 
Der ifo Geschäftsklimaindex für die ge­
werbliche Wirtschaft Deutschlands sank 
von 109,0 Punkten im November auf 
108,7 Punkte im Dezember. Die Einschät­
zungen zur aktuellen Geschäftslage fielen 
zurück. Der Optimismus bezüglich der zu­
künftigen Geschäfte blieb hingegen unver­
ändert. Die Indexwerte für Klima, Lage 
und Erwartungen liegen jedoch insgesamt 
um etwa 3 Punkte höher als im Vorjahres­
monat (vgl. Sinn 2015). Die Geschäftser­
wartungen der Unternehmen haben aktu­
ell einen Horizont bis zum Frühjahr; das 
lässt hoffen, dass bei nicht verschlechter­
ten Rahmenbedingungen der moderate 
Wachstumskurs der Wirtschaft beibehal­
ten wird. Zumal auch die ZEW-Konjunk­
turerwartungen für Deutschland im No­
vember wieder zuversichtlicher klangen. 
Der Index stieg gegenüber dem Vormonat 
um 8,5 Punkte auf einen Stand von 
10,4  Punkten (langfristiger Mittelwert: 
24,8 Punkte). Dies war der erste Zugewinn 
nach sieben Rückgängen in Folge. »Der 
Ausblick für die deutsche Volkswirtschaft 
hellt sich gegen Ende des Jahres etwas 
auf. Die robuste deutsche Konjunktur 
dürfte sich insbesondere auf die derzeitige 
Konsumfreude der Deutschen, den erneut 
gesunkenen Außenwert des Euro und die 
voranschreitende Erholung in den Verei­
nigten Staaten stützen« (Fuest 2015).

Kräftiges Wachstum der 
Fahrzeuginvestitionen

Eine wesentliche Stütze für das Leasing 
im Jahr 2015 waren die Fahrzeuginvesti­
tionen, da sich die Automobilkonjunktur 
unerwartet günstig entwickelte. Bei den 
Pkw-Neuzulassungen ergab sich in den 
ersten elf Monaten des Jahres ein Plus 
von 5,4%, wobei im November die Die­
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selfahrzeuge, ungeachtet des Abgasskan­
dals, kräftig zulegen konnten. Für das Ge­
samtjahr ist mit einer Steigerung von etwa 
5% zu rechnen. Dabei war der Anteil der ge­
werblichen Neuzulassungen, die zu den In­
vestitionen zählen, mit 66,4% rekordver­
dächtig hoch. Bei den Nutzfahrzeugen, die 
als guter Konjunkturindikator gelten, gab es 
von Januar bis November einen Zuwachs 
von rund 3%; hier war im November sogar 
ein zweistelliges Wachstum erzielt worden 
(vgl. Kraftfahrt-Bundesamt 2015).

Das Geschäftsklima der Leasinggesellschaf­
ten verbessert sich seit dem Jahresbeginn 
2015 tendenziell, wie die Ergebnisse der Kon­
junkturumfragen des ifo Instituts im Lea­
singsektor belegen. Die Geschäftslageurteile 
erreichten im Juli mit +36% ihren zwischenzeitlichen Höhe­
punkt, blieben damit aber leicht unter dem Maximum des 
Jahres 2014 mit +39% (August). Insgesamt pendelten sie von 
Januar bis November um die 30%-Marke, im Dezember ver­
besserten sie sich allerdings kräftig; mit +46% war die Zufrie­
denheit der Leasinggesellschaften mit ihrem Geschäftsverlauf 
so groß wie zuletzt im Sommer 2007. Die Geschäftserwar­
tungen erreichten im Juni mit +28% ihren Jahreshöchstwert. 
In der Folgezeit ließ der Optimismus jedoch nach und sank 
im November deutlich auf +8%. Im Dezember stiegen die 
Erwartungen zwar wieder auf +18%, das war aber dennoch 
der zweitniedrigste Wert des Jahres. Dies deutet auf eine 
nachlassende Dynamik in den kommenden Monaten hin. Das 
vierte Quartal dürfte gegenüber dem dritten ein spürbar ge­
ringeres Wachstum aufweisen, da es sich mit dem recht ho­
hen Wachstum des Schlussquartals im Vorjahr messen muss.

Für das Wachstum der Leasinginvestitionen 2015 war vor 
allem die Fahrzeugsparte verantwortlich, die ein Plus von 
fast 6% erreichte, aber auch die Produktionsmaschinen mit 
+4%. Bei den übrigen Produktgruppen waren leichte Rück­
gänge zu verzeichnen. Das Immobilien-Leasing, das in den 
vergangenen Jahren – bei erheblicher Volatilität – kontinu­
ierlich an Bedeutung verlor, verzeichnete 2015 ein Minus 
von knapp 29% auf rund 1,2 Mrd. Euro. Hier und bei Groß­
mobilien zeigt sich die Zurückhaltung der bankenabhängi­
gen Leasinggesellschaften bei Großprojekten.

Investitionsindikator signalisiert für 2015 einen 
Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen

Der auch auf den Geschäftslagebeurteilungen der Leasing­
gesellschaften basierende Investitionsindikator1, den das ifo 
Institut und der Bundesverband Deutscher Leasing-Unter­

 1	 Detaillierte Informationen zur Methode finden sich in Gürtler und Städtler 
(2007). 

nehmen gemeinsam ermitteln, signalisiert für das Jahr 2015 
einen Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen einschließlich 
der sonstigen Anlagen von 3,8%. In den ersten drei Quar­
talen beliefen sich die Zuwächse auf über 4%, für das 
Schlussquartal zeigt der Indikator hingegen nur noch ein 
Plus von 2,1% an. Danach deuten die Werte für die ersten 
drei Quartale von 2016 zwar auf eine weitere Zunahme hin, 
jedoch mit abgeschwächter Dynamik. 

Die Gemeinschaftsdiagnose führender Forschungsinstitute 
vom Oktober 2015 ging von einem Anstieg der nominalen 
Bruttoanlageinvestitionen von 3,7% (real: +2,4%) für das 
Gesamtjahr 2015 aus, davon +4,5% (real: +4,4%) für die 
Ausrüstungsinvestitionen. Die Investitionen im Gewerbebau 
sollen hingegen um real 1,7% zurückgehen, was nominal 
Stagnation bedeuten dürfte (vgl. Projektgruppe Gemein­
schaftsdiagnose 2015). Dass der Aufschwung 2015 nicht 
kräftiger ausfällt, liegt an der weiterhin moderaten Investiti­
onstätigkeit der deutschen Wirtschaft. Die Ausrüstungsin­
vestitionen nehmen mit 4,5% zwar so stark zu wie im Vorjahr. 
In Anbetracht der relativ guten Konjunktur und der niedrigen 
Zinsen ist das allerdings eine im historischen Vergleich we­
nig dynamische Entwicklung, wie der Sachverständigenrat 
in seinem aktuellen Herbstgutachten feststellte. Angesichts 
der ungewöhnlich günstigen Finanzierungsbedingungen 
deutet die insgesamt moderate Investitionsentwicklung auf 
relativ verhaltene Erwartungen der Unternehmen über die 
zukünftige Wirtschaftsentwicklung hin, und es stellt sich die 
Frage, ob der Investitionsstandort Deutschland hinreichend 
attraktiv ist (vgl. Sachverständigenrat 2015).

In diesem Zusammenhang ist jedoch auch zu berücksich­
tigen, dass die Wirtschaft neben den Anlageinvestitionen 
nach wie vor auch erheblich in die Gewinnung neuer Mitar­
beiter und in die Qualifizierung des vorhandenen Personals 
investiert. Trotz des eher moderaten Wirtschaftswachstums 
steigt die Zahl der Beschäftigten in Deutschland scheinbar 
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unaufhaltsam. Wie das Statistische Bundesamt kürzlich mit­
teilte, wurde bei der Erwerbstätigkeit im dritten Quartal 2015 
mit 43,2 Mio. Erwerbstätigen ein neuer Höchststand seit der 
Wiedervereinigung erreicht (vgl. Statistisches Bundes­
amt  2015b).

Die deutsche Wirtschaft will auch weiter neue Mitarbeiter ein­
stellen. Das ifo Beschäftigungsbarometer stieg im Dezember 
von 109,9 im Vormonat auf 110,5 Punkte. Dies ist der höchs­
te Wert seit April 2011. Die Arbeitsmarktzahlen werden sich 
damit anhaltend positiv entwickeln. Die Investitionen in 
Humankapital (wie z.B. innerbetriebliche Weiterbildung) wer­
den in der VGR nicht berücksichtigt. Gerade dem Einsatz 
hochqualifizierten Personals kommt aber aus Wettbewerbs­
gesichtspunkten sowie aus Sicht der Innovationsfähigkeit von 
Unternehmen eine wesentliche Bedeutung zu (vgl. Sauer und 
Strobel 2015). Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die Her­
ausforderungen im Rahmen der Maßnahmen, die unter dem 
Stichwort »Industrie 4.0« beschrieben werden. Experten wei­
sen darauf hin, dass die Lösungen bisher vor allem in der 
Technik gesucht werden. Dabei spiele gerade der Mensch im 
Innovationsprozess eine wichtige Rolle: als Mitgestalter und 
Koproduzent, als Anwender und Innovator (vgl. Buhr 2015). 
Positiv ist auch zu bewerten, dass die Forschungs- und Ent­
wicklungsaktivitäten der deutschen Industrieunternehmen 
seit 2010 im Aufwind sind, wie eine aktuelle Studie des DIW 
feststellte: »Alles in allem befindet sich die deutsche Industrie 
mit dem kräftigen FuE-Aufwuchs jedoch auf einem guten Weg 
und schneidet – zumindest im europäischen Vergleich – bes­
ser ab als andere Länder (Eickelpasch 2015)«. 

2016: Gebremste Dynamik erwartet

Für 2016 rechnet die ifo Prognose vom Dezember 2015 
erneut mit einem realen Anstieg der Wirtschaftsleistung in 
Deutschland. Im Jahresdurchschnitt wird für das BIP ein 
nominales Plus von 3,6% (real: +1,9%) angenommen und 
für die Ausrüstungsinvestitionen ein Wachstum von nominal 
3,9% und real 3,5%. Auch für die Investitionen in den Nicht­
wohnbau ist, nach dem Rückgang im Vorjahr, für 2016 ein 
Zuwachs von real 1,3% veranschlagt, der sich nominal auf 
etwa 3% belaufen dürfte (vgl. Wollmershäuser et al. 2015).

Insgesamt ist also für 2016 – nach derzeitigem Prognose­
stand – mit nochmals steigenden Ausgaben für die Ausrüs­
tungsgüter und für die Leasingengagements zu rechnen, 
wenn auch mit gebremster Dynamik. Verunsicherungen im 
Gefolge der weltweiten Konfliktherde und der anhaltenden 
Eurokrise dürften erfahrungsgemäß zuerst beim Investitions­
verhalten der Unternehmen sichtbar werden und stellen da­
her ein Prognoserisiko dar. Ein wesentliches Risiko für die 
wirtschaftliche Entwicklung geht von den politischen Span­
nungen im Nahen Osten und den unübersichtlichen Inte­
ressenslagen der an den zahlreichen Konflikten beteiligten 

Parteien aus. Zwar dürften die jüngst in Paris von einer die­
ser Parteien verübten Terroranschläge keine nennenswerten 
konjunkturellen Auswirkungen haben. Die daraus hervorge­
henden politischen Reaktionen Frankreichs sowie anderer 
Nationen zeigen jedoch, wie brisant die geopolitische Lage 
im Nahen Osten ist. Eine Eskalation der Zerwürfnisse dort 
könnte Konsumenten, Produzenten und Investoren auf der 
ganzen Welt verunsichern und somit die konjunkturelle Ent­
wicklung spürbar dämpfen. 

Die Vereinigung der bayerischen Wirtschaft (VBW) erklärte 
kürzlich: Deutschland verliert als Investitionsstandort an Be­
deutung. Die Musik spielt im Ausland. Das Anlagevermögen 
der Industrie in Bayern ist seit 2000 nur um knapp 15% ge­
stiegen, die Direktinvestitionen im Ausland haben sich da­
gegen im gleichen Zeitraum verdreifacht (vgl. Scharnitzky 
2015). Die Investitionsdynamik wird 2016 auch etwas von 
der angekündigten, Milliarden schweren Kürzung des Inves­
titionsbudgets von VW im Zusammenhang mit der Dieselaf­
färe gedämpft. Ursprünglich hatte der Konzern für den Zeit­
raum 2015 bis 2019 Rekordinvestitionen geplant (vgl. 
Fromm 2015). Schließlich bleibt abzuwarten, wie sich diese 
Problematik auf die Entwicklung der Pkw-Neuzulassungen 
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und damit auf die Fahrzeuginvestitionen des kommenden 
Jahres auswirken wird. Diese sind entscheidend für das 
Wachstum des Leasinggeschäfts. Der Verband der deut­
schen Automobilindustrie (VDA) rechnet für 2016 mit 
3,2 Mio. Pkw-Neuzulassungen (vgl. Gammelin und Schäfer 
2015). Das würde gegenüber dem starken Jahr 2015 bes­
tenfalls ein minimales Wachstum bedeuten. Das CAR-Insti­
tut geht in seiner aktuellen Prognose sogar davon aus, dass 
es hierzulande einen Rückgang der Pkw-Käufe um 0,9% 
geben wird (vgl. handelsblatt.com 2015).

Die von Energie sparenden Technologien getriebene Inves­
titionswelle ist hingegen ein Hoffnungsträger für die Leasing­
branche über 2016 hinaus. Daneben dürfte die unter dem 
Schlagwort »Industrie 4.0« beschriebene vierte industrielle 
Revolution beträchtliche Investitionen anstoßen, vor allem 
auf mittlere Frist.

Wichtig ist, dass die Wirtschaftspolitik nun geeignete Rah­
menbedingungen für eine Stärkung der Wachstumskräfte 
schafft, und zwar jetzt vor allem für die privaten Investitionen. 
Das Bundeswirtschaftsministerium plant offenbar großzügi­
gere Abschreibungsregeln für Unternehmen (vgl. Reiermann 
2015). Das wäre zwar ein Schritt in die richtige Richtung, es 
bleibt aber abzuwarten, ob der Finanzminister, mit Blick auf 
die steigenden Ausgaben für die Flüchtlinge, diesen Plänen 
zustimmt.

Literatur

Buhr, D. (2015), »Weit mehr als Technik: Industrie 4.0«, ifo Schnelldienst 
68(10), 10–11.

Eickelpasch, A. (2015), »Forschung und Entwicklung in der Industrie: Unter­
nehmen stehen besser da denn je«, DIW-Wochenbericht 82(31), 695.

Fromm, T. (2015), »Wolfsburger Sparpaket«, Süddeutsche Zeitung, 
21. November, 29.

Fuest, C. (2015), »ZEW-Konjunkturerwartungen – Konjunkturausblick ver­
bessert sich«, Pressemitteilung, 17. November, verfügbar unter: 
www. zew. de.

Gammelin, C. und U. Schäfer (2015), »Verdreckte Bilanz«, Süddeutsche 
Zeitung, 2. Dezember, 19.

Gürtler, J. und A. Städtler (2007), »Ausgezeichnete Geschäftslage beim Lea­
sing – Boom bei den Ausrüstungsinvestitionen«, ifo Schnelldienst 60(12), 
54–57. 

handelsblatt.com (2015), »Auf Käufer warten 2016 »paradiesische Zeiten««, 
3. Dezember, verfügbar unter: www.handelsblatt.com.

Kraftfahrt-Bundesamt (2015), »Fahrzeugzulassungen im Oktober 2015«, 
Pressemitteilung Nr. 26/2015.

Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose (2015), »Deutsche Konjunktur stabil 
– Wachstumspotenziale heben«, ifo Schnelldienst 68(19), 3–62.

Reiermann, C. (2015), »Unter den Möglichkeiten«, Der Spiegel, 19. Novem­
ber, 86.

Sachverständigenrat (2015), Zukunftsfähigkeit in den Mittelpunkt, Jahres-
gutachten 2015/16, Wiesbaden.

Sauer, S. und T. Strobel (2015), »Aktuelle Ergebnisse der ifo Investorenrech­
nung: Investitionen in geistiges Eigentum gewinnen an Bedeutung«, ifo 
Schnelldienst 68(6), 40–42.
Scharnitzky, R. (2015), »Gedrosseltes Wachstum«, Süddeutsche Zeitung, 
26. November, 46.

Sinn, H.-W. (2015), »ifo Geschäftsklimaindex gibt auf hohem Niveau leicht 
nach – Ergebnisse des ifo Konjunkturtests im Dezember 2015«, Pressemit­
teilung, 17. Dezember, verfügbar unter: www.cesifo-group.de.

Statistisches Bundesamt (2015a), »Ausführliche Ergebnisse zur Wirtschafts­
leistung im 3. Quartal 2015«, Pressemitteilung Nr. 430, 24. November.

Statistisches Bundesamt (2015b), »Mehr als 43 Millionen Erwerbstätige im 
3.Quartal 2015«, Pressemitteilung Nr. 421, 17. November.

Wollmershäuser, T., W. Nierhaus, T.O. Berg, Chr. Breuer, J. Garnitz, Chr. 
Grimme, A. Hristov, N. Hristov, W. Meister, M. Reif, F. Schröter, A. Steiner, K. 
Wohlrabe und A. Wolf (2015), »ifo Konjunkturprognose 2015–2017: Verhal­
tener Aufschwung setzt sich fort«, ifo Schnelldienst 68(24), 23–66.



ifo Schnelldienst 1/2016 – 69. Jahrgang – 14. Januar 2016

29Im Blickpunkt

Integration von Flüchtlingen in Deutschland
Institutionelle Grundlagen zum Asylrecht und zur

Daniel Leithold und Katrin Oesingmann

Nach Angaben des Bundesamts für Migration und Flücht-
linge (BAMF) wurden für das Jahr 2015 bis einschließlich 
November im Erstregistrierungssystem EASY (Erstvertei-
lung von Asylbegehrenden) fast eine Million Asylsuchende 
erfasst. Wie viele Personen letztendlich in Deutschland blei-
ben können, hängt von den gesetzlichen Regelungen zum 
Asylrecht ab. Zurzeit liegt die Gesamtschutzquote bei den 
bearbeiteten Asylanträgen für das Jahr 2015 bei 45,8%. 
Das bedeutet, dass in etwa die Hälfte der Personen, über 
deren Asylantrag 2015 entschieden wurde, auch in 
Deutschland bleiben kann. Es ist deshalb wichtig, die an-
kommenden Menschen schnell in die Gesellschaft zu inte-
grieren. Integration erfolgt über die Schule, die Arbeit und 
über spezielle Sprach- bzw. Integrationskurse. Gerade die 
Integration der Kinder und Jugendlichen über das Schul-
system sowie die Integration der Erwachsenen in den Ar-
beitsmarkt sind hierbei zentrale Aspekte. Jedoch zeigen 
sich hier in den institutionellen Regelungen noch Hürden, 
die eine schnelle Integration verzögern.1

Die gesetzlichen Rahmenbedingungen, mit denen Men-
schen konfrontiert sind, die nach Deutschland kommen, 
um Asyl zu finden, werden zurzeit intensiv in der Öffent
lichkeit diskutiert und sind dieses Jahr schon mehrfach an 
die jeweils aktuellen Herausforderungen angepasst wor-
den. In diesem Beitrag wird ein Überblick über die Regulie-
rungen zum Asyl und über die Wege der Integration an-
hand zweier Fragen gegeben: »Wer hat in Deutschland An-
spruch auf Asyl?«, und »Wie werden die Flüchtlinge in die 
Gesellschaft integriert?«. Bezüglich der ersten Frage wer-
den drei verschiedene Aspekte betrachtet: die rechtlichen 
Grundlagen des Asyls und der Asylantragsstellung, die 
möglichen Entscheidungen im Asylverfahren und die 
aufenthaltsrechtliche Situation nach Abschluss des Asyl-
verfahrens. Im Anschluss daran werden zur Untersuchung 
der zweiten Frage die Maßnahmen dargestellt, die eine In-
tegration in die Gesellschaft beschleunigen können. Dazu 
zählen insbesondere die Schulpflicht bzw. das Schulrecht, 
die Teilnahme an Integrationskursen und die Integration in 
den Arbeitsmarkt. 

Zum Verständnis der rechtlichen Situation müssen die Be-
griffe Asylsuchende, Asylbewerber, Asylberechtigte und 
Flüchtlinge, die im alltäglichen Sprachgebrauch oft syno-
nym verwendet werden, voneinander abgegrenzt werden. 
Nach den Definitionen des Flüchtlingshilfswerks der Verein-
ten Nationen (UNHCR 2015) sowie der deutschen Gesetz-
gebung sind Asylsuchende Personen, die Asyl suchen, 
aber noch keinen Asylantrag gestellt haben; ein Asylbewer-
ber hingegen ist eine Person, die einen Asylantrag gestellt 
hat und deren Asylverfahren noch nicht abgeschlossen ist; 
bei einem Flüchtling wurde seine Flüchtlingseigenschaft im 

 1	 Der vorliegende Artikel legt den Schwerpunkt auf die institutionellen 
Regelungen zum Thema Asyl und Integration von Flüchtlingen. Für aktu-
elle Zahlen zum Thema Migration und Flüchtlinge vgl. Poutvaara und 
Wech (2015).

Asylverfahren bereits anerkannt, und ein Asylberechtigter 
ist, wem im Asylverfahren bescheinigt wird, schutzbedürftig 
im Sinne des Grundgesetzes zu sein.

Die institutionellen Grundlagen von Asyl und 
Aufenthalt

Die Phase der Antragsstellung

Die für die Gewährung von Asyl relevante Gesetzgebung in 
Deutschland sind Art. 16a GG und die §§ 3 und 4 des Asyl-
gesetzes (AsylG).2 Um in Deutschland Asyl beantragen zu 
können, muss sich der Asylsuchende in der Bundesrepu
blik Deutschland aufhalten. Der Asylantrag muss bei einer 
der Außenstellen des BAMF gestellt werden (§ 14 AsylG). 
Es ist nicht möglich, einen Antrag auf Asyl im Ausland oder 
in einer deutschen Auslandsvertretung zu stellen.

Nachdem ein Asylantrag gestellt wurde, erhält ein Asylbe-
werber für die Dauer des Verfahrens eine Aufenthaltsge-
stattung (§ 55 AsylG). Die Aufenthaltsgestattung ist kein 
formeller Aufenthaltstitel, sondern dient lediglich als Be-
scheinigung, dass man sich für die Dauer seines Asylver-
fahrens in Deutschland aufhalten darf. Seit Oktober 2015 
gilt eine vorübergehende Aufenthaltsgestattung auch be-
reits dann als erteilt, wenn eine Person bei der Polizei oder 
in der Erstaufnahmeeinrichtung um Asyl ersucht, also die 
Absicht kundtut, einen Asylantrag zu stellen (Bescheini-
gung über die Meldung als Asylsuchender; § 63a AsylG). 
Dies ist notwendig geworden, um rechtsfreie Räume zu 
schließen, da Asylsuchende aufgrund ihrer hohen Anzahl 
zunehmend länger auf einen Termin bei der zuständigen 
Außenstelle des BAMF warten müssen, um formell einen 
Asylantrag stellen zu können.

Für Asylbewerber gilt in den ersten drei Monaten ihres Auf-
enthalts in Deutschland und während der Zeit, in der sie 
verpflichtet sind, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, 
die sogenannte Residenzpflicht. Diese untersagt dem Asyl-
bewerber, den Bezirk der für ihn zuständigen Ausländerbe-
hörde ohne vorherige Erlaubnis durch das Amt zu verlassen 
(§§ 56 und 58 AsylG).

Die möglichen Entscheidungen im Asylverfahren

Jedes Asylgesuch wird als Einzelfall überprüft, jeder Asyl-
bewerber muss in einem Asylverfahren mit einer mündli-

 2	 Asylgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. September 
2008 (BGBl. I S. 1798), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Okto-
ber 2015 (BGBl. I S. 1722) geändert worden ist; vorher Asylverfahrens-
gesetz (AsylVfG).

	 In den Gesetzestexten sind Inhalte aus der Genfer Flüchtlingskonvention 
und der Europäischen Menschenrechtskonvention umgesetzt. Zudem 
setzen die Qualifikationsrichtlinie (Richtlinie 2011/95/EU) und die Asylver-
fahrensrichtlinie (Richtlinie 2013/32/EU) europäische Mindeststandards, 
die eingehalten werden müssen.
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chen Anhörung seine individuelle Bedrohungs- oder Verfol-
gungslage nachweisen.3 Das Asylgesetz regelt im Detail 
(§§ 24 und 25) den Ablauf eines Asylverfahrens. Die Ent-
scheidungsmöglichkeiten über ein Asylgesuch lassen sich 
in vier verschiedene Fälle unterteilen:

–– der Antrag auf Asyl wird bewilligt, 
–– der Antrag auf Asyl wird abgelehnt, aber es werden Grün-

de für ein Abschiebeverbot festgestellt, 
–– der Antrag wird abgelehnt, 
–– das Verfahren wird eingestellt, weil ein anderer EU-Mit-

gliedstaat für das Verfahren zuständig ist (sogenannte 

 3	 Von November 2014 bis Ende 2015 gab es für Syrer und Iraker jesidischen 
oder christlichen Glaubens ein beschleunigtes Verfahren. In diesem wurde 
auf eine individuelle mündliche Anhörung verzichtet und der Asylantrag auf 
Grundlage eines schriftlichen Fragebogens entschieden. Die Asylbewerber 
konnten in diesem Verfahren jedoch keinen Schutz als Asylberechtigte im 
Sinne des Art. 16a GG erlangen. Zum 1. Januar 2016 wurde dieses Ver-
fahren abgeschafft und es findet nun wieder eine ausführliche Einzelfallprü-
fung mit persönlicher Anhörung statt.

Dublin-Regelung) oder weil der Antragssteller seinen An-
trag zurückzieht.

In Tabelle 1 sind die Schutznormen dargestellt, unter denen 
ein Asylbewerber aufgrund der Asylbewilligung oder eines 
Abschiebeverbots in Deutschland bleiben kann, soweit dies 
auf Bundesebene entschieden werden kann.

Zwei zentrale Aspekte unterscheiden einen Asylberechtig-
ten von einem Flüchtling: Um als Asylberechtigter aner-
kannt zu werden, muss eine Verfolgungs- oder Bedro-
hungssituation, die von staatlichen Akteuren ausgeht, 
nachgewiesen werden. Die Anerkennung als Flüchtling er-
folgt hingegen, wenn eine individuelle Verfolgung oder Be-
drohung nachgewiesen werden kann, unabhängig davon, 
durch wen sie erfolgt. Zudem kann als Asylberechtigter 
nicht anerkannt werden, wer durch einen »sicheren Dritt-
staat« nach Deutschland einreist. Asylsuchende kommen 

 
Tab. 1 
Im Rahmen eines Asylverfahrens zu prüfende Schutznormen 

Flüchtling ist nach § 3 Abs. 1 AsylG, wer sich  
außerhalb des Landes seiner Staatsangehörigkeit oder als Staatenloser außerhalb des Landes seines gewöhnlichen Aufent-
halts befindet  
– aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Nationalität, politischen Überzeugung, Zugehörigkeit zu 
      einer bestimmten sozialen Gruppe  
– »durch wen auch immer« (ein zentraler Unterschied zur Anerkennung als Asylberechtigter, bei dem die Verfolgung durch 
      den Staat vorausgesetzt wird) 
– und den Schutz seines Heimatlandes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen der Befürchtung nicht in Anspruch 
      nehmen will,  
– wenn keine Ausschlussgründe vorliegen. 
Asylberechtigter und demnach ein »politisch Verfolgter« im Sinne des Art. 16 a Abs. 1 GG ist, wer im Falle der Rückkehr  
– in das Land seiner Staatsangehörigkeit oder als Staatenloser in das Land seines gewöhnlichen Aufenthalts  
– einer schwerwiegenden Menschenrechtsverletzung ausgesetzt sein wird, die wegen seiner Rasse, Nationalität,  
      politischen Überzeugung, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe erfolgt,  
– und der Eingriff vom Staat ausgeht,  
– ohne eine Fluchtalternative innerhalb des Heimatlandes oder anderweitigen Schutz vor Verfolgung zu haben. 
 
Als Asylberechtigter wird nicht anerkannt, wer über einen »sicheren Drittstaat« in die Bundesrepublik Deutschland eingereist 
ist. Als »sichere Drittstaaten« gelten alle Staaten, in denen die Anwendung des Abkommens über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge (Genfer Flüchtlingskonvention) der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten sicherge-
stellt ist (Art. 16a Abs. 2 GG). Dies sind die Mitgliedstaaten der Europäischen Union und (nach gesetzlicher Regelung) Nor-
wegen und die Schweiz. Es wird davon ausgegangen, dass der Asylsuchende bereits im »sicheren Drittstaat« einen Asylan-
trag hätte stellen müssen. 
Subsidiär Schutzberechtigter ist nach § 4 Abs. 1 AsylG, wem  
– im Herkunftsland  
– ein ernsthafter Schaden  
– »durch wen auch immer« droht  
– und er den Schutz seines Heimatlandes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen der Bedrohung nicht in Anspruch 
      nehmen will,  
– wenn keine Ausschlussgründe vorliegen. 
Ernsthafter Schaden =  
– die Verhängung oder Vollstreckung der Todesstrafe,  
– Folter oder unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung oder  
– eine ernsthafte individuelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit einer Zivilperson infolge willkürlicher Gewalt 
      im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen bewaffneten Konflikts. 
Abschiebungsverbote: Ein Ausländer darf nicht abgeschoben werden, wenn 
– die Abschiebung eine Verletzung der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
     (EMRK) darstellt (§ 60 Abs. 5 AufenthG) 
oder 
– durch die Abschiebung in einen Staat eine erhebliche konkrete Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit besteht  
     (§ 60 Abs. 7 AufenthG). 

Quelle: Basierend auf Bundesamt für Migration und Flüchtlinge – BAMF (2014a, 20 f.). 
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dann aus einem sicheren Staat, in dem ihnen keine Verfol-
gung durch staatliche Akteure droht. Jedoch können Asyl-
suchende als Flüchtling anerkannt werden, auch wenn sie 
über einen sicheren Drittstaat eingereist sind. Ausschluss-
gründe für alle Schutznormen sind z.B., wenn der Asylbe-
werber Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsver-
brechen oder sonstige schwere Straftaten begangen hat. 
Für den weiteren Aufenthalt ist die Unterscheidung in 
Flüchtlinge und Asylberechtige jedoch unerheblich, da die 
Rechtsfolgen gleich sind.

Zusätzlich gibt es weitere Möglichkeiten, als Flüchtling an-
erkannt zu werden, die jedoch auf Ebene der Bundesländer 
durch Ausländerbehörden und Härtefallkommissionen ent-
schieden werden (vgl. Bundesamt für Migration und Flücht-
linge – BAMF 2014a, 19). Darüber hinaus gibt es Personen, 
die trotz eines abschlägigen Asylentscheids nicht abge-
schoben werden dürfen, allgemein wird hier davon gespro-
chen, dass diese Menschen »geduldet« werden.

Das Konzept der Einreise über einen »sicheren Drittstaat« 
und die damit verbundene sogenannte Dublin-Ver
ordnung III (Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013) sind 
stark umstritten, da sie in vielen Fällen nicht durchgesetzt 
werden bzw. durchgesetzt werden können. Einer der 
zentralen Punkte der Regelungen ist, dass derjenige si-
chere Staat für ein Asylverfahren zuständig ist, den der 
Asylsuchende als erstes betreten hat. Seit dem 21. Au-
gust ist die Dublin-Prozedur in Deutschland für syrische 
Staatsangehörige aufgehoben (BAMF 2015: Az. 411 – 
93605/Syrien/2015 Verfahrensregelung zur Aussetzung 
des Dublin-Verfahrens für syrische Staatsangehörige). 
Bereits seit 2011 werden aus Deutschland keine Asylbe-
werber mehr nach Griechenland zurückgeschickt. 
Deutschland übt dabei das sogenannte Selbsteintritts-
recht (Art. 17 der Dublin-III-Verordnung) aus, das vor-
sieht, dass ein Staat aus humanitären Gründen von den 
Zuständigkeitsregelungen abweichen und sich selbst für 
einen Flüchtling als zuständig erklären kann. In verschie-
denen Gerichtsurteilen4 wurden zudem Rückführungen 
nach Ungarn untersagt.

Im Jahr 2015 (Januar bis November) wurden 0,8% der 
Asylantragssteller als asylberechtigt im Sinne des Art. 16a 
Abs. 1 GG anerkannt, 43,6% der Antragssteller als Flücht-
linge, 0,6% erhielten subsidiären Schutz, und für 0,8% 
wurden Abschiebungsverbote festgestellt (vgl. Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge – BAMF 2015a, 6). Ins-
gesamt wurde somit bei 45,8% der Asylbewerber eine 
Schutzbedürftigkeit konstatiert (Gesamtschutzquote), die 
ihnen einen weiteren Aufenthalt in Deutschland ermöglicht 
(vgl. Abb. 1).

 4	 So z.B. Verwaltungsgericht Stuttgart Az.: A 11 K 1039/12.

Aufenthaltsrechtliche Situation nach Abschluss des 
Asylverfahrens

Nach Abschluss des Asylverfahrens gelten für die verschie-
denen Gruppen unterschiedliche Regelungen. Bei einer An-
erkennung als Asylberechtigter oder Flüchtling wird der Per-
son eine Aufenthaltserlaubnis5 von drei Jahren erteilt. Per-
sonen, die nur subsidiären Schutz genießen, erhalten zu-
nächst eine einjährige Aufenthaltserlaubnis, die ggf. um zwei 
Jahre verlängert werden kann (§§ 25 und 26 AufenthG). 
Spätestens nach drei Jahren überprüft das BAMF die Ent-
scheidung des Asylverfahrens dahingehend, ob sich die Be-
dingungen, unter denen Asyl gewährt wurde, grundlegend 
geändert haben. Sollte dies der Fall sein, wird der Schutz-
status durch das BAMF widerrufen, und es liegt im Ermes-
sen der zuständigen Ausländerbehörde, den weiteren Auf-
enthaltsstatus zu überprüfen. Wenn der Asylstatus nicht wi-
derrufen wird – was für 95% der Fälle gilt (vgl. Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge – BAMF 2015b) – erhält der 
Asylberechtigte/der Flüchtling eine Niederlassungserlaub-
nis und das Recht, dauerhaft in Deutschland zu bleiben 
(§ 26 Abs. 3 AufenthG). Spätestens nach acht, frühestens 
aber nach sechs Jahren rechtmäßigem Aufenthalt in 
Deutschland besteht die Möglichkeit, die deutsche Staats-
bürgerschaft zu erlangen, wenn u.a. der eigene Lebensun-
terhalt finanziert werden kann (§ 10 Staatsangehörigkeitsge-
setz (StAG)).

In den Fällen, in denen ein negativer Asylbescheid ergeht 
und alle Rechtsmittel dagegen ausgeschöpft sind, hat der 
Asylbewerber in der Regel einen Monat Zeit, Deutschland 
zu verlassen (§ 38 Abs. 1 AsylG), und wird bei Nicht-Aus-
reise abgeschoben. Liegen jedoch gewichtige Hindernisse 
für eine Abschiebung vor (z.B. Krankheit, Passlosigkeit 
oder keine Verkehrswege in das Herkunftsland), kann ein 
abgelehnter Asylbewerber in Deutschland »geduldet« wer-
den. Diese Duldung hat nur so lange Gültigkeit, bis die Hin-

 5	 Die Aufenthaltserlaubnis ist ein Aufenthaltstitel, der befristet zu den im 
Aufenthaltsgesetz genannten Zwecken erteilt wird.

43.6%

Zusammensetzung der Gesamtschutzquote, Januar bis November 2015

Quelle: BAMF (2015a).

Ablehnungen und
sonstige

Verfahrens-
erledigungen

Flüchtlinge nach § 3 
Asylgesetz

Asylberechtigte nach Art 16a GG 0.8%
Subsidär schutzberechtigt 0.6%

Abschiebungsverbote 0.8%

  Abb. 1
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dernisse für die Abschiebung ausgeräumt sind (§ 60a 
Abs. 2 AufenthG). Personen, denen Asyl gewährt wird, dür-
fen ihre nächsten Angehörigen (Ehegatten, Kinder) nachho-
len, da für sie eine ähnliche Gefährdungslage angenommen 
werden kann wie für den Asylberechtigten selbst 
(§ 26 AsylG). Für Personen, die jedoch nur geduldet wer-
den, gilt diese Regelung nicht. Zudem gehen die jüngsten 
Überlegungen der Bundesregierung dahin, bei Asylbewer-
bern, denen nur subsidiärer Schutz (vgl. Tab. 1) gewährt 
wird, dieses Recht für die ersten zwei Jahre ihres Aufent-
halts auszusetzen (vgl. Bundesregierung 2015).

Da die aufenthaltsrechtlichen Folgen für Asylberechtigte 
und anerkannte Flüchtlinge identisch sind und die große 
Mehrheit der ausgestellten Aufenthaltserlaubnisse aufgrund 
der Flüchtlingseigenschaft erfolgt, wird im Folgenden von 
Flüchtlingen gesprochen als Synonym für anerkannte 
Flüchtlinge und Asylberechtigte.

Die institutionellen Regelungen zur Integration 
von Flüchtlingen in Deutschland

Integration erfolgt über unterschiedliche Wege, insbeson-
dere über die Schule, mit Hilfe von Sprach- und sogenann-
ten Integrationskursen und über die Einbindung in den Ar-
beitsmarkt. Dementsprechend lässt sich das Thema Inte
gration von Flüchtlingen in Deutschland in die Kategorien 
Schulbildung für schulpflichtige Kinder und Jugendliche, 
Sprach- und Integrationskurse für Erwachsene und Ar-
beitsmarktintegration einteilen.6 Betrachtet man die Alters-
struktur der Asylbewerber, die eine gute Bleibeperspektive 
haben7, zeigt sich, dass fast 22% unter 18 Jahre sind und 
somit unter die Schulpflicht fallen (vgl. Abb. 2). 78% der 

 6	 Die Hochschulausbildung wird hier ausgeklammert. Des Weiteren wer-
den in diesem Artikel nur die Maßnahmen des Bundes betrachtet. Das 
Angebot von Sprachkursen findet zusätzlich in großem Umfang auch 
durch die Kommunen und durch ehrenamtliches Engagement statt.

 7	 Eine gute Bleibeperspektive haben nach aktuellem Stand Asylbewerber 
aus den Herkunftsländern Eritrea, Irak, Iran und Syrien (vgl. hierzu z.B.
Bundesagentur für Arbeit 2015).

Asylbewerber sind im Alter von 18–64 Jahren, für sie sind 
eine Sprachkursteilnahme und die rasche Arbeitsmarkinte-
gration relevant.

Schulpflicht für Kinder

Die Schulpflicht ist in Deutschland in den Schulgesetzen 
und Landesverfassungen der Bundesländer geregelt. Für 
neuzugewanderte Kinder und Jugendliche im schulpflichti-
gen Alter gilt somit das jeweilige Landesgesetz, es gibt kein 
einheitliches Bundesrecht. Dementsprechend uneinheitlich 
sind die Regelungen bezüglich Definition und Ausgestal-
tung der Schulpflicht. Uneingeschränkte Schulpflicht für alle 
Kinder unabhängig z.B. von Aufenthaltsstatus und Dauer 
des Aufenthalts besteht in Berlin und im Saarland, andere 
Bundesländer definieren eine Wartephase von drei oder 
sechs Monaten, bevor die Kinder zur Schule müssen. In 
Bremen und Hamburg gilt die Schulpflicht für alle Kinder 
und Jugendliche, die ihre Wohnung in Bremen bzw. Ham-
burg haben. Da auch Gemeinschaftsunterkünfte dazu ge-
rechnet werden, gilt hier die Schulplicht bereits für Asylsu-
chende direkt bei Bezug einer Gemeinschaftsunterkunft. In 
anderen Bundesländern gilt die Schulpflicht erst bei Zuwei-
sung zu einer Gemeinde bzw. Gebietskörperschaft (vgl. 
hierzu Tab. 2 sowie Massumi und von Dewitz 2015). Kri-
tisch zu sehen sind bei diesen eingeschränkten Regelun-
gen die dadurch entstehenden Wartephasen und Verzöge-
rungen, in denen die Kinder und Jugendlichen vom Schul-
besuch ausgeschlossen werden. Auch die in einigen Bun-
desländern eingeräumten Schulbesuchsrechte schließen 
diese Lücke nicht.

Integrationskurse

Bis Oktober 2015 besaßen Asylbewerber und geduldete 
Personen laut Gesetz keinerlei Anspruch auf Integrations-
maßnahmen in Form von Sprach- und Integrationskursen 
durch den Bund. Erst als Flüchtling mit einer Aufenthaltser-
laubnis von mehr als einem Jahr waren sie dazu berechtigt, 
an den in Deutschland auf Grundlage des Zuwanderungsge-
setzes verfügbaren staatlichen Integrationsangeboten teilzu-
nehmen, die aus einem Sprachkurs und einem Orientie-
rungskurs bestehen. Durch das am 24. Oktober 2015 in 
Kraft getretene Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz erhal-
ten bereits Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive und 
Personen mit einem Duldungsstatus aufgrund dringender 
humanitärer oder persönlicher Gründe oder aufgrund eines 
erheblichen öffentlichen Interesses einen Zugang zu den In-
tegrationskursen vor dem Erhalt einer Aufenthaltserlaubnis. 
Asylbewerber, die eine Aufenthaltsgestattung besitzen und 
bei denen ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu 
erwarten ist, dürfen demnach bei verfügbaren Plätzen an den 
Kursen teilnehmen. Generell besteht laut Aufenthaltsgesetz 
(§ 44 AufenthG) eine Berechtigung zur Teilnahme an einem 
Integrationskurs für Ausländer mit Aufenthaltstiteln, die zu Er-

16.5%

5.3%

58.5%

19.1%

0.6%

jünger als 14 Jahre

von 14 bis 18 Jahre

von 18 bis 34 Jahre

von 35 bis 64 Jahre

65 Jahre und älter

Altersstruktur der Asylbewerber 2015a)

Quelle: Eurostat (2015).

a) Betrachtet werden Daten zu registrierten Asylbewerbern aus den Herkunftsländern Eritrea, Irak, Iran 
und Syrien für die Monate Januar bis Oktober.

  Abb. 2
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werbszwecken, zum Zwecke des Familiennachzuges und 
aus humanitären Gründen nach Deutschland gekommen 
sind. Unter die Kategorie humanitäre Gründe fallen aner-
kannte Asylberechtigte, Flüchtlinge, Personen unter subsi

diärem Schutz sowie Personen, für die ein Abschiebungsver-
bot festgelegt wurde. Tabelle 3 zeigt eine Übersicht der be-
rechtigten Gruppen zur Teilnahme an den staatlichen Inte
grationskursen.

Tab. 2 
Regelungen der Schulpflicht und des Schulrechts für schulpflichtige Asylbewerber in Deutschland  
nach Bundesländern 

  Schulpflicht Schulbesuchsrecht 
Baden-
Württemberg 

Ab sechs Monaten nach dem Zuzug Nicht geregelt 

Bayern Ab drei Monaten nach dem Zuzug Nicht geregelt 
Berlin Gilt uneingeschränkt Entfällt wegen uneingeschränkter Schulpflicht 

Brandenburg 
Ab Verlassen der Erstaufnahmeeinrichtung bzw. bis 

sechs Wochen nach Erteilung einer 
Aufenthaltsgestattung 

Während des Ruhens der Schulpflicht in der 
Erstaufnahmeeinrichtung 

Bremen 
Schulpflicht gilt für alle, die ihre Wohnung in Bremen 

haben (auch Zimmer in 
Gemeinschaftsunterkünften)a) 

Entfällt wegen Schulpflichtregelung 

Hamburg 
Schulpflicht gilt unabhängig vom Aufenthaltsstatus 

für alle in Hamburg lebenden Kinder 
Entfällt wegen Schulpflichtregelung 

Hessen Ab Zuweisung zu einer Gebietskörperschaft 
Schülerinnen und Schüler, die nicht schulpflichtig 

sind, aber ihren tatsächlichen Aufenthalt in 
Hessen haben 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Ab Zuweisung zu einer Gebietskörperschaft Vor der Zuweisung zu einer Gebietskörperschaft 

Niedersachsen Ab Wegfall der Verpflichtung, in einer 
Aufnahmeeinrichtung zu wohnen (= Beginn des 

gewöhnlichen Aufenthalts) 
Nicht geregelt 

Nordrhein-
Westfalen 

Ab Zuweisung zu einer Gemeinde Nicht geregelt 

Rheinland-Pfalz 
Ab Zuweisung zu einer Gemeinde 

Kinder und Jugendliche im schulpflichtigen Alter, 
die in Erstaufnahmeeinrichtungen leben 

Saarland Gilt uneingeschränkt Entfällt wegen uneingeschränkter Schulpflicht 
Sachsen Für Schüler mit Migrationshintergrund unabhängig 

vom Aufenthaltsstatus 
Wenn sie oder ihre Eltern bei einer sächsischen 

Gebietskörperschaft um Asyl nachgesucht haben 
Sachsen-Anhalt Ab Zuweisung zu einem Landkreis oder einer 

kreisfreien Stadt 
Nicht geregelt 

Schleswig-
Holstein 

Schulpflicht gilt für alle, die ihre Wohnung in 
Schleswig-Holstein haben (auch Zimmer in 

Gemeinschaftsunterkünften) 
Entfällt wegen Schulpflichtregelung 

Thüringen Ab drei Monaten nach dem Zuzug Nicht geregelt 
Die Begrifflichkeiten und Definition der Schulpflicht sind den jeweiligen Landesgesetzten entnommen. – a) Nach § 15 Satz 1 
des Bremer Meldegesetzes ist eine Wohnung im Sinne dieses Gesetzes jeder umschlossene Raum, der zum Wohnen oder 
Schlafen benutzt wird. 

Quelle: Basierend auf Massumi und von Dewitz (2015) sowie Weiser (2013). 
 
 

Tab. 3 
Berechtigte Gruppen zur Teilnahme an staatlichen Integrationskursen 

Gruppe Beschreibung 
Ausländer mit Aufenthaltstiteln ab 
2005 

Gesetzlicher Anspruch auf Teilnahme bei Personen mit Aufenthaltserlaubnis, die nach 
Deutschland kommen als Arbeitnehmer, zu Zwecken des Familiennachzuges, aus 
humanitären Gründen (z.B. anerkannte Asylberechtigte und Flüchtlinge) und die 
langfristig Aufenthaltsberechtigte sind. Ausländerbehörde kann Teilnahmeverpflichtung 
feststellen. 

Ausländer mit Aufenthaltstiteln 
vor 2005 

Zulassung nur bei freien Kapazitäten möglich, u.U. verpflichtend für Bezieher von 
Arbeitslosengeld II oder bei in besonderer Weise integrationsbedürftigen Personen. 

Asylbewerber mit 
Aufenthaltsgestattung 

Zulassung bei guter Bleibeperspektive und freien Kapazitäten (nach Asylverfah-
rensbeschleunigungsgesetz vom Oktober 2015). 

Spätaussiedler Gesetzlicher Anspruch auf Teilnahme bei Aufnahme als Spätaussiedler ab dem Jahr 
2005. 

EU-Bürger/Deutsche 
Staatsangehörige 

Kein gesetzlicher Anspruch auf eine Teilnahme, Zulassung möglich bei unzureichenden 
Deutschkenntnissen und Integrationsbedürftigkeit sowie freien Kursplätzen. 

Quelle: Basierend auf Bundesamt für Migration und Flüchtlinge – BAMF (2015c). 
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Ein Anspruch auf eine Teilnahme am Integrationskurs be-
steht nicht für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, 
die in Deutschland eine Schulausbildung absolvieren. Des 
Weiteren können auch EU-Bürger und Spätaussiedler sowie 
Deutsche mit geringen Deutschkenntnissen diese Kurse be-
suchen. Nach Daten des BAMF haben im Jahr 2014 
161 000 Personen die staatlichen Integrationskurse besucht 
(vgl. Tab. 4), im ersten Halbjahr 2015 waren es gut 
100  000  Personen. Im gleichen Zeitraum 2014 waren es 
noch ca. 81 000, das ist eine Steigerung um etwa 24% im 
Vergleich zum Vorjahreszeitraum. 46% der Teilnehmer im 
ersten Halbjahr 2015 sind EU-Bürger (inkl. Deutsche), bei 
den Nicht-EU-Bürgern handelt es sich zum einen um Zu-
wanderer mit einer Aufenthaltserlaubnis zu Erwerbszwecken 
(nach §§18 und 19a (Blaue Karte) AufenthG) sowie um aner-
kannte Flüchtlinge. Unter den Top-10-Herkunftsländern er-
scheinen als Flüchtlingsgruppe bisher nur syrische Personen 
in der Statistik des BAMF, im ersten Halbjahr 2015 machte 
diese Personengruppe 17% aller Kursteilnehmer aus.

Durch die teilweise Öffnung der Kurse für 
Asylbewerber ist in Zukunft mit einem star-
ken Anstieg der Nachfrage nach diesen 
Kursen rechnen. Um eine Bedarfsschät-
zung durchzuführen, kann man sich an den 
Zahlen der bisher in Deutschland registrier-
ten Asylsuchenden orientieren und diese für 
das gesamte Jahr 2015 hochrechnen (vgl. 
Tab. 5). Wendet man auf diese Zahl die ak-
tuelle Gesamtschutzquote an (vgl. Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge – BAMF 
2015a) und betrachtet nur die Personen ab 
18 Jahren, dürften etwa 33% der registrier-
ten Asylsuchenden berechtigt sein, an Inte-
grationskursen teilzunehmen.

Auch wenn die EASY-Zahlen des BAMF Fehl- und Doppel
erfassungen enthalten können, zeichnet sich ein großer Be-
darf an Integrationskursen ab, der die Zahl der bisher ange-
botenen Plätze um ein Vielfaches übersteigt. Zur Umset-
zung der neuen Gesetzeslage ist es daher notwendig, das 
Angebot an Integrationskursen schnellstmöglich auszu
weiten.

Arbeitsmarktintegration

Asylsuchende, die sich noch nicht in einem Asylverfahren 
befinden, dürfen keine Erwerbstätigkeit aufnehmen. Erst 
mit Beginn des Asylverfahrens und dem damit verbunde-
nen Erhalt einer Aufenthaltsgestattung besteht unter be-
stimmten Bedingungen ein Zugang zum Arbeitsmarkt. 
Dasselbe gilt auch für Personen mit einem Duldungsstatus 
(vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge – BAMF 
2015e). Für die Dauer der bis zu sechsmonatigen Pflicht, 
in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, darf keine Er-

Tab. 4 
Herkunftsländer der Kursteilnehmer der staatlichen Integrationskurse, 2014 und 1. Halbjahr 2014/2015 

Herkunftsländer  
1. HJ 2015 1. HJ 2014 2014 Gesamt 

absolut in % absolut in % absolut in % 
Top 10, 1. HJ. 2015   
Syrien      14 929    17        5 252    7      12 883    9 
Polen        8 459    9        7 962    11      15 372    11 
Rumänien        7 644    9        5 536    8      11 674    8 
Bulgarien        6 292    7        4 222    6        8 859    6 
Italien        4 296    5        3 597    5        6 842    5 
Türkei        3 888    4        4 507    6        8 067    6 
Griechenland        2 771    3        3 014    4        5 386    4 
Spanien        2 449    3        2 638    4        4 773    3 
Ungarn        2 001    2        1 852    3        3 559    2 
Deutschland        1 820    2        2 157    3        3 970    3 
EU gesamt (inkl.DE)      41 218    46      35 671    50      69 590    49 
Nicht-EU gesamt      48 626    54      36 326    50      72 849    51 
Gesamt »Anzahl Kursteilnehmer«      89 844    100      71 997    100    142 439    100 
+ Kurswiederholer     10 813            9 483          18 565      
Gesamt    100 657           81 480         161 004      

Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge – BAMF (2015d; 2014b); Berechnungen des ifo Instituts. 
 

Tab. 5 
Berechnung des Bedarfs an Integrationskursen aus Zugängen  
an Asylsuchenden, 2015 

Registrierte Asylsuchende, Jan.–Nov. 2015 964 574 
Registrierte Asylsuchende Okt. 2015 181 166 
Registrierte Asylsuchende Nov. 2015 206 101 
Hochrechnung registrierte Asylsuchende 2015 gesamta) 1 158 208 
Gesamtschutzquote bei Asylanträgen 2015 (in %) 45,8 
Anteil Erwachsene (ab 18 Jahren, alle Asylbewerber, in %) 71,4 
Anteil Integrationskursberechtigte (in %) 32,7 
Bedarf an Integrationskursen aus registrierten 
Asylsuchenden 2015 

378 761 
a) Anhand des Durchschnitts der Monate Oktober und November. Das 
BAMF weist jedoch darauf hin, dass bei den EASY-Zahlen Fehl- und 
Doppelerfassungen nicht ausgeschlossen sind. 

Quelle: Basierend auf EASY-Datenbank, Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge – BAMF (2015a); Eurostat (2015); Berechnungen des  
ifo Instituts. 
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werbstätigkeit ausgeübt werden (§ 61 AsylG). Nach § 5 
Asylbewerberleistungsgesetz besteht jedoch die Möglich-
keit zur Beschäftigung von Asylbewerbern für »Arbeitsge-
legenheiten zur Aufrechterhaltung und Betreibung der 
Asylbewerbereinrichtung« sowie »Arbeitsgelegenheiten bei 
staatlichen, kommunalen und gemeinnützigen Trägern« zu 
einem Stundenlohn von 1,05 Euro je Stunde. Diese Form 
der Tätigkeit ist mit den sogenannten Ein-Euro-Jobs zu 
vergleichen und fällt somit nicht unter die Mindestlohnre-
gelung. Eine davon abweichende Tätigkeit (Erwerbstätig-
keit) darf erst drei Monate nach Stellung eines Asylantra-
ges ausgeübt werden, jedoch nur wenn kein Deutscher, 
EU-Bürger oder entsprechend rechtlich gleichgestellter 
Ausländer zur Verfügung steht. Man spricht hierbei von der 
sogenannten Vorrangprüfung durch das Arbeitsamt (§ 61 
AsylG, § 39 AufenthG).8 Es handelt sich um eine einge-
schränkte Arbeitserlaubnis, da vor Beginn einer Arbeitsauf-
nahme auch eine Erlaubnis bei der zuständigen Ausländer-
behörde beantragt werden muss. Nach 15 Monaten Auf-
enthaltsgestattung entfällt die Vorrangprüfung, jedoch 
bleibt die eingeschränkte Arbeitserlaubnis und somit die 
Notwendigkeit einer Zustimmung durch das Arbeitsamt 
bestehen. Eine uneingeschränkte Arbeitserlaubnis besteht 
für Asylbewerber und Geduldete nach vier Jahren Aufent-
halt in Deutschland. Für Personen mit positiven Asylent-
scheiden und somit einer Aufenthaltserlaubnis besteht 
auch eine uneingeschränkte Arbeitserlaubnis (§ 31 Be-
schäftigungsverordnung). Tabelle 6 zeigt die genannten 
Regelungen in der Übersicht.

Für Zeitarbeitstätigkeiten bzw. für eine Beschäftigung als 
Leiharbeitnehmer gibt es spezielle Regelungen. Im Rah-
men des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes wurde 
die Sperrfrist zur Ausübung einer Zeitarbeitstätigkeit für 
Personen mit einer Aufenthaltsgestattung oder einem Dul-

 8	 Die Vorrangprüfung entfällt seit Januar 2015 für Hochschulabsolventen 
in Engpassberufen, die die Voraussetzungen für den Erhalt einer »Blauen 
Karte EU« (§ 19a, AufenthG) erfüllen, oder für Fachkräfte, die eine aner-
kannte Ausbildung für einen Engpassberuf nach der Positivliste der Bun-
desagentur für Arbeit haben bzw. an einer Maßnahme für die Berufsan-
erkennung teilnehmen.

dungsstatus von vier Jahren auf 15 Monate reduziert. Für 
Fachkräfte gilt mit dem neuen Gesetz eine Sperrfrist von 
drei Monaten. Des Weiteren gibt es bestimmte Beschäfti-
gungsarten, für die von Grund auf keine Zustimmung der 
Arbeitsagentur erforderlich ist. Hierzu zählen eine Berufs-
ausbildung, Praktika zu Weiterbildungszwecken, Freiwilli-
gendienst oder die Arbeitsaufnahme von Hochqualifi
zierten.

Auch wenn die Regelung zum generellen Arbeitsverbot 
2014 gelockert wurde, da dieses von neun Monaten auf die 
ersten drei Monate nach Stellung des Asylantrages verkürzt 
wurde, bestehen durch die Vorrangprüfung und durch die 
eingeschränkte Arbeitserlaubnis erhebliche Hindernisse für 
Asylbewerber, eine Arbeit aufzunehmen. Auch die uneinge-
schränkte Arbeitserlaubnis ist nicht unproblematisch, da 
eine Aufenthaltserlaubnis vorerst für einen Zeitraum von 
drei Jahren ausgestellt ist und dann wieder geprüft werden 
kann. Diese Unsicherheiten und bürokratischen Hürden 
hindern Arbeitgeber daran, Asylbewerber und Flüchtlinge 
als Arbeitnehmer einzustellen. Dies bestätigt sich in einer 
aktuellen Untersuchung von Battisti et al. (2015) zu den Ar-
beitsmarktchancen von Flüchtlingen in Deutschland. Nach 
fehlenden Sprachkenntnisse und fehlender Qualifikation 
geben die Unternehmen die bürokratischen Hürden als 
wichtigsten Hinderungsgrund zur Einstellung von Flücht
lingen an.

Betrachtet man die Beschäftigungsquoten von Zuwande-
rern, die als Flüchtlinge nach Deutschland gekommen sind, 
im Vergleich zu anderen Zuwanderern, zeigen sich signifi-
kante Unterschiede. Die Beschäftigungsquote von Zuwan-
derern, die als Flüchtlinge nach Deutschland gekommen 
sind, liegt deutlich unter der von den anderen Zuwande-
rern. Im Zuzugsjahr liegt die Beschäftigungsquote von 
Flüchtlingen bei 8%, nach fünf Jahren bei knapp 50%, nach 
zehn Jahren bei 60%. Erst nach 14 Jahren Aufenthalt in 
Deutschland liegt die Quote mit ca. 70% auf demselben 
Niveau wie bei den anderen Zuwanderern (vgl. IAB 2015). 
Neben der Erwerbsquote unterscheidet sich auch die Ar-

Tab. 6 
Arbeitsmarktzugang abhängig vom aufenthaltsrechtlichen Status 

Personenkreis Arbeitsmarktzugang 
Asylsuchende (vor Stellung des Asylantrags) Kein Arbeitsmarktzugang 
Personen mit 
Aufenthaltsgestattung 
(Asylbewerber) und 
geduldete Personen 

Null bis drei Monate nach Asylantragsstellung und 
für die Dauer der Pflicht des Aufenthalts in einer 
Aufnahmeeinrichtung 

Kein Arbeitsmarktzugang/Es darf keine 
Erwerbstätigkeit ausgeübt werden, nur sog. 
Arbeitsgelegenheiten nach § 5 
Asylbewerberleistungsgesetz 

Vier bis 15 Monate nach Asylantragsstellung Eingeschränkter Arbeitsmarktzugang mit 
Vorrangprüfung  

16 Monate bis vier Jahre nach Asylantragsstellung Eingeschränkter Arbeitsmarktzugang ohne 
Vorrangprüfung 

Nach vier Jahren Uneingeschränkter Arbeitsmarktzugang 
Personen mit Aufenthaltserlaubnis (Asylberechtigte/anerkannte Flüchtlinge) Uneingeschränkter Arbeitsmarktzugang 

Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge – BAMF (2015e); BMAS (2015), Beschäftigungsverordnung, Asylgesetz und 
Aufenthaltsgesetz. 
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beitslosenquote zwischen den unterschiedlichen Gruppen 
von Zuwanderern. Battisti und Felbermayr (2015) zeigen für 
2013, dass diese bei Migranten aus Regionen, aus denen 
die Flüchtlinge vorwiegend kommen (Herkunftsregion 
»Nicht-West«), bei 13,02% liegt. Bei der Gruppe der Zu-
wanderer aus anderen Ländern der EU, aber auch aus 
USA, Kanada und Australien (Herkunftsregion »West«), liegt 
die Arbeitslosenquote für 2013 hingegen bei nur 5,05%.9

Zusammenfassung

Asylsuchende, die nach Deutschland kommen, sind mit ei-
ner Vielzahl von Regelungen konfrontiert. Je nach Ausgang 
ihres Asylverfahrens erhalten sie einen Rechts- und Aufent-
haltsstatus, der ihre weitere Perspektive in Deutschland be-
stimmt. Gerade bei denjenigen, denen schon Asyl gewährt 
wurde oder die eine gute Bleibeperspektive haben, er-
scheint es notwendig, Regulierungen zu vereinfachen, um 
eine schnelle Integration zu ermöglichen.

Gut 20% aller Asylbewerber sind Kinder und Jugendliche 
unter 18 Jahren. Zurzeit gibt es jedoch bei der Regelung 
der Schulpflicht zwischen den Bundesländern erhebliche 
Unterschiede, und es entstehen Wartephasen, in denen 
kein Schulbesuch erfolgt. Um unabhängig vom zugeteilten 
Bundesland schnell Zugang zu Schulbildung zu erhalten, 
erscheint eine Harmonisierung der Gesetzgebung bei der 
Schulpflicht von Asylbewerbern notwendig. Bei den Inte
grationskursen ist durch den Anstieg der Anzahl an Asylsu-
chenden und durch die sinnvolle Öffnung der Integrations-
kurse für Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive eine 
große Nachfrage nach diesen Kursen zu erwarten. Daher 
müssen dringend zusätzliche Kapazitäten aufgebaut wer-
den, damit alle Flüchtlinge die Chance haben, Deutsch zu 
lernen. Im Idealfall werden auch zusätzlich noch berufsbe-
gleitende Kurse nach Abschluss der Integrationskurse an-
geboten. 

Der uneingeschränkte Zugang zum Arbeitsmarkt besteht 
bisher für Asylbewerber nach vier Jahren Aufenthalt oder 
nach Erlangen der Aufenthaltserlaubnis. Zuvor besteht nur 
ein eingeschränkter Zugang zum Arbeitsmarkt. Aufgrund 
der hohen Anzahl an unerledigten Asylanträgen müssen die 
Asylbewerber zunehmend länger auf einen uneinge-
schränkten Arbeitsmarktzugang warten. Die Zahlen zu den 
Beschäftigungs- und Arbeitslosenquoten von Personen, 
die als Flüchtlinge nach Deutschland gekommen sind, zei-
gen jetzt schon eine verzögerte Arbeitsmarktintegration ge-
genüber anderen Zuwanderern. Asylbewerber mit guter 

 9	 Die Herkunftsregion »West« umfasst alle EU-Staaten, Island, Liechten-
stein, Norwegen, Schweiz, Israel, USA, Kanada, Neuseeland, Australien, 
Japan, Taiwan, Korea und Singapur (vgl. Battisti und Felbermayr 2015). 
»Nicht-West« bezeichnet alle anderen Staaten. Personen, die als Flücht-
linge nach Deutschland gekommen sind, fallen somit in der Regel unter 
die Kategorie »Nicht-West«.

Bleibeperspektive sollten daher schneller als bisher einen 
uneingeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt erhalten. Bü-
rokratische Hürden für Arbeitgeber, wie die Vorrangprüfung, 
müssen hierfür weiter abgebaut werden.
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Beschäftigungspläne der Unternehmen für 2016
ifo Managerbefragung: Investitions- und

Johanna Garnitz und Klaus Wohlrabe

In Deutschland ist die gesamtwirtschaftliche Produktion im 
Jahresverlauf 2015 ohne größere Schwankungen moderat 
gestiegen. In den ersten drei Quartalen expandierte das 
reale Bruttoinlandsprodukt mit einer Jahresrate von 1,5%. 
Getragen wurde der moderate Konjunkturaufschwung von 
der Binnennachfrage und hier zum überwiegenden Teil 
vom Konsum. Die Konsumausgaben der privaten Haus­
halte expandierten in den ersten neun Monaten in nahezu 
gleichem Tempo wie das reale Bruttoinlandsprodukt, be­
fördert von höheren Realeinkommen sowie der Auswei­
tung der Beschäftigung. Zuletzt kamen Impulse vom Kauf­
kraftplus aufgrund der neuerlich sinkenden Rohölpreise 
und der Flüchtlingsmigration. Der massive Zustrom von 
Asylsuchenden schlug sich im dritten Quartal außerdem in 
einem deutlichen Anstieg der Konsumausgaben des Staa­
tes nieder. Mehr aufgewendet werden musste etwa für die 
Bereitstellung von Unterkünften und für soziale Sachleis­
tungen. Im Vergleich zum Konsum verlief die Investitions­
konjunktur im Jahr 2015 im Großen und Ganzen enttäu­
schend, der im Winterhalbjahr scheinbar auf Touren ge­
kommene Investitionsmotor kam wieder ins Stottern. Die 
Investitionen in Ausrüstungen waren, nach starkem Jah­
resauftakt, im Sommer rückläufig; angesichts der schwa­
chen Auftragseingänge insbesondere auch aus dem au­
ßereuropäischen Ausland sahen die Unternehmen für Er­
weiterungsinvestitionen keinen Anlass. Die Bauinvesti­
tionen rutschten sogar, nach witterungsbedingt gleichfalls 
gutem Start, bereits im Frühjahr ins Minus. Schließlich wur­
de auch vom Außenhandel die gesamtwirtschaftliche Ent­
wicklung gebremst: Abgesehen von einem temporären 
Plus im zweiten Quartal war der Beitrag des Außenhandels 
zur Veränderung des realen Bruttoinlandsprodukts im Jahr 
2015 negativ, dies gilt vor allem für das dritte Quartal 2015. 
So haben die Exporte nicht zuletzt aufgrund der Schwäche 
wichtiger Schwellenländer nahezu stagniert, während die 
Importe von Waren und Energie im Gefolge der lebhaften 
Konsumkonjunktur und niedrigerer Rohölpreise recht dy­
namisch gestiegen sind.

Vor diesem Hintergrund befragte das ifo Institut 450 Mana­
ger, welches Konjunkturszenario sie 2016 erwarten und wie 
ihre Investitions- und Beschäftigungspläne für das neue 
Jahr aussehen. Die Umfrage deckte im Rahmen der ifo Ma­
nagerbefragung die Wirtschaftsbereiche Industrie, Bau, 
Handel und Dienstleistungen ab. Des Weiteren wurden die 
Unternehmen befragt, wie sie die wirtschaftlichen Folgen 
der Immigration für die Bundesrepublik beurteilen und wel­
che Hürden sie bei der Einstellung von Asylbewerbern se­
hen. Die Umfrage wurde im Auftrag der WirtschaftsWoche 
im Dezember 2015 durchgeführt. Der vorliegende Artikel 
stellt einige ausgewählte Ergebnisse vor.1

 1	 Detaillierte Ergebnisse, u.a. aufgegliedert nach Wirtschaftszweigen und 
Größenklassen, finden sich auch der Website des ifo Instituts unter www.
ifo.de/managerbefragung. Die WirtschaftsWoche berichtete in der Aus­
gabe Nr. 1 auf den Seiten 10 bis 16 über die Umfrage.

Für 2016 wird ein etwas langsameres Wachstum 
erwartet

Bezüglich der Frage, wie sich die deutsche Wirtschaftsleis­
tung 2016 im Vergleich zu 2015 entwickeln wird (vgl. 
Abb. 1), sind sich die befragten Manager uneinig: Die rela­
tive Mehrheit, 49%, geht davon aus, dass die deutsche 
Wirtschaft langsamer wächst als 2015. Ein etwas geringe­
rer Prozentsatz, 47%, erwartet ein in etwa gleiches Wachs­
tum wie 2015. Nur 4% sind sehr optimistisch und rechnen 
mit einer kräftigeren Expansion als 2015. Ein Blick auf die 
verschiedenen Branchen zeigt, dass die Manager im Bau- 
und Handelsgewerbe etwas pessimistischer sind als der 
Durchschnitt. In beiden Branchen erwartet die absolute 
Mehrheit, dass die Wachstumsrate des Bruttoinlandspro­
dukts niedriger sein wird als 2015. Die ifo Konjunkturprog­
nose geht für 2016 von einem Wachstum des Bruttoin­
landsprodukts von 1,9% aus (vgl. Wollmershäuser et al. 
2015). Dies würde ein stärkeres Wachstum als in diesem 
Jahr (1,7%) bedeuten.

Indifferenz bei Investitionsplänen, Personal wird 
aufgestockt

Etwas weniger als die Hälfte der befragten Manager (43%) 
berichten, dass sie 2016 ungefähr genauso viel investieren 
wollen wie 2015 (vgl. Abb. 2). Jeweils etwa ein Drittel gab 
an, mehr bzw. weniger Investitionen als 2015 tätigen zu 
wollen, d.h., hier halten sich im Durchschnitt die Antworten 
in etwa die Waage. Bei Betrachtung der einzelnen Wirt­
schaftsbereiche jedoch lassen sich Unterschiede erken­
nen: Der Saldo bzgl. der Investitionsplanungen im Dienst­
leistungs- und Baugewerbe ist positiv, d.h., der Anteil der 
Manager, die 2016 mehr als 2015 investieren wollen, ist 
höher als der Anteil, der weniger Investitionen als 2015 
plant. Während die Dienstleister hauptsächlich in Kapazi­
tätserweiterungen investieren wollen, möchten Manager 
des Baugewerbes Ersatzbeschaffungen tätigen. Im Durch­
schnitt aller Branchen sind Rationalisierungen nur zu 30% 

49%

47%

4%

Erwartungen an das Wirtschaftswachstum im Jahr 2016

Quelle: ifo Managerbefragung 2015.

Wir gehen davon aus, dass die deutsche Wirtschaft 2016 ...

ebenso schnell wächst
wie 2015

langsamer wächst als 2015

kräftiger wächst als 2015

Abb. 1
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relevant. Als Hauptgründe für geringere Investitionen wur­
den von den Managern vor allem die schlechten Rahmen­
bedingungen in Deutschland (z.B. Mindestlohn, Energie­
kosten, Regulierung) angeführt. Unter sonstigen Gründen 
gaben viele Manager an, dass hohe Investitionen in den 
Vorjahren getätigt wurden, so dass der Bedarf im kom­
menden Jahr niedriger sein wird. Schwächere Nachfrage 
aus den Schwellenländern ist lediglich für einige wenige 
Industrie- und Handelsunternehmen ein Grund für die In­
vestitionszurückhaltung. 

Bezüglich der Personalplanung für 2015 gab die Mehrheit 
der befragten Manager (69%) in den vier Wirtschaftszwei­
gen an, den Personalbestand voraussichtlich stabil zu hal­
ten (vgl. Abb. 3). Der Anteil der Befragten, die ihren Mitar­
beiterstamm erhöhen wollen, ist mit 20% etwas höher als 
der Anteil, der ihn verringern will (11%). Der Personalabbau 
soll überwiegend durch Verringerung der Stammbeleg­
schaft erreicht werden. Der Abbau durch Zeitarbeiter/be­
fristet Beschäftigte kommt erst an zweiter Stelle. Bei der 
Erhöhung des Personalstocks liegt der Fokus eindeutig auf 
Stammpersonal, die Zeitarbeiter/befristet Beschäftigten 
spielen dabei kaum eine Rolle. 

Geopolitische Konflikte bedrohen die Konjunktur

Die Konjunkturrisiken haben sich für die befragten Mana­
ger im Vergleich zur Umfrage im Vorjahr kaum verändert. 
Weiterhin sieht die Mehrheit der befragten Manager (54%) 
geopolitische Konflikte (Ukraine, Naher Osten) als die der­
zeit größten Risiken für die Konjunktur an (vgl. Abb. 4). An 
zweiter und dritter Stelle folgen wie im Vorjahr die Wirt­
schaftspolitik der Bundesregierung und ein Wiederaufflam­
men der Eurokrise für weitere wahrscheinliche Bedrohun­
gen der Konjunktur. In der aktuellen Umfrage empfinden 
die Befragten den zunehmenden Fachkräftemangel dies­
mal als ein etwas höheres mögliches Risiko (38%) für die 
Konjunktur als Reformstau und ein schwaches Wachstum 
in den Euroländern (36%). Weniger als ein Viertel der Be­
fragten sehen überzogene Lohnabschlüsse, steigende 
Strom- und Energiepreise und Wachstumsschwäche in 
den Schwellenländern als Gefahr für die Konjunktur. Defla­
tionssorgen teilen nur wenige Manager (7%). Die Ränge 
der möglichen Konjunkturrisiken waren in allen Wirt­
schaftsbereichen recht homogen. Mit Ausnahme des 
Fachkräftemangels: Dieser erhielt im Bau den höchsten 
Stellenwert als Konjunkturrisiko. 

Folgen der Immigration für die deutsche 
Wirtschaft

Im Jahr 2015 lag die Anzahl der nach Deutschland kom­
menden Asylsuchenden wahrscheinlich bei mehr als einer 
Million.2 Zu den Auswirkungen für die deutsche Wirtschaft 
befragt, fanden nur 13% der befragten Manager, dass die 
Zuwanderung keine nennenswerten wirtschaftlichen Fol­
gen haben wird (vgl. Abb. 5). Die absolute Mehrheit (56%) 
dagegen denkt, dass der starke Zustrom an Asylsuchen­
den zu einer wirtschaftlichen Belastung für die Bundesre­
publik wird (z.B. aufgrund fehlender Qualifikation oder man­
gelnder Sprachkenntnisse der Asylbewerber, die einer er­

  2	 Für weitere Details vgl. Poutvaara und Wech (2015).
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folgreichen Integration in den Arbeitsmarkt entgegenstehen 
könnten). 29% dagegen denken, dass Deutschland (lang­
fristig) profitiert (z.B. aufgrund stärkerer Nachfrage oder 
möglicher Lösung des Fachkräftemangels etc.). 

Die Integration der Asylbewerber in den Arbeitsmarkt wird 
vielfach diskutiert. Welche Hürden und wie hoch die be­
fragten Manager diese bei der Einstellung von Migranten 
beurteilen, zeigt Abbildung 6. Demnach sehen 78% der 
Manager aus allen Wirtschaftszweigen fehlende Sprach­
kenntnisse als größte Hürde für die Einstellung von Asylbe­
werbern. Insbesondere im Bau und im Handel ist der Pro­
zentsatz der Manager, die fehlende Sprachkenntnisse als 
großes Hindernis sehen, mit 84% bzw. 80% höher als im 
branchenübergreifenden Durchschnitt. Ein unpassendes 
Qualifikationsniveau empfinden 59% als große Hürde für 
die Einstellung von Flüchtlingen. Dies befürchten vor allem 
die Manager in der Dienstleistungsbranche (63%). Arbeits­
rechtliche Vorgaben sehen dagegen die meisten als keine 
oder kleine Hürde (37% bzw. 16%). Lediglich bei den Ma­
nagern in Industrie- und Handelsunternehmen überwiegt 
die Meinung der großen Hürde bei arbeitsrechtlichen Vor­
gaben. Der Mindestlohn dagegen stellt laut den befragten 
Managern meist keine Hürde dar (53%). Im Bau allerdings 
war der Anteil der Manager, die keine Hürde bei der Ein­
stellung von Migranten bezüglich des Mindestlohns sehen, 
mit 34% wesentlich geringer. Die vorgestellten Ergebnisse 
decken sich mit denen einer ifo Sonderbefragung im No­
vember 2015 zu den Arbeitsmarktchancen von Flüchtlin­
gen in Deutschland (vgl. Battisti et al. 2015). Die jeweilige 
Relevanz der Hinderungsgründe wurde in etwa genauso 
bewertet wie in der ifo Managerbefragung. Auch die etwas 
höhere Betroffenheit des Bausektors bezüglich des Min­
destlohns im Vergleich zu den anderen Wirtschaftszweigen 
spiegelt sich in den Resultaten wider. Zusätzlich zu den 
fest vorgegebenen vier Hürden, sahen die befragten Ma­
nager unter anderem mögliche Einstellungshürden bezüg­
lich der kulturellen Unterschiede (Wertvorstellungen, Men­
talität und Religion), speziellen unternehmensspezifischen 

56%

13%

28%

3%

Auswirkungen der Zuwanderung

Quelle: ifo Managerbefragung 2015.
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Gründen (besondere sicherheitsrelevante Personalüber­
prüfungen), der Bürokratie oder einer unklaren rechtlichen 
Situation (Asylstatus/Bleiberecht). 

Zusammenfassung

Die befragten Manager gehen eher von einem etwas lang­
sameren Wachstum im Vergleich zu 2015 aus. Was die In­
vestitionspläne betrifft, halten sich die positiven und die ne­
gativen Antworten die Waage. Hinsichtlich des Personals 
wollen die Unternehmen allerdings aufstocken. Die geo­
politischen Unsicherheiten stellen für die meisten Firmen 
das größte Risiko für die Konjunktur in Deutschland dar. Die 
Mehrheit der befragten Manager sieht im starken Flücht­
lingszustrom eine wirtschaftliche Belastung auf Deutsch­
land zukommen. Gegen eine erfolgreiche Einstellung von 
Asylbewerbern in ihren Betrieben sprechen vor allen Dingen 
sprachliche Hürden. Auch ein unpassendes Qualifikations­
niveau sehen die befragten Manager als weiteren Hinde­
rungsgrund. 

Literatur

Battisti, M., G. Felbermayr und P. Poutvaara (2015), »Arbeitsmarktchancen 
von Flüchtlingen in Deutschland: Ergebnisse einer Unternehmensbefra­
gung«, ifo Schnelldienst 68(22), 2015, 22–25.

Poutvaara, P. und D. Wech (2015), »ifo Migrationsmonitor«, ifo Schnell-
dienst 68(23), 2015, 24–31.

Wollmershäuser, T., W. Nierhaus, T. Berg, Chr. Breuer, J. Garnitz, Chr. Grim­
me, A. Hristov, N. Hristov, W. Meister, M., Reif., F. Schröter, A. Steiner, 
K. Wohlrabe und A. Wolf (2015), »ifo Konjunkturprognose 2015/2017: Ver­
haltener Aufschwung setzt sich fort«, ifo Schnelldienst 68(24), 23–66.

53%

3% 4%
16%

16%

15%

32%

37%

19%

78%
59%

32%

12%
4% 5%

15%

0%

20%

40%

60%

80%

100%

Mindestlohn fehlende
Sprachkenntnisse

Unpassendes
Qualifikationsniveau

Arbeitsrechtliche
Vorgaben

k. A. große Hürden kleine Hürden keine Hürden

Einstellungshindernisse von Zuwanderern

Quelle: ifo Managerbefragung 2015.

Welche Hürden sehen Sie für Ihr Unternehmen, Asylbewerber einzustellen?
in Prozent

Abb. 6



ifo Schnelldienst 1/2016 – 69. Jahrgang – 14. Januar 2016

41Im Blickpunkt

Die deutsche Wirtschaft zeigt sich grundsätzlich zufrieden 
zur Weihnachtszeit1

ifo Konjunkturtest Dezember 2015 in Kürze:

Klaus Wohlrabe

90

95

100

105

110

115

120

125

2010 2011 2012 2013 2014 2015

Geschäftserwartungen

Gewerbliche Wirtschafta)

Geschäftslage

Geschäftsklima

Indexwerte, 2005 = 100, saisonbereinigt

a) Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe, Groß- und Einzelhandel.

Geschäftsentwicklung

Abb. 1

Quelle: ifo Konjunkturtest.

-50

-40

-30

-20

-10

0

10

20

30

40

50

-20 -16 -12 -8 -4 0 4 8 12 16 20

Klima positiv
aber verschlechtert

Klima positiv
und verbessert

Klima negativ
aber verbessert

Klima negativ
und verschlechtert

Geschäftsklima nach Wirtschaftsbereichen

Salden, saisonbereinigte Werte

Veränderung in Prozentpunkten

Verarbeitendes Gewerbe 
Einzelhandel         

Großhandel

im Dezember 2015

Bauwirtschaft

Dienstleistungen        

Abb. 2

Quelle: ifo Konjunkturtest.

98

100

102

104

106

108

110

112

2010 2011 2012 2013 2014 2015

a) Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe, Groß- und Einzelhandel,
Dienstleistungssektor.

ifo Beschäftigungsbarometer Deutschland

Indexwerte, 2005 = 100, saisonbereinigt

Deutsche Wirtschafta)

im Dezember 2015

Abb. 3

Quelle: ifo Konjunkturtest.

 1	 Die ausführlichen Ergebnisse des ifo Konjunkturtests, Ergebnisse von 
Unternehmensbefragungen in den anderen EU-Ländern sowie des Ifo 
World Economic Survey (WES) werden in den »ifo Konjunkturpers
pektiven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von 75,– EUR/Jahr 
abonniert werden.

Die gute Stimmung in der deutschen Wirtschaft hat sich 
leicht eingetrübt. Der ifo Geschäftsklimaindex für die ge-
werbliche Wirtschaft Deutschlands sank von 109,0 Punk-
ten im November auf 108,7 Punkte im Dezember. Die Ein-
schätzungen zur aktuellen Geschäftslage fielen zurück. Der 
Optimismus mit Blick auf die zukünftigen Geschäfte blieb 
hingegen unverändert. Die Indexwerte für Klima, Lage und 
Erwartungen liegen jedoch insgesamt um etwa drei Punkte 
höher als im Vorjahresmonat. Ein besseres Ergebnis hätte 
man sich zu Weihnachten kaum wünschen können. Das 
Geschäftsklima verbesserte sich nur im Verarbeitenden Ge-
werbe und dem Dienstleistungssektor. Im Groß- und Einzel-
handel sowie im Bauhauptgewerbe gab der Indikator hin-
gen nach.

Das ifo Beschäftigungsbarometer stieg im Dezember von 
109,9 auf 110,5 Punkte. Die Beschäftigungsdynamik 
nimmt weiter zu. Wie in den Vormonaten trägt der Dienst-
leistungssektor am meisten zu dem Beschäftigungsboom 
bei. Der Höchststand vom Vormonat konnte nochmals 
übertroffen werden. Gleiches gilt für die Bauwirtschaft. Auf-
grund des milden Wetters werden weiterhin Arbeitskräfte 
gesucht. Trotz eingetrübter Stimmung im Handel wollen die 
Groß- und Einzelhändler mehr Personal einstellen. Die po-
sitive Entwicklung in der Industrie bleibt jedoch weiterhin 
schwach ausgeprägt.

Deutsche Firmen erhalten weiterhin fast problemlos Kredi-
te. Die Kredithürde für die gewerbliche Wirtschaft stieg im 
Dezember nur minimal auf 14,6%, nach 14,5% im Vormo-
nat. Die Niedrigzinspolitik der Europäischen Zentralbank 
wirkt weiter. Im Verarbeitenden Gewerbe gab die Kredithür-
de leicht nach. Dies war vor allem auf die Entwicklung bei 
den kleinen Firmen zurückzuführen. Dort sank die Hürde 
auf einen neuen historischen Tiefststand. Bei den mittleren 
und großen Firmen stieg sie hingegen. Im Bauhauptgewer-
be konnte das Niveau des Rekordtiefs vom November nicht 
gehalten werden. Die Kredithürde stieg um 1,5 Prozent-
punkte auf 18,6%. Im Handel blieb sie hingegen nahezu 
unverändert.

Die deutsche Industrie geht von steigenden Exporten aus. 
Die ifo Exporterwartungen sind auf den höchsten Wert 
seit März gestiegen und liegen nun bei 11,6 Saldenpunkten 
nach 7,6 im Vormonat. Die stabile Konjunktur in den USA 
und die enorme Euro-Abwertung, die die QE-Politik der 
EZB hervorgerufen hat, spielen hierbei die entscheidende 
Rolle. Der Export als wichtige Stütze der deutschen Kon-
junktur gewinnt wieder an beeindruckender Dynamik. In na-
hezu allen Branchen stiegen die Exporterwartungen. Insbe-
sondere die Unternehmen im Maschinenbau gehen 
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hoffnungsvoll mit Blick auf das Auslandsgeschäft ins neue 
Jahr. Der entsprechende Indikator zeigt nun den höchsten 
Wert seit Juli 2007. Auch aus der Metall- und der Phar-
maindustrie wurden vermehrt neue Aufträge aus dem Aus-
land gemeldet. 

Das Geschäftsklima im Verarbeitenden Gewerbe verharrte 
nahezu unverändert auf dem hohen Niveau des Vormonats. 
Dabei wurde die aktuelle Geschäftslage etwas weniger gut 
bewertet als im November, jedoch blickten die Unterneh-
men nochmals optimistischer auf die kommenden sechs 
Monate. Die Firmen verzeichneten mehr Auftragseingänge 
und stuften ihre Absatzchancen auch auf ausländischen 
Märkten merklich günstiger ein als zuletzt. Im Zuge dessen 
wurden auch die Produktionspläne etwas nach oben korri-
giert. Auch im Vorleistungsgütergewerbe blieb das Ge-
schäftsklima nahezu unverändert positiv. Die Umfrageteil-
nehmer schätzten die aktuelle Lage besser ein als zuvor. 
Die Geschäftsaussichten wurden jedoch, trotz gestiegener 
Exporterwartungen, leicht nach unten korrigiert. Im Investi-
tionsgüterbereich verbesserte sich das Geschäftsklima 
leicht, weil die Unternehmen nochmals optimistischer auf 
die kommenden sechs Monate blickten. Auch vom Ausland 
wurden stärkere Impulse erwartet. Die Urteile zur derzeiti-
gen Lage waren weiterhin gut. Bei einer deutlich gestiege-
nen Nachfrage dürfte die Produktion ausgeweitet werden. 
Im Bereich der Konsumgüterindustrie (ohne Ernährungsge-
werbe) stieg der Geschäftsklimaindikator. Die Umfrageteil-
nehmer schätzten ihre aktuelle Geschäftslage abermals 
besser ein. Das Auslandsgeschäft nahm wieder mehr Fahrt 
auf, und die Geschäftsperspektiven wurden günstiger ein-
geschätzt als im bisherigen Jahresverlauf. Nachdem die 
Auftragsbestände zuletzt rückläufig waren, stabilisierten sie 
sich diesen Monat wieder. Das Geschäftsklima im Ernäh-
rungsgewerbe schwächte sich weiter ab. Der Geschäfts-
lageindikator sank erneut und lag damit unter dem Vorjah-
reswert. Nach einem Rückgang im Vormonat wurden die 
Exportaussichten wieder etwas positiver eingeschätzt. 
Dennoch rechneten die Unternehmen für das kommenden 
halbe Jahr mit einer leichten Geschäftsabschwächung.

Zum Jahresende hat sich das Geschäftsklima im Bau-
hauptgewerbe leicht eingetrübt. Nach den Ergebnissen 
des ifo Konjunkturtests waren die befragten Unternehmen 
mit ihrer derzeitigen Geschäftssituation zwar etwas zufrie-
dener als zuletzt, dem Geschäftsverlaufs in den kommen-
den sechs Monaten sahen sie dagegen weniger optimis-
tisch entgegen. Der Auslastungsgrad der Gerätekapazitäten 
stieg auf 74,2% und lag damit um 0,4 Prozentpunkte über 
dem Vorjahreswert. 27% der Unternehmen meldeten Be-
einträchtigungen bei der Bautätigkeit, überwiegend wegen 
fehlender Aufträge (15%). Arbeitskräftemangel (5%) und 
ungünstige Witterungseinflüsse (6%) spielten nur eine un-
tergeordnete Rolle. Per saldo erwarteten mehr Bauunter-
nehmen in den kommenden drei Monaten eine Ausweitung 
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der Bautätigkeit. Nach den Angaben der Firmen konnten 
die Preise seltener heraufgesetzt werden. Für die nahe Zu-
kunft rechneten sie jedoch wieder mit größeren Preiserhö-
hungsspielräumen. In den kommenden Monaten dürfte 
sich der Personalbestand der Unternehmen weiter erhö-
hen. Seit Beginn der gesamtdeutschen Befragung Anfang 
1991 waren die Beschäftigtenerwartungen noch nie so po-
sitiv. Die Dezember-Sonderfrage beschäftigte sich mit dem 
Thema Betriebsurlaub und ergab, dass hierfür 21% der be-
fragten Firmen in den Sommermonaten den gesamten 
Baustellenbetrieb einstellen. Weitere 10% der Bauunter-
nehmen lassen dabei die Arbeit nur in einzelnen Niederlas-
sungen ruhen. Der Betriebsurlaub findet zumeist im August 
(55%; Vorjahreswert: 65%) bzw. im Juli und August (21%; 
Vorjahreswert: 15%) statt. Er dauert in der Regel zwei Wo-
chen (72%; Vorjahreswert: 77%). In 7% der befragten Un-
ternehmen haben die Beschäftigten lediglich eine Woche 
Betriebsferien, in 21% (Vorjahreswert: 15%) der Fälle dage-
gen drei Wochen. Im Tiefbau verbesserte sich das Ge-
schäftsklima merklich. Dies war auf merklich optimistische-
re Erwartungen zurückzuführen. Der entsprechende Indi- 
kator stieg auf den höchsten Wert seit mehr als einem Jahr. 
Auch die aktuelle Lage wurde etwas besser eingeschätzt. 
Die Hauptursache für die Beeinträchtigung der Bautätigkeit 
ist weiterhin Auftragsmangel. Witterungseinflüsse spielten 
für knapp ein Zehntel der Firmen eine Rolle. Im Hochbau 
hingegen hat sich das Geschäftsklima merklich abgekühlt. 
Auch hier waren die Erwartungen der Haupttreiber der Ent-
wicklung. Diese gaben deutlich nach. Die aktuelle Lage 
wurde zwar etwas weniger gut beurteilt. Die Einschätzun-
gen lagen jedoch weiterhin deutlich über dem langfristigen 
Mittelwert.

Der Geschäftsklimaindikator des Großhandels ist im De-
zember gefallen. Die Befragungsteilnehmer zeigten sich 
deutlich weniger zufrieden mit der derzeitigen Geschäftsla-
ge. Auch die Erwartungen für die kommenden Monate 
trübten sich ein, blieben jedoch über dem Jahresdurch-
schnitt. Die Nachfrage gewann wieder an Schwung, jedoch 
sahen sich die Firmen zu Preisabschlägen gezwungen. Die 
Planungen für die kommenden Monate beinhalteten nach 
wie vor eine leichte Ausweitung der Bestellmengen und 
eine Zunahme der Mitarbeiterzahl, allerdings weniger stark 
als zuletzt. Im Produktionsverbindungshandel trübte sich 
das Geschäftsklima spürbar ein. Die Firmen bewerteten so-
wohl die momentane Geschäftslage als auch die Aussich-
ten für die kommenden Monate weniger günstig als zuletzt. 
Den Testergebnissen zufolge gaben die Verkaufspreise 
nach. Das Geschäftsklima im Konsumgüterbereich hat sich 
im Vergleich zum Vormonat verschlechtert. Die Unterneh-
men äußerten sich etwas zurückhaltender zur kommenden 
Entwicklung als zuletzt. Die Testteilnehmer berichteten zwar 
von Umsatzsteigerungen im Dezember, konnten jedoch 
kaum Preissteigerungen durchsetzen. Die Bestelltätigkeit 
dürfte sich im Vergleich zu den Vormonaten abschwächen. 

Der Geschäftsklimaindikator im Großhandel mit Nah-
rungs-und Genussmitteln ist im Dezember gestiegen. Die 
momentane Geschäftssituation wurde zwar weniger positiv 
bewertet als im Vormonat, blieb aber auf hohem Niveau. 
Für die kommenden Monate zeigten sich die Firmen opti-
mistisch. Die Mehrheit der befragten Firmen berichtete von 
Umsatzsteigerungen, der Saldo erreichte den höchsten 
Wert des Jahres. Die befragten Betriebe planten, ihre Or-
dertätigkeit auszuweiten. Die Verkaufspreise und die Be-
schäftigtenzahlen dürften weiter steigen.

Der Geschäftsklimaindikator für den Einzelhandel hat im 
Dezember aufgrund der weniger positiv bewerteten aktuel-
len Geschäftslage leicht nachgegeben. Gleichzeitig ging je-
doch die Zahl der skeptischen Stimmen bezüglich der wei-
teren Geschäftsentwicklung etwas zurück. Den Befra- 
gungsergebnissen zufolge dürften die Preise in naher Zu-
kunft weiterhin steigen. Der Personalbestand soll weiter er-
höht werden. Im Gebrauchsgüterbereich führten weniger 
skeptische Einschätzungen des zukünftigen Geschäftsver-
laufs zu einem Anstieg des Geschäftsklimaindikators. Die 
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Testteilnehmer rechneten häufiger damit, die Verkaufsprei-
se anheben zu können, und kündigten an, zusätzliches 
Personal einstellen zu wollen. Im Verbrauchsgüterbereich 
trübte sich das Geschäftsklima ein. Die Beurteilung der ak-
tuellen Lage fiel angesichts des gestiegenen Lagerdrucks 
negativ aus. Auch die Einschätzungen der Geschäftspers-
pektiven sind deutlich pessimistischer geworden. Die Be-
stellvolumina sollen ebenso wie der Personalbestand ver-
kleinert werden. Die Unternehmen gingen trotzdem davon 
aus, die Verkaufspreise anheben zu können. Im Kfz-Einzel-
handel hellte sich das Geschäftsklima auf, da die Skepsis 
hinsichtlich der Geschäftsaussichten erkennbar nachgelas-
sen hat. Die Urteile zur momentanen Lage fielen nahezu 
unverändert positiv aus. Angesicht des verringerten Lager-
drucks wurden die Orderpläne weniger restriktiv gestaltet. 
Der Geschäftsklimaindikator für den Nahrungs- und Ge-
nussmitteleinzelhandel ist spürbar gestiegen. In Anbetracht 
der guten Umsatzentwicklung berichteten die Einzelhändler 
über eine vorzügliche Geschäftslage und zeigten sich in 
den Erwartungen optimistisch wie noch nie in diesem Jahr. 
Dennoch dürften die Preise nur noch vereinzelt angehoben 
werden. Die Beschäftigung soll weiter nach oben gefahren 
werden.

Der Indikator für das Dienstleistungsgewerbe Deutsch-
lands hat erneut einen historischen Höchststand erreicht. 
Der Indikator stieg von 33,6 auf 33,7 Saldenpunkte. Die 
Dienstleister waren auf hohem Niveau abermals merklich 
zufriedener mit ihrer aktuellen Geschäftslage. Die sehr op-
timistischen Erwartungen vom Vormonat wurden hingegen 
leicht zurückgenommen. Die Bereitschaft, neues Personal 
einzustellen, stieg auf den höchsten Stand seit mehr als ei-
nem Jahr. Im Transportwesen stieg der Klimaindikator nach 
dreimaligem Rückgang merklich an. Auch mehrte sich der 
Optimismus bezüglich der Entwicklungen in den kommen-
den Monaten. Als Reaktion darauf wurden die Personalein-
stellungspläne deutlich nach oben korrigiert. Im Teilbereich 
Landverkehr fingen die optimistischeren Erwartungen die 
weniger positiven Lageurteile auf und verhalfen dem Kli-
maindikator zu einem erneuten Anstieg. Die Personalpla-
nungen wurden deutlich expansiver ausgerichtet als zu-
letzt. In der Güterbeförderung im Straßenverkehr wurde die 
aktuelle Lage weiterhin sehr günstig beurteilt. Der zuver-
sichtlichere Blick auf die nächsten Monate ließ den Klimain-
dikator etwas steigen. Personaleinstellungen dürften ex-
pansiv ausgerichtet bleiben. Im Bereich Spedition und 
sonstige Verkehrsdienstleistungen (einschließlich Logistik) 
stellten sich sowohl die Lage als auch die Aussichten posi-
tiver dar als zuletzt, so dass der Klimaindikator wieder an 
den sehr guten Wert vom Oktober anknüpfen konnte. Den 
Angaben zufolge dürfte in den kommenden Monaten ver-
mehrt neues Personal eingestellt werden. Im Bereich der 
Reisebüros und Reiseveranstalter stellte sich die aktuelle 
Situation nicht mehr ganz so positiv dar wie in den vergan-
genen zwei Monaten. Außerdem wurden nur noch verein-

zelt zuversichtliche Perspektiven angegeben. Der Klima
indikator gab erneut nach und unterschritt seinen lang- 
jährigen Mittelwert. Die Personalplanungen wurden eben-
falls deutlich nach unten korrigiert, so dass der Saldenwert 
nur noch knapp über dem Durchschnitt lag. Im Bereich der 
Architekturbüros stieg der Klimaindikator leicht an, und die 
Geschäftssituation stellte sich als außerordentlich günstig 
dar. Die Nachfrageerwartungen blieben zuversichtlich, und 
auch die Personalplanungen fielen positiver aus. Im Bereich 
der Ingenieurbüros blickten die Testteilnehmer weniger er-
wartungsvoll auf die kommenden Monate. Die Lageurteile 
verharrten hingegen auf einem sehr hohen Niveau. Die be-
fragten Firmen rechneten weiterhin mit einer wachsenden 
Beschäftigtenzahl.
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